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atom · spenden • atom · spen-

Liebe Freundinnen und Freunde dieser Zei­
tung! 
Die atom, bzw. ihre Vorläufer atomexpress 
und atommOIIzeitung, gibt es nunmehr seit 
Ober 8 Jahren. Daß die fetten Jahre der 
Vergangenheit angehören, wrßt ihr genau­
so gut wie wir. Normalerweise sind wir weit 
davon entfernt, unsere Leserinnen und Le­
ser mit Spendenaufrufen oder Ähnlichem 
zu belästigen. Auch haben wir bislang auf 
die Unterstotzung von Parteienseite oder 
Ökofonds verzichten können. Desweiteren 
lehnen wir es nach wie vor ab, unsere Zei­
tung mit Werbung ala Malbouro zu verkau· 
fen. 
Aber nichts desto !rotz sind wir auf zusätz· 
liehe Gelder angewiesen, wenn wir langfri­
stig weiter durchhalten wollen und sollen. 
Warum? Zunächst denken wir, daß eine 
wellere Preiserhöhung auf 5.·DM pro Aus· 
gabe nur schwer umzusetzen sein wird. Ein 
Senken der Kosten Ist ohnehin nicht mög· 
lieh, da wir seit jeher ohne bezahlte Kräfte 
arbeiten und zu geringen Kosten die Tech· 
nlk einiger Alternativbetriebe mitbenutzen 
können. Was also tun, wenn wir mit dem 
wenigen Geld nicht mehr hinkommen? 
Wir setzen darauf, daß es noch einige Leu­
te bzw. Gruppen und Organisationen gibt. 
denen die atom politisch und persönlich 
wichtig genug ist, um ab und zu eine Spen· 
de zu überweisen. 
Wie bereits erwähnt, liegt es uns fern. auf 
die TränendrOse zu drUcken oder Leute un· 
ter moralischen Druck zu setzen. Es geht 
nur darum, daß nun nach langen Jahren 
der Zeitpunkt gekommen ist, wo wir finan· 
zielle Unterstützung brauchen. Leider wer· 
den wir zusatzlieh in der nächsten Zelt 
noch mit einigen Prozessen gegen presse­
rechtlich Verantwortliche der atom zu tun 
haben. Der erste findet am 28.0ktober in 
Göttingen statt, weil wrr ln der atom das 
zentrale Tag X Plakat zum Bestellen ange­
boten haben und rn Artikeln posittv Ober 
die Wendlandblockade berichteten. 
Es wäre schön, wenn srch die Betroffenen 
zusätzlich zum Prozess nicht auch noch 
die Kosten authalsen mOSten. Auch dafOr 
soll das Spendenkonto sein. 
Also, jetzt mal ran, vtelleicht auch mal ge· 
sammelt. Wer nlx oder kaum was ttat, der 
soll auch nichts spenden, aber es gibt be· 
stimmt noch andere ... 
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Mirchan 

Die Geschichte von 
den sieben Zwergen 

Teil I 
Vor vielen Millionen Jahren waren Norddeutschland, Holland, 

Dänemark und zahlreiche andere Länder von einem großen, seich­
ten Meer bedeckt. Damals gab es noch keine Menschen. Das Meer 
war so salzig, daß sich auf dem Grunde des Meeres das Salz in dicken 
Schichten sammelte. Später verschwand das Meer. Flüsse, Gletscher 
und der Wind brachten viel Erde heran, die sich auf das Salz legte. 
Diese Erde lastete schwer und immer schwerer auf den Salzschich­
ten. 

Und nun geschah etwas, das so ähnlich ist, wie wenn wir in ein 
mit Marmelade gefülltes Brötchen beißen: Die Marmelade quillt 
zwischen den beiden Hälften hervor. So quoll auch das Salz in di~ 
Höhe: Es stieg auf, und zwar nur an den Stellen, wo die Erdschicht 
nicht so schwer war. Besonders leicht und hoch konnte es dort auf­
steigen, wo Risse und Spalten waren, durch die es vordringen konn­
te. So bildete es riesige, unterirdische, domartige Berge, die da und 
dort schon ziemlich nahe an die Erdoberfläche heranreichen. 

Diese Dome werden "Salzstöcke" genannt. Bis zum heutigen Tag 
sind sie nicht zur Ruhe gekommen. Sie steigen immer noch höher, 
manche schneller, manche langsamer. Aber sie werden nie das Ta­
geslicht erreichen können, denn die obersten Erdschichten - bis 
hinunter in eine Tiefe von einigen hundert Metern -enthalten sehr 
vid W~, Grundwasser, und wenn der Salzstock in diese Schich­
ten, die das Grundwasser führen, hineinsteigt, so wird sein Salz an­
dauernd von dem Wasser aufgelöst. Das geht ganz leicht; wir alle ha­
ben schon gesehen, wie schnell sich Salz in einem Glas Wasser oder 
einem Teller Suppe auflöst. Der Salzstock kann also durch das 
Grundwasser nicht hindurch. 

Dort, wo das Salz nun aufgelöst wird, bleiben Gips und andere 
lockere, leicht zerbrechliche Stoffe zurück. Man sagt, der Salzstock 
hat einen "Gipshut". Manchmal bricht ein solcher Gipshut zusam­
men, da er ja sehr schwach und locker ist. Dann rutscht über ihm 
die Erde nach, und es kann oben, an der Erdoberfläche, zu einem 
Erdbeben kommen: Häuser stürzen zusammen, und Menschen kön­
nen verletzt oder gar getötet werden. 

Da also die Salzstöcke sehr empfindliche Gebilde sind und waren, 
sich dauernd bewegen, vom Wasser gelöst werden und auch gefährli­
che Erdbeben hervorrufen können, wurden Wächter für sie bestellt: 
Die Zwerge. Auch in dem Salzstock bei Gorleben, der besonders 
viel Pflege und &ewachung erforderte, lebten seit urdenklicher Zeit 
deren Sieben. 

Sie hatten es sich in einer kleinen Höhlenwohnung mitten im 
Salzstock sehr gemütlich gemacht. Der Salzstock war so groß, und 
die Zwerge und ihre Wohnung waren so klein, daß sie das natürli­
che Gleichgewicht im Salzstock nicht weiter störten. Sie hatten in 
ihrer Wohnung sieben kleine Schlafzimmer. Diese waren teils ne­
beneinander. teils untereinander angeleßt, sodaß man, um in man­
che hineinzukommen, vom Hauptgang aus auf Leitern kleine 
Schächte hinuntersteigen mußte. Außerdem gab es in der W ehnung 
zwei Badezimmer. Dann war da natürlich eine große Küche, mit 
einer Speisekammer, die am Ende einer langen Treppe im obersten 
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Teil des Salzstockes lag, wo es kühler war. So brauchten die Zwerge 
keinen Kühlschrank. Weiterhin gab es ein großes Eß- und Wohn­
zimmer, in dem die Zwerge einen großen Teil ihrer freien Zeit ver­
brachten. 

Am Rande des Salzstockes gab es einen unterirdischen Wasserlauf. 
Die Zwerge, die beim Basteln und Bauen ja sehr geschickt sind, hat• 
ten dort ein kleines Wasserrad angebracht, das einen Generator an­
trieb, der Strom erzeugte. So konnten sie die dektrischen Lampen 
in ihrer Wohnung und in den Gängen und Schächten, die sie im und 
um den Salzstock angeleßt hatten, mit Strom versorgen. Das Wasser, 
was sie zum Waschen, Trinken, Kochen und für die Badezimmer 
brauchten, kam auch von dem Wasserfall. Zum Erwärmen des Was­
sers und zum Heizen - was aber fast nie nötig war, da es dort unten 
nie sehr kalt wird - benützten sie Erdgas, das sie unter dem Salz. 
stock, in sehr tiefen Erdschichten gefunden hatten. Sie hatten kleine 
Röhren nach unten in diese Schichten geleßt. Das Erdgas war natür­
lich nicht unerschöpflich; aber die Zwerge brauchten nur ganz we­
nig für sich, und waren überdies, noch sehr sparsam, sodaß genug für 
unermeßlich lange Zeit vorhanden war. 

Die Küche und die Zimmer- vor allem das große Wohnzimmer 
-hatten sie gemütlich eingerichtet und auf die Fußböden Teppiche 
gelegt • .AJi den Wänden hingen bunte Wandteppiche, damit man 
nicht zuviel von dem blanken Salz sah, in das alle Räume ja einge­
hauen waren. Andererseits war es schon sehr praktisch, so mitten 
im Salz zu wohnen. Fehlte es etwa der Suppe an Würze, so kennte 
man einfach zur Wand gehen, den Wandteppich ein wenic zur Seite 
schieben, und etwas Salz abschlagen oder mit einem Messer abkrat-



zen, .um es in die Suppe zu tun. Auch hatten die Zwerge immer ge­
nug Salz, wenn sie etwa Fleisch einpökeln wollten, um es für längere 
Zeit haltbar zu machen. Das Fleisch holten sie sich von Zeit zu Zeit 
von der Erdoberfläche, die sie durch lange, schmale; verwinkelte 
Schächte, die sie in alten Klüften und Rissen in der Erde angelegt 
hatten, erreichten. Sie verkleideten sich bei diesen Ausflügen stets 
als Menschen, um nicht erkannt zu werden, wenn sie bei den Bau­
ern einkauften, und- im Tausch gegen Salz und seltene Steine­
Fleisch, Wurst, Milch, aber auch Gemüse, Obst und manchmal 
Schokolade besorgten. 

Einige erfahrene, alte Bauern ahnten zwar sehr wohl, was es mit 
den seltsamen Burschen für eine Bewandnis hatte. Sie behielten dies 
aber wohlweislich für sich. Denn sie ahnten auch, daß die Zwerge 
seht empfindsame kleine Geschöpfe waren, die nicht gerne von neu­
gierigen "Riesen" bestaunt und in ihrer Arbeit gestört werden woll­
ten. Das heißt aber nicht, daß die Zwerge etwas gegen die Menschen 
gehabt hätten oder diesen etwa nicht freundlich gesonnen gewesen 
wären. 

Im Gegenteil- sie hüteten und pflegten den Salzstock ja auch für 
die Menschen, die darüber auf der Erdoberfläche wohnten. Uner­
müdlich waren sie in ihren kleinen Gängen unterwegs, denn sie 
mußten stets genau beobachten, was sich im und um den Salzstock 
zutrug. In dicken Büchern schrieben sie alles auf, etwa um wieviel 
der Salzstock in einem bestimmten Jahr höhergestiegen war, wo 
sich neue Risse und Brüche gebildet hatten, wo das Wasser Salz auf­
gelöst hatte, und vides andere mehr. Oft arbeiteten sie oben, im 
Gipshut, und brachten Stützen und Verstärkungen an, damit er 
nicht zu rasch zusammenstürzte und die Menschen nicht plötzlich 
gefahrdete. Solche Brüche und Stürze ganz zu verhindern, wäre 
ni~t möglich, aber auch nicht richtig gewesen: Denn es war den 
Zwergen verboten, den natürlichen Lauf der Erdgeschichte im Gro­
ßen zu ändern oder aufzuhalten. 

Die Zwerge verstanden dieses Verbot und richteten sich danach. 
Denn sie waren ja sdbst ein Teil der Natur und wollten gar nicht ge­
waltsam eingreifen und Dinge durcheinander bringen. Sie wußten, 
daß unüberlegte Änderungen unabsehbare Folgen haben können: 
Daß etwa ein Graben oder Tunnel, der angdegt wird, um einem 
Wasserlauf einen neuen Weg zu geben-, zum Austrocknen einer gan­
zen Landschaft führen kann. Daß giftige Gase, die in die Luft gebla­
sen werden, um sie zu verdünnen und unschädlich zu machen, Wäl­
der töten können. Oder daß fremde Stoffe, die an eine Stelle des 

Salzstocks gebracht werden, noch mehrere Kilometer davon ent­
fernt seine Bewegung beeinflussen können. 

So wollten die Zwerge vor allem Beobachter und Bewahrer sein. 
Sie waren glücklich und zufrieden, wenn sie sahen, daß ihr Wissen 
um den Salzstock und seine Umgebung immer größer wurde und 
im übrigen alles seinem gewohnten Gang folgte. 

Doch das sollte nicht so bleiben: Eines abends saßen die Zwerge­
von ihrem anstrengenden Tagewerk rechtschaffen müde und hun­
grig - beim Abendessen. Als sie gerade beim Nachtisch angelangt 
waren, hörten sie ein ganz leises Summen, das man gerade noch 
wahrnehmen konnte und das von ganz oben, aus den Schichten 
über dem Gipshut, kommen mußte. Weil es aber nur ein ganz leises 
"ssssss ... " war, dachten die Zwerge nicht weiter darüber nach. Spä­
ter gingen sie zu Bett und als sie am nächsten Tag in den Gängen 
und Schächten des Salzstockes ihrer Arbeit nachgingen, hatten sie 
den Vorfall bereits vergessen. 

Am nächsten Abend jedoch, als sie wieder beim Essen waren, hör­
ten sie plötzlich kein Summen mehr, sondern eher ein Dröhnen 
und Grollen- "bllT( ... ", das auch schon von den obersten Regio­
nen des Salzstockes selbst auszugehen schien. Die Gläser im Schrank 
klirrten leise, und die Lampe im Eßzimmer begann leicht hin und 
her zu schwanken. Weil die Zwerge aber gerade an diesem Abend 
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besonders erschöpft waren. hatten sie keine Lust mehr, sofort aufzu. 
stehen und nachzusehen, was da los sei. Gähnend, wihrend sie 
schon ihren Betten zustrebten, beschlossen sie, am nächsten Morgen 
nach dem Rechten zu sehen. Ooc::h als sie am Morgen erwachten, 
konnten sie das merkwürdige Geräusch nicht mehr hören, und so 
gingen sie ihrer gewohnten Arbeit nach: Sie waren den ganzen Tag 
im untersten Teil des Salutockes mit den Erdgasrohren beschäftigt. 

Doch als sie am dritten Abend ihren Nachtisch verzehrten, 
dröhnte und krachte es plötzlich ganz gewaltig -
~OOAARRIII"- und mit ungeheu­
rem Getöse zerbrach die Zimmerdecke und ein mächtiger Bohrer 
kam durch. Er kam schnell tiefer und hatte bald auch den Tisth mit· 
ten durchgebohrt: Die Schüsseln, Teller und Gläser fielen zu Boden 
und zerbrachen. Nun waren die Zwerge sehr erschrocken. Im ersten 
Augenblick fiel ihnen nichts besseres ein, als schnell davonzuren­
nen. Sie liefen über den Gang bis um die erste Ecke. Dort versteck· 
ten sie sich und lauschten. Naeh kurzer Zeit hörten sie wieder ein 
Dröhnen, Krachen und Mahlen - der Bohrer hatte den Fußboden 
des Eßzimmers erreicht und fraß sich tiefer und tiefer nach unten. 
Dann drehte er sich wieder eine Weile in der Luft, weil er durch eine 
der kleinen Schlafkammern ging, die genau unter dem Eßzimmer 
lag. Schließlich fraß sich der Bohrer wieder ins Salz. Er war durch 
die Wohnung der Zwerge hin~gegangen, als ob sie. gar nicht da­
gewesen wäre. Die Zwerge warteten angespannt, was weiter passie­
ren würde. Sie wußten nämlich, daß einige Meter unter der Woh­
nung eine große Gasblase im Salutock eingeschlossen war. Das Gas 
hatte sich vor urdenklicher Zeit gebildet und wanderte jetzt ganz all­
mählich durch das Salz- in vielen Tausend Jahren hätte es viel­
leicht von selbst langsam die Wohnung der Zwerge erreicht. Aber 
jetzt wurde es schlagartig angebohrt! Das Gas war durch die gewalti­
gen Salzmassen ringsum stark zusammengepreßt, und so geschah, 
was gestheben mußte: 

Mit einem gewaltigen Fauchen und Zischen sauste das Gas aus der 
Blase. Was in den durchgebohrten Zimmern der Zwergwohnung 
noch heil geblieben war, wurde jetzt umgeworfen und zerschlagen. 
Den Zwetgen, die sich ja wohlweislich in größerer Entfernung ver­
steckt hatten, geschah nichts. Das Gestänge aber, das einige hundert 
Meter lang von der Erdoberfläche herunterreichte und an dessen 
Spitze der Bohrer befestigt war, machte einen gewaltigen Ruck, als 
das Gas frei wurde. Er wurde verbogen. Oben am Bohrturm wurde 
eine Antriebsmaschine beschädigt. Und die Arbeiter und T ec:hniker 
auf der Erdoberfläche mußten sich daran .machen, ihren Bohrer wie­
der hochzuziehen. 

Nun müssen wir freilich erfahren, wer die Menschen waren, die 
da oben gebohrt hatten, und warum sie es getan hatten. In Deutsch­
land gab es zu jener Zeit nämlich viele Atomkraftwerke. In solchen 
Kraftwerken wird Uran verbraucht. Dabei entsteht aus dem Uran 
radioaktiver Abfall, oder, wie man einfach sagt, Atommüll. Die 
Leute, die die Atomkraftwerke bauten, und die, die mit ihnen 
Strom etzeugten, hatten am Anfang überhaupt nicht darüber nach­
gedacht, was mit dem Atommüll geschehen sollte. Sie wollten auch 
gar nicht darüber nachdenken, denn die Atomkraftwerke waren oh­
nehin schon viel teurer und funktionierten viel schlec:hter, als ihre 
Erfinder erwartet hatten. Und sie hatten von der Regierung ohne­
hin schon viel Geld bekommen, um ihre Verluste auszugleichen. 
Darum wollten sie sich über den Atommüll nicht auch noch den 
Kopf zerbrechen. 

Aber schließlich mußten sie sich doch mit dem Problem beschäfti­
gen. Bei den Atomkraftwerken hatte sich soviel Atommüll ange­
sammelt, daß man ihn drjngend wepchaffen mußte. Einfach auf die 
Müllkippe werfen konnte man ihn nicht. Denn Atommüll ist radio­
aktiv, das heißt, er sendet unsichtbare Strahlen aus, die sehr gefähr­
lich für Menschen, Tiere und Pflanzen sinä. Alle Lebewesen beste-

hen nämlich aus unzähligen Zellen, die so winzig sind, daß man eine 
einzige von ihnen mit freiem Auge gar nicht sehen kann. In der Mit­
te jeder Zelle befindet sich ein noch kleinerer Zellkern. Dieser Zell­
kern regelt und kontrolliert, wie die Zelle wächst und wie sie sich 
v~rmebrt. Radioaktive Strahlung aber kann den Zellkern verlet~n 
und beschädigen. Lebewesen, die davon betroffen sind, werden -
oft erst viele Jahre später - krank. Sie bekommen Krebs, das bedeu­
tet, daß die Zellen unkontrolliert wuchern, oder sie bekommen an­
dere Krankheiten, an denen. sie sterben können. In manchen Fällen 
ist es noch .schfunmer: Es k\DD vorkommen, daß zum I$eispiel ein 
Mensch von Strahlen getroffen wird, ohne daß man ihm sein Leben 
lang etwas anmerkt - weil aber seine Keimzellen beschädigt wur· 
den, kommen seine Kinder, Enkel oder Urenkel tot oder als Krüp­
pel auf die Welt. Radioaktive Stoffe gibt es nicht nur im Atommüll: 
Auch ein Atomkraftwerk gibt ständig welche an die Luft und das 
Wasser in der Umgebung ab. 

Viele Menschen in ganz Deutschland, die sich um ihre Gesundheit 
und die ihrer Kinder und Kindeskinder Sorgen machten, waren da­
her gegep die Atomenergie. Vor allem in der Nähe von Atomkraft­
werken waren viele Leute beunruhigt. Sie wollten, daß man damit 
Schluß macht, mit Atomkraft Strom zu erzeugen. Sie waren gegen 
die Vergeudung von Energie und wollten ungefährlichere lraftwer­
ke haben. Da sie sich über alles, was mit der Atomenergie zusam. 
menhängt, genau informiert hatten, wußten ,sie auch über den ge-
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fährlichen AtommUll Bescheid. Sie wdten, daß AtommUll absolut 
dicht. verpaclu werden muß, damit er keinen Sc:hadq anrichten. 
kann, und verlangten von den BeSitzern der Atomkraftwerke, ,sich 
datwn zu kümmern. 

Diese Besitzer waren in einer verzwickten Lage, weil sie nun ganz 
rasch einen Lagerplatz für den Atommüll brauchten. Verzweifelt 
gingen sie zu ihren Freunden in der Regierung und baten sie, ihnen 
zu helfen. 

Gemeinsam kamen sie schließlich auf die Idee, ganz tiefe Löcher 
zu bohren, in den SalZstock bei Gorleben, und den AtommUll dort 
einfach hinunter zu werfen. Sie WlJßten nicht, daß Salzstöcke sehr 
empfindliche Gebilde sind, und wollten e$ auch gar nicht wisaen, da 
es ihnen wichtiger war, ganz schnell einen Platz für den AtommUll 
zu finden. Daher redeten sie einander ein, daß AtommUll in den 
Salzstöcken ausgezeichnet aufbewahrt werden kann, und versuch­
ten auch, alle an~ davon .zu überzeugen. 

Die Regierung stellte das nötige Geld zur Verfügung, und es wur­
den Techniker, Bergleute und Ingenieure zum Salzstock bei Gorle­
ben geschickt, um dort Löcher zu bohren. Bei der ersten Bohrung 
passierte es dann, daß die Zwerge bei ihrem Abendessen auf&e­
sc:hreclu worden waren. 

Oben an der Erde betrachteten-die Techniker nun das verbogene 
Bohrgestänge, das sie wieder hochgezogen hatten. Sie waren ziem­
lich beunruhigt. Sie merkten, daß da irgendetwas nicht stimmte. 
Von den Zwergen wußten sie nichts - die Professoren an den 
Hochschulen, an denen die Bergingenieure ausgebildet worden wa­
ren, glaubten nicht an Zwerge und erziihlten ihren Studenten daher 
nichts davon. Die Politiker, die den Salzstodt für den AtommUll 
ausgesucht hatten, hatten nichts von Gasblasen oder anderen unan­
genehmen Erscheinungen berichtet, Sie meinten, der Salzstock sei 
ganz ideal für den MülL Die Techniker konnten nun aber doch mit 
ihren eigenen Augen sehen, daß etwas nicht in Ordnung war. Sie 
waren sich zwar nicht sicher, aber sie vermuteten, daß sie eine Gas­
blase qebohrt hätten. 
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Null Entsorgung 
In Dragahn alles offen 

Mitte August hatte die DWK ihren An­
trag auf Errichtung einer W AA in Dra­
gahn zurückgenommen, in dem Rücknah­
meschreiben heißt es allerdings, die DWK 
würde es "für spätere Überlegungen un­
seres Hauses begrüßen", wenn der Stand­
ort, der sichnachbisherigen Untersuchun­
gen als sehr geeignet fdr die Wiederaufar­
beitung erwiesen habe, auch weiterhin 
als "Vo"angstandort" erhalten werden 
könnte. Tatsächlich ist Dragahn als sol­
cher nach wie vor im Landesraumord­
nungsprogramm ausgwiesen und "die 
Landesregierung sieht bislang keine Ver­
anlassung ihn ... zu streichen". (FAZ 
13.9.85) Das heißt, Dragahn ist nicht 
endgültig aus dem Rennen,sondern könn­
te bei einer später notwendigen Suche 
nach einem weiteren WAA- Standort 
(oder von Teilanlagen, z.B. Zwischen­
lager) durchaus wieder aktuell werden. 

Konditionierungsanlage nach 

Gorleben? 

Die Entscheidung über den Bau der Al­
brecht als "Ausgleichsleistung" für den 
"Verlust" der WAA versprochenen Kon­
ditionierungsanlage (Verpackungsanlage 
für Atommüll s.Atom März/April 85) 
soll noch im Oktober bei der nächsten 
Aufsichtsratssitzung der DWK fallen. Als 
Standort dürfte Gorleben genannt wer­
den, auch Schröder, möglicher zukünfti­
ger SPD- Ministerpräsident, hat sein "ja" 
zu einem Standort "in der Nähe des End­
lagers 'gegeben.Miteinementsprechenden 
Genehmigungsantragwäre nach der Land­
tagswahl im Frühjahr '86 zu rechnen. 
Die Konditionierung ist nicht nur erfor­
derlich für Verpackung der WAA- und 
THTR- Abfälle, die bislang nicht wieder­
aufgearbeitet werden können, sondern 
auch für die (wesentlich kastengünstige­
re) Direkte Endlagerung. 
Für letztgenannten Weg wäre eine Ände­
rung bzw. Neudefinition des Atomgeset­
zes erforderlich; laut FAZ macht die 
DWK die Errichtung einer Konditionie­
rungsanlage "zumindest" vom "politi­
schen Willen zu einer Atomgesetz- A"n­
derung (abhängig), die die Konditionie­
rung zum Bestandteil eines gesicherten 
Entsorgungsnachweises macht" Die 
FAZ verweist in diesem Zusammenhang 
auf den 1984 ausgewiesenen 152 Mio. 
Verlust der DWK - bei einer Atomge­
setzänderung zugunsten der Direkten 
Endlagerung könnte die DWK den Bau 
einer zweiten oder erweiterten W AA 
Staatsangelegenheit werden lassen. 

Doch wohin mit dem Atommüll ? 

Dies wird offenbar auch der Atommafia 
immer schleierhafter. Bei einer u.a. von 
den Grünen beantragten Anhörung im 
niedersächsischen Landtag zum Salzstock 
Gorleben Anfang Juli wurde (wieder ein­
mal) die völlige Nichteignung als Endla­
ger deutlich doch die Genehmigungs" 
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behörde PTB ist trotz Anerkennung der 
negativen Befunde unverdrossen "eig­
nungshöffig". 
Dies liegt nicht zuletzt am neuen "Kon­
zept" ~ sollte sich herausstellen, daß 
.,nicht die vorgesehene Menge in Gorle­
ben eingelagert werden kann" will die 
PTB mit 95% des Atommülls, u.a. mit 
den aus La Hague zurückkehrenden plu­
toniumhaltigen Abfällen, nach Schacht 
Konrad "ausweichen". Im Salzstock sol­
len dann nur noch die stark wärmeent­
wickelnden Abfälle gelagert werden. 
Im Rahmen dieses Müllverschiebungspro­
grammes dürfte auch die Ankündigung 
der Bundesregierung zu sehen sein, 86/87 
die endgültige Entscheidung zu treffen, 
ob das Salzbergwerk Asse II bei Wolfen­
büttel ebenfalls offizielles Endlager wird. 

öffentlich wurde bei der Anhörung 
erstmals, daß die PTB bereits '83 der 
Bundesregierung angesichts der Gorlebe-

ner Untersuchungsergebnisse empfohlen 
hatte "das Erkundungsrisiko breiter zu 
streuen", sprich auch andere Salzstöcke 
zu erkunden. Am 27. 7.85 bestätigte 
l Vertreter der PTB die Existenz einer 
Weisung der Bundesregierung, sich in 
öffentlichen Stellungnahmen auf die Be­
urteilung von Gorleben zu beschränken 
und Äußerungen zugunstne einer Erkun­
dung anderer Lagerstätten zu unterlassen. 

Derart zurechtgestutzt will die PTB die 
bislang 176 Mio. DM teure Untersuchung 
mit dem Bau der 2,8,Mio. Schachtanlage 
fortsetzen. 

Im Laufe des Oktober soll der erste von 
2 Schächten gefroren werden,letzte Vor­
arbeit fdr die im Frühjahr vorgesehene 
Schachtabteufung. 
Durchgeführt wird diese von den Firmen 
Deilmann Haniel/Dortmund und Thys­
sen Schachtbau/Mülheim- Ruhr. 

Die Beseitigung von radioaktiven 
,,sonderabfällencc 

Atomforum ohne Konzept 

Völlig ungeklärt ist bis heute die Besei­
tigung der insbesondere bei der Wieder­
aufbereitung anfallenden Radioisotope 
Tritium, Krypton 85, Kohlenstoff 14 
und Jod 129. Versuche in der Asse ha­
ben gezeigt, daß diese Radioisotope 
durch alle Behälterwände diffundieren 
und mit der Grubenluft in die Umge­
bung gelangen. Selbst das "Atomforum" 
kommt in einer Untersuchung zu dem 
Schluß "daß die Verbringung ... in begeh­
bare Endlager ... nicht die beste Lösung" 
ist. "Im prinzip gibt es hier zwei Mög­
lichkeiten : Entweder verbessert man 
die Gebinde und die gegenwärtigen Ein­
lagerungstechniken oder man sucht eine 
geeignetere Art der Endlagerung. " 
Die hat das Atomforum natürlich auch 
parat :"Versenkung in der Tiefsee" ! 
1972 haben mehr als 40 Nationen, da­
runter auch die Bundesrepublik, die 
"Londoner Konvention" abgeschlossen, 
die im Grundsatz die Beseitigung gefähr­
licher Abfälle in's Meer verbietet. "Je­
doch können nach sorgfältiger Abwä­
gung der Risiken unter bestimmten 

·· '""'.mgen auch radioaktive Ab­
fälle in aa~ Meer eir.~gebracht werden, 
wenn es an Land keine geeigneten Besei­
tigungsmethoden gibt."(l) Bisherige 
Versenkungsaktionen werden von der 
internationalen Nuklear-Energie-Behör­
de überwacht, diese kann auch Abfälle 
von der Versenkung ausschließen. Doch 
hiervon sollte sich die BRD nicht ab­
halten lassen, denn "dieses Abkom­
men hat die Bundesregierung beschlos­
sen. .. aber nicht· ratifiziert". 
Vermindern läßt sich das Problem aus 
Sicht der Atommafia schon dadurch, 
daß für Krypton und Tritium bei der 
Wiederaufbereitung gar keine Rückhal­
tung vorgesehen ist, es gelangt ungehin­
dert in die Abluft. Lediglich für die in 
riesigen Mengen anfallenden Tritium­
wässer muß noch eine Lösung gefunden 
werden. Hier empfiehlt das Atomforum 
"die Verpressung in poröse GesteinS­

schichten tief unterhalb der nutzbaren 
Grundwasserhorizonte" - wir empfeh­
len : lieber gar keine Wiederaufbereitung 
- das ist wenigstens machbar ! 

(1) Alle Zitate aus : Analysen, 14.Mai 
1985,Hrsg.: Deutsches Atomforum 
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Nach dem Anschlag auf Bahn in Uelzen: E 
Sprengstoff im Löscher­
Kripo stellt jetzt Fragen 

az Uelzen. Der Sprengstoff, 
der zu dem Anseblag auf die Ei· 
Senbahnbrücke in Uelzen zwi­
schen llmenau und Eibe-Seiten­
kanal in der Nacht zum Mitt­
woch gegen 3.40 Uhr. benutzt 
wurde, war nach Feststellungen 
der Ermittlungsgruppe der Kri· 
minalpolizei· Lücbow. und Uel­
zen in einem Feuerlöscher. Sie 
bittet )etzt die ß('völkeruqg um 
Mitbille bei der Aufklärung des 
Sprengst~fi-Anscblages. 

Bei dem Anschlag war, wie 
berichtet, ein Widerlager der 
Brücke zerstört worden, drei 
weitere wu{den beschädigi. Die 
unmittelbar nach· der Entdek­
kung der Tat gesperrte Bahnli· 
nie nach Dannenberg konnte je­
doch schon am. Donnerstag­
nachmittag wieder freigegeben 
werden. 

Metallteile des mit Spreng­
stoff gefüllten Feuerlöschers 
land die Kripo noch in hundert 
Metern Entfernung vom Deto­
nationsort. Sie stellte fest, daß 
offensichtlich bei dem Anschlag 
auch mit Zement gefüllte blaue 
Plastik-Müllsäcke verwendet 
wurden. Eine große Rolle bei 
den Ermittlungen spielt auch 
der bei der Elbe·Jeetzel-Zeitung 
am Donnerstag eingegangene 
Bekennerbrief, der vermutlich 
am Mittwoch, 7. August, in Uel­
zen in einen Briefkasten gewor· 

fen wurde. Hier noch einmal 
sein Wortlaut: ;,Bevor durch den 
Transport von Castor-Behältern 
vollendete Tatsachen geschaf· 
len ·werden, schaffen wir sie! 
Militante Aktionen sind Schrit· 
te zur Verhinderung der Endla· 
,gerung, weitere müssen und 
werden folgen. - Militante 
Atomkraftgegner" - Die Kripo 
fragt nun: 
e Wer hat in den letzten Tagen 
oder Wochen verdächtige Per· 
sonen oder Fahrzeuge in der 
Nähe des Tatortes oder am Mitt· 
woch, 7. August, in Uelzen beim 
Einwurf des Bekennerbriefes 
gesehen? Auffällig ist, daß die 
Adresse in Druckschrift auf 
weißes Papier .geschrieben und 
auf den ebenfalls weißen Um· 
schlag geklebt wurde. e Wo haben verdächtige Perso· 
nen Zement gekauft oder in 
blaue Plastiksäcke gefüllt? e Wo wurde ein Feuerlöscher 
entwendet? 

Als Zeuge wird ein junger 
Mann gesucht, der in der Nacht 
zum Mittwoch, 7. August, in 
der Umgebung des Tatortes bei 
Störtenbüttel an der llmenau 
zeltete. Es könnte sich um einen 
Kanufahrer handeln. - Hin· 
weise an die Kriminalpolizei in 
Lücbow (Tel. 05841/3501), Uel­
zen (0581/8011) oder Jede ande­
re Polizeidienststelle. 

AZ v. 10/11.8.85 

Brandanschlag 
auf Lastwagen 

Hitzacker. In der Nacht zum 
gestrigen Freitag verübten ge­
gen 1.30 Uhr unbekannte Tä• 
ter· einen Brandanschlag auf 
zw'ei Lastwagen in Hitzacker. 
Die Lkw, die durch das Feuer 
zerstört wurden, standen auf 
dein Gelände einer Baustoff­
handlung. Zum Brandort eil­
ten die Freiwilligen Feuer­
wehren Hitzacker, Harlingen 
und Metzingen. Die Kriminal­
polizei schätzt den Schaden, 
der durch die Brandstiftung 
entstand, auf ca. 20 000 DM. 

EJZ v. 31.8.85 
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Brandanschlag auf 
zwei Baufahrzeuge 
Lüchow/Uelzen. Einen Brand-

anschlag auf zwei Baumaschinen 
einer Straßen- und Tiefbaufirma 
verübten in der Nacht zum Frei­
tag unbekannte Täter im Uelzener 
Industriegebiet Westerweyhe. Die 
Firma, die am Bau der Entsor­
gungsanlagen bei Gorleben betei­
ligt ist, war schon einmal. Ziel 
einer solchen Brandstiftung. 
Diesmal entdeckten Passanten 
gegen 1.30 Uhr einen brennenden 
Bagger und alarmierten die Feu­
erwehr. Das Führerhaus der Bau­
maschine brannte aus, am Fahr­
zeug entstand Totalschaden. Die 
Täter verwendeten Brandbe­
schleuniger. Ein weiterer Brand­
satz, der nach den Löscharbeiten 
in einem anderen Bagger gefun­
den wurde, hatte nicht' funktio­
niert. 

EJZ V. 21.9.85 
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Spudok 
· Das ,.Spurendokumentationssystem" 

Spudok ist ein Computerprogramm, 
das die Polizeien der Länder Nieder­
sachsen und Nordrhein-Westfalen ge­
mci-. ~ntwickelt haben und das 
DaCII"Auskunft des LKA in Hannover 
bcmts in sämtlichen Bundesländern 
zum Einsatz gekommen ist •. Das Pro-· 
gramm ermöglicht es der Polizei, alle 
Arten von Informationen ungeordnet 
Ober ein Terminal vor Ort im Compu­
ter des Landeskriminalamtes abzuspei­
cbem. Bei Spudok sind alle eingegebe­
nen Begriffe zugleich Suchbegriffe 
zum Wiederauffinden von Informatio­
nen im Computer. Dabei sind alle ab­
gespeicherten Merkmale beliebig kom­
binierbar. 
Speichert die Sonderkommission im 
Wendland beiSpielsweise ein, daß 
Bauer Fred mit braunen Haaren am 
1.4.84 einen grünen Polo fuhr und am 
Kiosk in Plattenlasse eine Flasche 
PleBSburger Bier getrunken hat, so läßt 
sich diese Information ebenso unter 
den Suchbegriffen, ,.braune Haare, 
Polo, Flensburger Bier" abrufen, wie 
unterder Kombination "Disc:o,'Bauer, 
1.4.84". 
Bekannt wurde der Einsatz von Spudok 
erstmals im April 1982 durch Mit­
schnitte aus dem Polizeifunk: in Göt· 
tingen hatte im Anschluß an die Haus­
besetzungen ein ,.Aufklärungs- und 
Dokumentationskommando" systema­
tisch alle Informationen über die Szene 
abgespeichert: Kneipenbesuche, zufäl­
lige Begegnungen, PKW -Beschreibun· 
g~etc. 
Der niedersächsische Innenminister · 
rechtfertigte dies später ,.mit dem t~m· 
fangreichen· Komplex von Ermitt· 
lungsverfahren", die in Göttingen zu· 
dieser Zeit anhängig gewesen seien. 
Nach Abschluß dieser Verfahreil sollte 
die Spudok-Datei gelöscht werden. 
Später hieß es, die Datei: sei nur ,.ge­

. schlossen" und nach einiger Zeit bei 
ähnlichen Ermittlungsverfahren ,. wie· 
der eröffnet" worden. 
Spudok kam in Niedersachsen unter 
anderem bei den Demonstrationen ge­
gen das geplante Atommüll-Lager 
,.Schacht Konrad" und ebenfalls 1982 
gegen IDEE und ILA zum Emsatz. 
Selbst der · niedersächsische Daten­
schutzbeauftragte Tebarth, vormals 
Leiter der Polizeiabteilung im Innen­
ministerium, sprach vor dem lruienaus­
schußdes niedersächsischen Landtages 
von ,.zweifelhaften · Rechtsgrundla­
gen• und verlangte; daß die Polizei in 
diesem System nur Prsonen speichern 
dürfe, gegen die ein förmliches Ermitt· 
lungsverfahren eingeleitet worden sei. 
Das Innenministerium berief sich auf 
die-sogenannten .,Richtlinien zur Füh­
rung kriminalpolizeilicher Sainmlun­
gen", wonach die Namen von Tatver­
dächtigen, Hinweisgebern, Geschädig· 
ten, Zeugen und sonstigen für die Auf· 
klirung von Straftaten nützlichen Per· 
sonen gespeichert w.erden dürfen. Eine 
Rechtsgrundlage, die durch das Volks­
zählungsurteil des Bundesverfassungs­
gerichts längst überholt ist. 
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An die ständigen Überwachungen, Be­
spitzelungen und Ausweiskontrollen bis 
hin zu Abhöraktionen und Hausdurch­
suchungen sind die Wen!lländer/innen 
eigentlich schon seit langem gewöhnt. 
Daß das Ganze unter der Regie des nie­
dersächsischen Innenministers Möck· 
linghoff die Dimension totaler Uberwa· 
chungsstaat-Methoden angenommen hat, 
erfuhren sie erst jetzt. 
Am 21. August nämlich,. legte die BI 
Lüchow-Dannenberg auf einer Pressekon­
ferenz in Hannover Kopien von Compu­
terauszügen vor, wonach mindestens je­
de/r 25. Bürger/in des Landkreises Lü· 
chow-Dannenberg in einer Computer· 
Kartei nach dem Sfurendokumentations­
system (SPUDOK beim Landeskriminal· 
amt (LKA) in Hannover erlaßt ist. Diese 
Computer-Ausdrucke aus dem inneren 
Dienstverkehr der Strafverfo)gungsbe~ 
hörden sind der BI von 'Vertrauensleu­
ten aus Bürokratie und Verwaltung' zu­
gespielt worden. Die Ausdrucke umfas­
sen eindeutig nur AKW-Gegner/innen 
und belegen, daß diese rein vorsorglich, 
ohne konkrete Anhaltspunkte eingespei· 
chert worden sind. Die Eingrenzung auf 
das Anti-AKW-Spektrum des Landkrei· 
ses läßt darauf schließen, daß eine Son­
derdatei nach dem SPUDOK-System an­
gelegt worden ist. 
Darüber, wieviele Personen genau erfaßt 
sind, gibt es widersprüchliche Angaben: 
Laut Möcklingboff sind zwischenzeitlich 
mehr als 3000 personenbezogenen Da­
tensätze gespeichert gewesen, die Datei 
sei aber laufend 'bereinigt' worden, so 
daß der·momentane Stand bei 1650 lä· 
ge. Sein Datenschutzbeauftragter Klaus 
Tebarth will aber angeblich nur 1200 
Eintragungen gesehen haben. Aus der 
Nummerierung der Computerauszüge ist 
zu entnehmen, daß mindestens. 2000 
Personen, also jede/r 25 ., im Landkreis 
betroffen sind. 
Die Erfassung erfolgt nach 4 Rubriken. 
Unter PER(Person) sind der Name; 
l{aupt· und Nebenwohnsitz, Tel.~Nr., 
Geburtsdatum und -ort, Hinweise auf 
Verwandte, Beruf, fKW und mögliche 
Spitznamen zu· finden. 
Die zweite Rubrik GEG(Gegenstand) 
enthält gjmauere lnformationen über 

den PKW, wie Kennzeichen, Farbe etc. 
In der Rubrik HIN(Hinweise) sind ltin· 

weise auf mögliche polizeil. ErmittlungS· 
akten mit Tagebuchnr., auf polizeiliche 
Spurenakten sowie auf Erkenntnisse des 
Bundeskriminalamtes (BKA) über die je­
wellige Person gespeichert. 
Die letzte Rubrik TXT(Text) beinhaltet 
ein willkürliches Sammelsurium von an­
deren über die Person bekannte lnfor· 
mationen.Da finden sich Vermerke über 
Funktionen in der BI, wer mit wem zu­
sammenlebt oder wen kennt, wann wel· 
eher PKW vor welcher Kneipe geparkt 
war, wer wann und wo seinen/ihren 
Ausweis vorzeigen mußte. Da tauchen 
die Bereitschaft zur Schlafplatzvergabe 
bei Widerstandsaktionen und das Le· 
ser/innenbriefschreiben in der örtlichen 
Elbe-Jeetzel-Zeitung (EJZ) genauso auf, 
wie die Telefonnummer eines Bundes· 
tagsgrünen, die mal irgendwann unter 
einem Flugblatt gestanden hat. Der zu· 
fällige Klönsehnack mit Freunden in der 
Nähe einer Straßenbaustelle erscheint 
als 'Ausspähen' dieser Baustelle. Diese 
Liste ließe sich noch beliebig fortsetzen. 
Fest steht, daß vorrangig Personen, de­
ren Daten bei alltäglichen Ausweiskon· 
trollen erfaßt wurden oder deren PKW 
irgendwann, z. B. auch bei Widerstands· 
aktionen wie der Wendlandblockade, ge­
sichtet wurde, willkürlich in die Datei 
eingespeichert wurden. Die Vermutung 
liegt also nahe, daß die Staatsmacht, 
nachdem sie votnehmlich bei Aktionen 
schon massenhaft Leute EDV-mißhan­
delt hat, nun auch die Daten möglichst 
vieler anderer • Anti~AKWler/innen (H. 
Kempmann, ehern. Pressesprecher der 
BI: "Alles, was nach Widerstand riecht") 
haben will.Mit Hilfe ihres Computers 
und seinen unbegrenzten Verbindungs­
und Abrufmöglichkeiten setzen sie die­
se Daten dann wie ein Puzzlespiel zu ei· 
ner Art 'Szenendiagramm' zusammen. 
Damit wollen sie detaillierte Bewgungs­
bilder einzelner Personen erstellen um 
so ihren Horizont zu erweitern und hin· 
ter die sozialen Bezüge und für sie rät­
selhaften Strukturen des wendländischen 
Widerstandes zu kommen. 

Bei SPUDOK lRI § 129 beißt sich 
die Katze in den Schwlm 

All diese Daten stehen in keinerlei Zu­
sammenhang zu konkreten Straftaten, 
sondern wurden rein präventiv, in der 
Hoffnung, sie irgendwann einmal ver~ 
wenden zu können, gesammelt. Die BI 
kommt daher zu der Einschätzung, daß 
das LKA, bzw. die in seinem Auftrag 
herumschnüffelnde Sonderkommission 
(SoKo) 602, keine Täter sucht, sondern 
hier den., organisierten Zugriff auf polt· 
tisch nicht opportune Teile des Land· 
kreises" startet. 
Das ist eiti ganz klarer Widerspruch zum 
Ermittlungsauftrag der eigens zur Auf· 
klärung von bisher 27 Anschlägen auf 



Baufirmen und Infrastruktur von Atom­
anlagen mit einem Gesamtschaden von 
ca. 4 mMio. DM, gegründeten SoKo's 
783 und 602 des LKA. 
Die SoKo 783 wurde im Herbst 1983 
mangels dringend benötigter Ermitt­
lungserfolge in Lüchow stationiert. Sie 
sollte den Ermittlungsbereich 'politisch 
motivierte Straftaten' erhellen. 
Nach dem Anschlag von 'Jim Knopf und 
die wilde 13' auf die zukünftige Atom­
müllbahnstrecke Uelzen-Pannenberg in 
der Nacht vom 29. auf den 30. März 84 
wurde dann zur Verstärkung die 40 
Mann starke SoKo 602 unter Kriminal­
rat Stahlherger in Uelzen gegründet, die 
eine 'kriminelle Vereinigung'(§ 129 St­
Gb) im Landkreis dingfest machen soll. 
Seit genau dieser Zeit wird auch die SPU­
DOK-Kartei in Hannover geflihrt. 
Heute ist die SoKo 783 zumindest teil­
weise in die SoKo 602 integriert und bil­
det mit dieser in der Praxis eine organi­
satorische Einheit in der Nutzung qes 
SPUDOK-Systems. 
Die Ermittlungen wurden inzwischen 
(Mitte Juli) offiziell abgeschlossen, die 
Akten sollen (oder sind schon) zusam­
men mit der SPUDOK-Datei an die 
Staatsanwaltschaft beim Oberlandesge­
richt in Celle weitergegeben werden. An­
schließend sollen die Daten angeblich 
gelöscht werden. Das gleiche Verspre­
chen hat das Innenministerium (IM) 
nach dem Göttinger SPUDOK-Skandal 
schon mal gegeben und hinterher lustig 
weiter mit der Datei gearbeitet. 
Nach einem Kurzbericht des .LKA an 
das IM zu den 'Erfolgen' der SoKo 602 
will mann 15 'Tatverdächtige' ermittelt 
haben, die "entweder an der Begehung 
von Straftaten und/oder maßgeblich an 
der Erstellung von Konzept- und Strate­
giepapieren, an Veröffentlichungen, so· 
wie an der Durchführung der Koordina· 
tion von Großaktionen und damit an 
der Vorbereitung von Straftaten betet· 
ligt gewesen sind. "(taz, 24. 8.) Angeb· 
lieh will mann einer 4-köpfigen Gruppe 
sogar etwas n~chweisen können. 

Für die öffentliche Vorbereitung von 
Großaktionen (konkret den Aktionsta­
gen) sollen hier also erstmalig Leute 
durch den Vorwurf der Gründung und 
Unterstützung bzw. Mitgliedschaft in ei· 
ner 'kriminellen Vereinigung' nach§ 129 
StGb kriminalisiert werden. 
Bei diesem dürftigen Konstrukt hat mann 
sich zweüellos der SPUDOK-Datei be­
dient. Gruppenzusammenhänge wurden 
scheinbar objektiv konstruiert und dann 
für 'kriminell' deklariert, da die SoKo 
nach reihenweisen Flops unter zuneh-

mendem Legitimationsdruck stand. Also 
mußten 'Beweise' her, um die Ermittlun­
gen überhaupt rechtfertigen zu können. 
Wenn die Anhaltspunkte fürdie Mitglied­
schaft in einer 'kriminellen Vereinigung' 
nicht mehr ausreichten, wurde daraus 
eine Unterstützung gemacht, um weiter 
am § 129 festhalten zu können. Denn 
die 'Vorteile' der§§ 129 und 129a (Bil­
dung einer terroristischen Vereinigung), 
nach dem im Wendland auch ermittelt 
wird, liegen für die SoKo auf der Hand. 
Sie gewähren ihr Freizügigkeit in ihren 
Ermittlungen und dienen als 'Ermächti­
gungsparagraphen', die es ihnen ermög­
lichen unter Umgehung von Post- und 
Fernmeldegeheimnis sowie Datenschutz­
bestimmungen solche Datensammlungen 
wie die SPUDOK-Kartei anzulegen. Hier 
beißt sich die Katze also in den Schwanz: 
Einerseits legitimiert der § 129 den Ein­
satz des SPUDOK-Systems, und anderer­
seits soll mit Hilfe von SPUDOK die Exi­
stenz einer 'kriminellen Vereinigung' 
nach § 129 StGb nachgewiesen werden. 
Damit korrespondiert ein Höchstmaß an 
Datenverfügbarkeit und Datenerhebung 
mit einem Höchstmaß an Informations· 
verarbeitungskapazität,durch die Einga· 
be der Daten in den Computer. 
Darüberhinaus sollen mit dem schweren 
Geschütz des § 129 die Anti-AKW-Be­
wegung eingeschüchtert und Teile von 
ihr in der Öffentlichkeit als kriminell 
denunziert werden. 

Rechlswidrige Praxis 

W8ndlnd 

Erforschung konkreter Straftaten anfal­
len und Täter oder Tat betreffen. 
Desweiteren ist sie mit dem SPUDOK­
Einsatz in einen Bereich eingedrungen, 
der laut Gesetzgeber nur den Nachrich· 
tendiensten zusteht, nämlich dem der 
verdeckten Ermittlungen und der Daten­
sammlung ohne Tatverdacht. Die Akti­
vitäten der nur mit Exekutivrechten aus­
gestatteten Polizei auf diesem Gebiet 
weisen genauso Gemeinsamkeiten mit 
den Machenschaften der Gestapo im Fa­
schismus auf, wie die Tatsache, daß die 
SoKo von ihr gesammelte Daten über 
wendländische AKW-Gegner/innen an 
den Verfassungsschutz weitergegeben 
hat, obwohl Polizei und VS nach dem 
Gesetz streng voneinander getrennt ar· 
beiten müssen. (vgl. SPIEGEL, Nr. 35) 

Die amtlichen 'Richtlinien für die Füh­
rung kriminalpolizeilicher, personenbe­
zogener Sammlungen' auf die sich der 
niedersächsische Innenminister in sei­
nem Versuch einer Rechtfertigung des 
SPUDOK-Einsatzes im Wendland beruft, 
sind seit dem Urteil des Bundesverfas­
süngsgerichts zur Volkszählung überholt. 

Oie Verartwortlidlen wrsuchen, sich 
alS der Venl"'tvvor1:\q ZU wimen 
Laut Möcklinghoff reiche es nicht aus, 
'nur' AKW-Gegner/in zu sein um in die 
Kartei aufgenommen zu werden. Dort 
seien nur Personen aufgeflihrt, "die im 
Zusammenhang mit den Straftaten eine 
Rolle spielen" (Neue Presse, 22. 8.) Da 
aber ,,alle Straftaten im Zusammenhang 
mit Aktionen der AKW·Gegner stehen, 

I 
Die Praxis des SPUDOK- dürfte es nicht verwundern, wenn siez. 

Einsatzes im Lan.dkreis T. in dieser Datei eingespeichert wer-

M 
Lüchow-Dannenberg ist den" (ebda.) Das heißt in der zweifel· 

rechtswidrig. Die haften Logik der Schnüffler und ihrer 
Polizei darf Spuren Rechtfertiger, daß, wer z. B. an der 

zwar dokumeno- Wendlandblockade teilgenommen hat, 
tieren, automatisch mit Sabotageaktionen in 

Verbindung zu bringen ist. Mit solch 
nicht schwammigen Erklärungen versucht 
aber Daten mann sich im IM nun vom berechtigten 
auf Vorrat sam.. E Vorwurf des massenhaften Datenmiß-
meln. brauchs reinzuwaschen, nachdem der 
Nach § 9 des Leiter der Polizeiabteilung im IM Mahn 
Bundesdatensch'!ltze:es.~t- ~ noch im November 1984, auf eine Frage 
z.es und des medersach • der Grünen Landtagsabgeordneten Schu-
Sisc~en Datens?hutzge~et- ran, die Existenz der SPUDOK-
zes ISt das Speichern perso- D Datei energisch dementiert 
nenbezogener Daten nur dann hatte. 
zulässig, "wenn dies zum Zwecke L Das LKA erklärte auf 
der Erfüllung der in der Zuständigkeit die Frage, warum 
der speichernden Stelle (also der SoKo i auch Personen 
602) liegenden Aufgabe (also hier polizei- gespeichert 
lic~e Strafverfolgung, Anm. atom) dient." · sind, 
(Ch. Bode, BI-Anwalt) gegen M 
Daß die Schnüffeleien der SoKo in Be- die kein 
zug auf die SPUDOK-Datei nichts mit Tatverdacht 
konkreter. Strafverfolg~ng zu tun haben, be.steht, daß. auch . D 
belegen die der BI vorliegenden Compu· Hmweisgeber und 
terauszüge deutlich. Diese scheinbare Zeugen gespeichert 
'Strafverfolgung' wurde mit ~en Ermitt- würden. Der Sprecher des 
Iungen nach§§ 129 u. 129a Immer nur IM meinte dazu, daß bestimm-
v~rgeschoben. te Personen deshalb in der Kartei ge-
Die Verwendung. zum Zweck der Straf- landet wären, weil die Möglichkeit be· 
v:erfolgung g~sp~Icherter ~!ite~ u~t~r- stehe, daß sie mal in· einem Prozeß 
lier;t ~.em Prmzip der V ~rhaltmsmaßig· als Zeugen gebraucht werden könnten 
keit (Ubermaßverbot). Hiergegen wurde . . · 
durch die systematische, massenhafte Desgleichen behauptete der Sprecher 
Erfassung von Personen und Fahrzeug- des IM, die. Datei sei nach. vorheriger Ab-
bewegungen ohne das direkte Ziel der sprache mit dem Landesdatenschutzbe-
Gefahrenabwehr und der Erforschung auftragten Tebarth eingerichtet worden. 
von Straftaten (Aufgabe der Polizei nach Der will jedoch vom Allem nichts gewußt 
dem Gesetz zum Schutz der öffentlichen haben, hat aber auch gleich eine Erklä-
Sicherheit und Ordnung) eindeutig ver- rung dafür parat: Die Datei sei vor seiner 
stoßen, denn wo liegt bitte die Gefahr Aufforderung an das IM, ihm jeden zu-
wenn ein Auto mit gelber Sonne an der künftigen SPUDOK-Einsatz zu melden, 
Scheibe vor einer Kneipe parkt? eingerichtet worden. Mensch kann es 
Die SoKo wäre nur befugt gewesen, Er- drehen wie mensch will, einer von Bei· 
mittlungsdaten zu speichern, die bei der den muß gesponnen haben. 
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Wendland 

Tebarth, früher Leiter der Polizeiabtei-.------------------""'die Frist zur Novellierung des Polizei­
lung im IM; nannte das SPUDOK-8ystem 2000 LllchOW·Dannenberger rechts nach dem Volkszählungsurteil 
in zynischer Verharmlosung eine ,,Er- noch nicht verstrichen sei.Nach Verstrei-
weiterung des Notizblocks des Polizei- ln Gorleben-Datel gespelthertl chen dieser Frist werde er den Einsatz 
beamten" (EJZ, 22. 8.) Es berge aber SindSieGeg-derAtomanlageninGorleben? von SPUDOKS als rechtswidrig bezeich-
trotzdem Gefahren bei der Speicherung Kennen Sie AtOIIIkraftgegner? nen. Vielleicht hätte die BI mit der Ent-

' d p , ( Besiuen Sie einen Pkw? hüll' d C t .. h · sogenannter an erer ersonen weder Be$UChen Sie Gaststallen Im Landkreis Lüchow·DaMenberg? ung er ompu erauszuge noc em 
Tatverdächtige noch HinWeisgeber oder Haben Sie schon mateinan Leserbrief an die EJZ geschrieben? Weilchen warten sollen, dann wären die 
Zeugen}. Hier sei die Rechtsgrundlage WennSieauchnurelnedieserFragenmlt.ja"beantworten,besteht Chancen auf genaue Auskunft über Art 
sehr zweifelhaft. Gerade aus solchen 'an- der drlngende Verdacht, deOauch Sie Alegel gespeichert sind. und Umfang der gewpeicherten Infor· 
deren Personen' setzt sich die SPUDOK- Sie sollten das aufklärenl mationen und auf Löschung aller Daten 
Datei im We. ndland aber hauptsächlich wahrscheinlich größer gewesen. Schneiden Sie den unteren Teil dieser Anulge aus und schicken Ihn 
zusammen. Für eindeutig rechtswidrig ausgelülltundunterachriebenandaalandaskrirriinaiamt.inetlichen Jetzt darfmenschgespannt sein, wie Te-
hält er die Speicherung von Personen FAllen wird •• una mOglich aeln, die :e•ben dea LKA mit un-•n barth, der nach eigenen Angaben gehal-
ausschließlich wegen ihrer Zugehörigkeit Untertagen zu vergeichen. ten ist aktiv zu werden, wenn er 
zur Anti-AKW-Bewegung. Das sei aber llrgerlnltlatlve Umweltschutz Llchow·Dannenllerg schriftlich. oder mündlich von betroffe­
nachseiner Erkenntnis im Wenkland na- ,,.-:KSKL0c110w1'12111513"12000~21 nen Bürgern um Prüfung gebeten witd" 
türlieh nicht passiert und sowieso wäre ~ ....................................... ···· .... .... .... .... .... (EJZ, 23. 8.), sich verhalten wird, wenn 
der SPUDOK-Einsatz angesichtsder An- ihm, bzw. dem LKA, hoffentlich körbe-
schlagsserien zulässig gewesen. Gleich- · · · · .. · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · .. · .. · · .. · · · · · · · .. · · ·...... weise die hier abgedruckten Zeitungs-
zeitig sagt er dann aber, daß er zu dieser ............................................................... schnipse! der BI in's Haus flattern wer-
Einschätzung nur gekommen sei, weil An "•• den. 

Landnlcrlml""lamt 
lchüuonona. zt 
3000Hannover1 

Dalum ___ _ 

Unlar ausdrücklicher BezugnalwM auf d;e R;ctillinien 1üt die Fuhrung Kriminalpoli· 
zemChet ~n (KpSl "" umelkriminllamlu ertille ioll Aual<unft zu 
2 Punklen: 
1. Wek:he Palen werden beim umeskltmlnalamt Ober mlc:h aulbewahn? 
2. ~ :,--.,..,- dieH Angaben ln der Vergangenhell 

(Unlersc:hrift) 

y .,... 
\ 

werden forderte 8 
wer die Schriften zum Tag X G f" · h B "h 
hat mußte selbst der Staatsanwalt e angnts o ne ewa rung 

Staatsanwaltschaft um eine Blamage 
Wendlandblockade - Nachlese K Freispruch plädieren. Damit ist · kaputte Fensterscheiben ! 

- Kattrin war am 01.08.85 vor dem R reicher, bei ihrem V~rsuch den § 111 p Als am 16.12.83 die BLG ihren ersten.._ 
Amtsgericht Dannenberg wegen Nöti- zur Anwendung zu bnngen. Test-castar-Transport ins Zwischenlagerj 
gung angeklagt, da sie während der I gebracht hatte, gingen am DWK-Info- . 
Wendlandblockade. Äste auf die Straße Freisprüche vor dem Landgericht L haus in Gorleben einige Scheiben ent-
gelegt h~ben soll. D~s Verfahren wur~e M Am 18.09.85 fanden vor dem Lüne- zwei. Nach zweis~~diger Ringfandung 
gegen die Zahlung emer Geldbuße em- burger Landgericht Berufungsverhand- I der ~orleben",Polizet wurde kurz vor • 
gestellt. I Iungen gegen zwei AKW-Gegner/innnen Metz~gen em VW-~~s angehalten 
- Am 92.09.~.5 war Barbara v~r. dem wegen angeblichen Kennzeichenmiß-T und die 3 Insassen voruberg~~en~ ver-
Amtsgencht Luneburg wegen NotJ.gung N brauchs (vorsätzliche Versehrnutzung haftet. Nachdem von ursprunglieh 5 
während d~r W~.~dl~ndbl?ckade ang~- des Kfz-Kennzeichens) statt. Ergebnis T Er~i~tlungsverfahren wegen .sachbe-· 
klagt, da Sie Geast m Kusten auf dte A der fast fünfstündigen teilweise an eine sch~dtgung gegen alle Fahrzeugmsassen .. 

4 B 493 gelegt haben soll. Das Verfahren Posse erinnernden Verhandlungen ist: E 3 emgestellt waren, bekam Berhard aus 
• endete mit einem Freispruch. L Für Mechthild die Einstellung des Ver- Metzingen von de~ berüchtiJ!ten D~n-

- .. Am 09.09.85 war Arnd an~eklagt, fahrens gegen Zahlung einer Ordnungs-R nenberger Jugendnchter K~n .eme 
v;:ahrend d.er Wendlandblocka~e m Met- I strafe von 50,- DM (was allerdings be- · Woche Jugen~arrest. Im. Juh dtesen 
zmgen Widerstand gege.n dte Staats- S deutet, daß sie die Rechtsanwaltskosten Jahres ':erurtellte der. Rtchter Matull 
gewalt in der Form geleistet zu h-aben, selbst tragen muß)· für Klaus die zu- vom gleichen Amtsgencht den angeh-
daß er mit seinem PKW so auf einen rücknahme der B~rufung durch den lieh zweiten Täter absurderweise für 

'

Polizisten zugefahren ist, daß dieser I Staatsanwalt so daß das vorangegangene die gleic·h· e Tat zu 6 Mona.ten auf 
sich nur mit einem Sprung .z~r Seite • Urteil des Amtsgerichtes (Freispruch) Bewährung sowie der Behebung des 
retten konnte. Ebenfalls Freispruch. E rechtskräftig wurde. Inmitten der Ver- S~hadens (1.000 DM). .. . 

handlung versuchte der Staatsanwalt Die Ankla~e .lautete auf Sa~hbeschadt-
Tag X • Nachlese R Müller noch zusätzlich wegen Nöti- gll:ng, :Seletdigu~g und Widerstandes . . .. u gung anzuklagen, was jedoch kläglich' mlt leichter ~orperverletzung. Staats-

~ 
FreiSpruch 1m § 111-Verfahren fur scheiterte, da die Polizeiaussagen nicht anw:~lt .Kuppt forde~e acht Monat 

• BI - Pressesprecher N ins Konzept paßten. GefangniS ohne Bewährung . Der 
. Hannes Kempmann, Pressesprecher Angeklagte wurde vom Gencht zu 

· der BI Lüchow-Dannenberg war vor dem Q Bußgelder wegen Teilnahme an 2 Tagen Ordnungshaft verurteilt, weil 
Amtsgericht Dannenberg am 02.09.85 • er während den Ausführungen des 
wegen "öffentlicher Aufforderung zu den AktiOnstagen vom Februar 85 Staatsanwalts in der Zeitung las und 
Straftaten" ( § 111 ), angeklagt worden. $ . . ~in einer angeblichen "Unterhose" vor~ 
Bei einer Inaugenscheinnahme hatten Wte Jetzt bekannt wurde laufen gegen r Gericht erschienen war. Der Rechts-
Zivil-Polizisten Tag X Flugblätter und k.. 21 Personen Bußgeldverfahren na<?h anwalt sah sich nicht in der Lage vor 
Plakate "Verhindert die A tommülltrans- ,.._ § 29 VersaJ!lmlungsgesetz wegen Tell- einem solchen Gericht" sein Plädoyer 
porte" im Büro der BI in Lüchow nahme an .. emer ve~boten~m Versa~m- zu halten. Durch den Prozeß sind dem 
gesichtet. Bei ihrem Besuch war eben- lung, Begrundung: dte ~ktl?nstage.seten betroffenen Berliner reichlich Kosten 
falls Hannes Kempmann im Büro an-""'- v~rbot~n gewesen. Tellwet~e befm~en entstanden, Spenden an: 475854-105 
wesend, hieraus konstruierte die Staats- stch dte .. Bußgeldve~fahren Im Stadturn Postgiroamt bln w, P. Groszpietsch, 
anwaltschaft eine Verantwortlichkeit der Anhoi'U:ng, e.~ smd aber auch schon Prozeßkomitee Metzingen. Kontakt: 
des Pressesprechers flir das Büro und Bußgelder m Hohe ':On 30~,- DM er- Arbeitslosenkooperative, Muskauer Str. 
damit flir die Verbreitung der inkrimi- lassen worden. Rechtlicher :rtpp: Sof<?rt 43 hh, 1000 Berlin-West 36. 
nierten Schriften. Da im Prozeß nicht von 7 Tagen) Emspruch em-
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Aufgrund der Tatsache, daß le­
diglich Papiere eines Beschuldig­
ten beschlagnahmt wurden und 
genau die gleichen Papiere in 

Du~rcllSUcchunJ~Sb,eft~hlwar den Räumen der zweiten Person 
au1sge,ste:llt und lautete auf: liegen gelassen wurden, und 

einer kriminellen Vereinigung. auch ansonsten nichts beschlag-
Beschuldigten wird vorgeworfen nahmt wurde, läßt vermuten, 

Vorbereitung der 'Aktionstage daß es nicht darum ging, Be-
Februar dieses Jahres beteiligt sze,IVesenl• weismaterial gegen die Beschul-
zu sein. digten zu finden, wie es dem 
beliebigen Papieren werden dann Durchsuchungsbefehl zu ent-
zeptpapiere konstruiert, um die Verdäch- nehmen ist, sondern allgemein 
tigungen rechtfertigeil zu können. Informationen zu sammeln. Das 
Der Durchsuchungsbefehllautet auf Gebahren von Landeskriminal-
terstützung einer Kriminellen v ererm-• amt und Staatsanwaltschaft 
gung. D.h. also, daß es eine Krimenelle kann nur dazu dienen hiesige 
Vereinigung gibt. Bislang ist aber weder Atomkraftgegner einzuschüch­
jemand konkret wegen Bildung oder Mit- tern und als Kriminelle in der 
gliedschaft in einer Kriminellen Vereini- Öffentlichkeit zu denunzieren. 
gung angeklagt noch verurteilt worden. 
Wie kann dann jemandem die Unterstüt­
zung der selbigen vorgeworfen werden? 
Eine Begründung kann nur sein, daß die 
Staatsanwaltschaft seit eineinhlab Jahren 
hinter verschlossenen Türen arbeitet ohne 

Kontrolle der Öffentlichkeit 
und mehr zu wissen glaubt als sie bereit 
ist bekannt zugeben. Nur mit dem Glau­
ben als Vater des Gedanken ist es aus 
Erfahrung nicht allzu weit her. So kann 
denn die andere Begründung für das läs­
tige Treiben der Staatsanwaltschaft nur 
sein, daß die Verdachtsmomente für 

in einer n..•uu.•m'~'·• 

Mit dem 
§ 129 wird im 
Wendland eine 

zweigleisige Stra -
tegie verfolgt. Ne­

ben der Funktion als 
'E'rmächtigungsparagraph' 

der es der Polizei ermög • 
licht, die ganze breite Palette 

von Ermittlungsmethoden aus­
zuschöfpren, gibt es ein weiteres, 

wichtiges Ziel, das Staatsanwalt• 
schaft und Polizei mit diesem Para-

~aphen verfolgen: 

Offensichtlich hatten die Aktivitäten 
von 'Jim Knopf' den Herrschaften in 
Hannover und Lüneburg einen derarti­
gen Schreck eingejagt, daß andere Schrit­
te eingeleitet werden mußten. Dieser 
massive Angriff auf die Infrastruktur 
war wohl so etwas wie der Stich in's 
Wespennest. . 
Was hier die uns mittlerweile zur Genüge 
bekannte Reaktion auslöste, war die 
Tatsache, daß eine Vielzahl von Men­
schen bereit war, in vielen Kleingruppen 
Sabotage zu machen. Viele Menschen 
hatten sich verabredet um gemeisam in 
einer Aktion gegen die Atommüllstrek­
ke vorzugehen. Dies war wohl dann für 
die Herrschaften ein qualitativer Schritt 
in der siebenjährigen Auseinandersetzung 
um Gorleben, der nicht mehr hinzuneh­
men war. 
Abzulesen ist das einmal am Tatvorwurf, 
nämlich § 129, und zum anderen daran, 
daß plötzlich das LKA und die General­
bundesanwaltschaft die Ermittlungen 
übernahmen. 

Wendialid 

Hier wird jetzt der § 129 herangeholt, 
der uns aus der Geschichte schon lange 
als Gesinnungsparagraph bekannt ist. 
Aus anderen Zusammenhängen wissen 
LKA und GSta, daß sie mit den her­
kömmlichen Ermittlungsmethoden nicht 
weiterkommen. Das polizeiliche Gegenü­
ber hat sich nämlich im Laufe der Zeit 
mit den Ermittlungsmethoden vertraut 
gemacht und kann so einer herkömmli­
chen Strafverfolgung aus dem Wege ge­
hen. 
Hier gilt es nun für die Bullen ein Täter­
feld einzukreisen, um innerhalb dieses 
Kreises Strukturen hinzukonstruieren, 
welche dann im Sinne des § 129 oder 
129 a kriminalisiert werden können. 
'Tat'verdächtig ist Jede/r der/die irgend­
wie gezeigt hat, daß er/sie bereit ist, den 
durch Staat und Gesetze vorgegebenen 
Rahmen zu verlassen. 
Staatsanwaltschaft und SoKo hinterlas­
sen so durch ihre Ermittlungen ein brei­
te Spur von Einschüchterung und Ver­
unsicherung. Das weiß man in Hannover 
nur zu gut. Viele Menschen ziehen sich 
an diesem Punkt zurück und das ist 
dann der Boden auf dem der Spalter­
pilz besonders gut wächst. 
Die Intention der Landesregierung tritt 
hier ganz klar zutage: eirte Region zu be­
frieden um ungestört die menschenfeind­
lichen Pläne umzusetzen. Hier wird wie­
der deutlich, daß man stets dann zum § 
129 greift, wenn die staatlichen Interes­
sen (Atommafia) gefährdet sind, und man 
glaubt, das Problem nicht anders in den 
Griff zu kriegen. 
Unsere Erfahrung z~igt, daß hierzu dann 
Wenige exemplarisch verurteilt werden 
um so den Widerstand zu brechen. 
Genauso klar ist aber auch, daß die 'Tat'~ 
vorwürfe nicht individuelle Handlungen, 
sondern Ausdruck eines gesamten Wi­
derstandes sind. 
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Der Widerstand gegen die'Atommülltransporte ins Wendland ist 
erneut herausgefordert. Das Zwischenlager für schwach- und 
mittt~lradioaktiven Müll soll ab Mitte Oktober 1985 wieder be­
triebsbereit /sein. Kurz nach Anlieferung der ersten Atommüll- . 
transporte am· Tag X im Oktober 1984 mußte das Gewerbe­
aufsichtsamt einen Einlagerungsstop fllr das Zwischenlager ver­
hängen, da der Hallenfußboden sich als ~hadhaft (schwere 
Korrosionsschäden) und nicht geeignet erwiesen hatte. Die Be­
treibergesellschaft (BLG) hat mittlerweile den bisherigen Fuß­
boden entfernen lassen und mußte das chloridhaltige Material 
auf .Ano.rdnung der B.ezirksregierung Lüneburg auf eine Sonder­
mülldeponie im Landkreis Stade transiiortieren. Bis Mitte Ok­
tober soll der Hallenfußbodenmit einem neuen Estrich versehen 
werden. Die Reparaturen verschlingen insgesamt die · Summe 
von einer halben Millionen DM. Nach Abnahme durch das Ge­
werbeaufsichtsamt steht dann einer w.eiteren Ei.niagerung nichts 
meh,r im Wege. Juristisch sind die Möglichkeiten etwas gegen 
das Faßlager zu unteiJlehmen vorerst ausgeschöpft bzw. wenig 

Nun nocli einige Worte zum Castor-Lager . 
.._.-~~at nehmigungsbehörde für die Castor-Behälter-Aufbewahrung im 

Zwischenlager Gorleben bei ihrer Genehmigung den Zusatz 
.t;l!! .... ~~ '"sofort vollziehbar" zurückgezogen. Gegen die sofortige Voll-

ziehbarkeit der Aufbewahrungsgenehmigung hatten Anwohner 
.... ~,. .. ~~~ vor dem VerWaltungsgericht Lüneburg mit Erfolg geklagt. Auch 
IW-IIIIIIIIM~~ in 2. Instanz konnte die PTB sich eines Erfolges nicht sicher 
... ~ ...... sein, da es 'im konk~ten Fall um drei Castorbehälter mit hoch­

verstrahlten Brennstäben aus dem AKW gi,ng, die bet:eits zur 
-llihrt~l- WAA Karlsruhe transportiert wurden: Um eine s·ofortige Voll­

ziehbiukeit zu rechtfertigen muß ein Entsorgungsnotstand im 
~...,., jeweiligen AKW vorliegen, der in der Praxis hier ja gar nicht . 

••• .. ~ mehr existiert. Aber Vorsicht. Dies war ein taktischer Rück­
zug . der PTB in diesem konkreten ·Faß, da sie ihre Chancen 
als gering einschätzte. Dies bedeutet nicht, daß vorerst die 
Castor-Transporte auf Jahre gestoppt sind. Hans.Jürgen Zieg­
ler, Jurist bei der PTB, erläuterte gegenüber der EJZ, daß die 
Betreiber des Zwischerilagers freilich jederzeit einen neuen An­
trag auf Sofortvollzug stellen können. Damit würde der juris­
tische Schlagabtausch neu beginnen. Das Verwal~ungsgericht 
müßte dann eigentlich auch diese Genehmigung zurückweisen. 
Vor dem Oberverwaltungsgericht Lüneburg könnte es dann 
aber ganz anders aussehen. Das OVG hat bisher noch nie ein 
Urteil · im Sinne der Anti-AKW-Bewegung gefällt und gilt als 

Jt4.r.f.,r6o;.w• besonders Betreib.erfreundlich. Dies erneute Verfahren dürfte 
H""'tll-..~ einige Monate in Anspruch nehmen, aber keine Jahre. Erwähnt 
._.~_. ... sei hier noch kurz, daß beim Bundesverfassungsgericht eine 
,...Jfa~iH"'l- Verfassungsbeschwerde anhängig ist wegen des gesamten Ge­
.,...,,..,....,. nehmigungsverfahrens. Dies hat von sich aus aber keine auf­
~...,·'6-t-~ schieb'ende Wirkung. Laut Gerüchten hat die PTB de.n Sofort­
..,.~..---t~t+ vollzug u.a. auch deshalb zurückgezogen, weil die Tests bei 
loPII-Y~4fl...- den Castor-Behältern rätselhafte Wasseransammlungen inner-
~~Wit=~ol:. halb des haben. 

Nun etwas-zum Widerstand. Nach den duJ"chgeluhrten Aktions­
tagen gegen die Atommülltransporte und Kriminalisierung im 
Februar hat es keine größeren Widerstansaktionen im Wend­
land gegeben. Es fanden regelmäßige Bahnspaziergänge einmal 
im Monat statt, die nicht zuletzt au.ch eine Vorbereitung auf 
die anscheinend bevorstehenden Castor-Transporte waren. Da- · 
rUherbinaus fand in Böiel ein Somntercamp mit letztendlich 
geringer Beteiligung statt. Auch die Diskussionstreffen hatten 
die schwach· und mittelradioaktiven Transporte kaum noch zum 
Gegenstand. Die BI Lüchow-Dannenberg versucht verstärkt das 
Endlager in den ~ittelpunkt zu stellen. Auf den beiden letzten 
Trebeler-Treffen wurde betont, man wolle auch weiterhin am 
Konzept "~nruhe im W~ndland" arbeiten und z.B. nicht von 
heute .auf morgen auf die Endlagerproblematik umschwenken 
und damit die drohenden Atommülltransporte vernachlässigen. 
Aber zum heutigen Zeitpunkt ist die Durchführung ·ein.es neuen 
Tages X, wie im Oktober 1984, keine Selbstverstjindlic.hkeit. 
Nachfolgend· dokumentieren wir die Trebeler Erklärung vom 
21.09.85: . 
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••Tag Xcc ab Oktober? 

Das Trebeler Treffen vom 21. 09. 85 

Ab Mitte Oktober wird ·mit der weiteren Einlagerung 
von schwach- und mittelradioaktivem Müll ins Zwisch-

io--l_.,...... __ ~· enlager nachGorleben gerechnet. EinJahr lang konnte 
nicht eingelagert· werden. 
Weiterpin laufen die Arbeiten am Endlager für mittel­
und hochaktiven Abfall auf Hochtouren. Trotz bewie­
sener Untauglichkeit redet man weiterh.iD von "Eig-

,....._.,.....,.._.. •. ~ nungsfähigkeit". Wahr wird der Versuch, Anlagen zur 
Atommüllbearbeitung zu konzentrieren. . 
Eine Konditionierungsanlage ist ~ der Diskussion. 

-+-+-~~-+ Zwischen- und Endl~er sind in direktem Zusammen­
~-+++-+ bang zu sehen, das eme nicht ohne das andere. Yon 

daher ist es wichtig, sich nicht ausschließlich auf das 
End- oder Zwischenlager zu konzentrieren. Beide An­
lagen dienen bereits als Entsorgungsnachweis für 
Atomanlagen und sind so Bestandteil einer militärisch­
en U[ld zivilen Nutzung der Atomenergie, und deshalb 
von Bedeutung zur Aufrechterhaltung der gesamten 

·+ ·+-i- Atomwirtschaft~ 
Das Trebeler Treffen am 21.9.85 erachtet es deshalb 

~-il---+-+-'-·!: für wichtig, weitere Aktionen gegen den Transport von · 
-1-H-+4-'f' radioaktivem Müll durchzuführen. Notwendig·für wei­

tere Aktionen ~st die Verbreit\Ulg der Vorschläge und 
eine große Teilnahme von Gruppen und Personen. Die . 

....,..,..1.1'-~"'".--+-• Vo~chläge waren: 
IW-+~+-4-t- 1} Aktionen, d.h. Be- und Verhinderung der kommen· 

den Atommülltransporte (Unruhe im Wendland). Das 
bedeutet, falls die- Transporte frühzeitig bekannt wer­
den, werden wir ins Wendland fahren und in einem 
Halbkreis ums Zwischenlager die Blockaden aulbauen . 

........ Dabei sollen die Städte und Grupperr bestimmte Ab­
·.-;;:~-::l:::1.~::+::::-e~ schnitte und Straßen übernehmen, um nicht ziell.os 

durch den Landkreis zu fahren. 
,...'iftl!l'l.~-'1:"' 2) Sollte beim Eintreffen im Landkreis der Transport 

schon im Zwischenlager sein, so soll/kann am gleichen 
~-~-"+~•-t-.1 Tag der Baustellenverkehr zum Endlager und die Infra­

struktureinrichtungen (Schienen) blockiert werden. 
-lrtß.li~:">t-1 3) Wird der Atommülltransport nicht rechtzeitig be­

kannt und die Einlagerungvollzogen sein, so sollen ein 
-F~,...~ bis zwei Tage später Aktionstage gegen das Endlager 

und die Infrastruktur (Schienen} stattfinden. 
_....,...lllltl~of. Ferner sei noch erwähnt, daß die BI Lüchow-Dannen­
-fi--t-~~ berg P.lant, am-16.11.85 eine Umzingelung des Endla­

gers vorzun_ehmen . 
.f-WH-1! Weitere Treffe,n sollen fdlgen. Setzt euch mit den Bl's 

'"--1--+-+-1:--tl in Verbindung. · 

l ·+-1-H-1 J I ' ++~ . •~-+·++ttf -·1-ft+fttttl.ttft . . 
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))Kälte, Smog und das 
Märchen von der 

•• • •• Uberkapazdätcc 
Im Frühjahr 198S glaubte die Energiewirtschaft einmal mehr, einen 

propagandistischen Volltreffer für die Nutzung der Atomenergie ge­
landet zu haben. 

,.Kälte, Smog und das Mllrchen von der Überkapazität" - so stand 
es in der April-Ausgabe der 'Energie-Impulse', einem vom berücktig­
ten Informationskreis Kernenergie herausgegebenen Atom­
Reldameblatt. Hatte sich der kalte Winter 1984/8S für die Bevölke­
rungsmehrheit v .a. durch hohe Strom- und Heizungsnachzahlungen 
bemerkbar gemacht, konnte ihm die Atomlobby nur positive Aspekte 
abgewinnen: 

,.Der von Kraftwerksgegnern seit langem aufgebaute 'Popanz' riesi­
ger Überkapazitäten im deutschen Kraftwerkspark zerplatzte in der 
tiefen Kälte des Januars. Die Verbraucher zwischen Flensburg, Berlin 
und dem Bodensee nahmen aus dem öffentlichenNetz am 8. Januar 
-als bis dahin höchste Leistung- S8.700 Megawatt in Anspruch. Das 
waren 4.900 MW Leistung mehr als beispielsweise in der Spitze im vo­
rigen Winter. Dies entspricht der Leistung von vier großen Kernkraft­
werken oder von rund acht Steinkoblekraftwerken", schrieben die 
Energie-Impulse. Und weiter hieß es: 

,.Zur Deckung des hohen Strombedarfs während der kalten Jahres­
zeit mußten auch wieder Öl- und Erdgaskraftwerke stärker eingesetzt 
werden. Dieser kostenträchtige Weg mußte beschritten werden, weil ei­
.ne Unterbrechung der Stromlieferung für die Wirtscbft insgesamt 
noch teurer geworden wäre. Ohne die vorhandene Kernenergieleistung 
hätte es beteitsJn diesem Winter erheblichen Arger bei der Stromver­
sorgung gegeben: Es wäre zu regionalen Stromabschaltungen gekom­
men, die fossil befeuerten Kraftwerke hätten voll in Anspruch genom­
men werden müssen, mit der Folge von drastisch steigenden Stromer­
zeugungskasten und erheblich höheren Umweltbelastungen." 

Wer denkt bei diesen Sprüchen nicht an die alten Parolen vom. 
sicher-billig-umweltfreundlichen Atomstrom und die ohne diesen aus­
gehenden Lichter? Jedenfalls lohnt es sich, dieses Essay einmal unter 
die Lupe zu nehmen, denn es strotzt nur so von Unrichtigkeiten, Un­
terstellungen und H&lbwahrheiten. 

1984 verfügten die westdeutschen Energieversorgungsunternehmen 
(EVU) über eine Stromkapazität von 86.000 MW; 77.000 MW aus ei­
genen Kraftwerken und 9.000 MW durch Vertrage mit der Industrie 
bzw, dem Ausland. 

Der Tag, an dem im vergangenen Winter der meiste Strom nachge­
fragt wurde, die sog. Jahreshöchstlast, war der 8. Januar mit S8.700 
MW. (Die Entwicklung der Jahreshöchstlast wird in Tab. 1 dokumen­
tiert.) 

Entwicklung der Höch$tlast 
Jahr 

1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 

. Tag/Monat 

28. II. 
15. 12. 
20. 12. 
19. 12. 
8.12. 
8. I. 
2. 12. 

H.12. 
14. I. 
15. 2. 
15. 2. 
8. I. 

Mcgaw3tt 

41.700 
43.300 
44.700 
46.800 
49.500 
50.700 
51.100 
52.200 
53.400 
51.400 
54.000 
58.700 

Q!Jelle: VdEW, Stand 6. Februar1985 

Beispiel: Die höchste Anforderung (.Höchst­
last") des Jahres 1978 betrug 49.500 Megawat~ 
und zwar am 8. Dczcmbet: 

Selbst an diesem Tag mit den höchsten Anforderungen an das 
Strom-Angebot ergab sich also eine Reserve von 46,S Ofo. Nun standen 
wegen Reparaturen, Wartungsarbeiten o.a. an jenem 8. Januar aber 
nicht alle Kraftwerke zur VerfflSUng, sondern nur 74.SOO MW; den-
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noch blieb immer noch eine Reserve von 27 Ofo. 20 Ofo hllt die Energie­
wirtschaft selbst für notwendig, Kritiker sprechen von 8 OJo nötiger Re­
servevorbehaltung. 
Wäre es also im kalten Winter ohne Atomkraftwerke zu Stromab­
schaltungen gekommen? Nein .. Denn ziehen wir von den verfügbaren 
74.SOO MW am 8. Januar die Atomkraftwerkskapazität von insgesamt 
rund 14.200 MW ab, so wäre immer noch eine Reserve von 3 OJo vor­
handen gewesen. Nicht viel, aber bewiesen werden soll die Tatsache, 
daß eben kein Strom ausgefallen wäre. 

Und regional? Die EVU sind über ein Verbundsystem in der Deut­
schen Verbundgesellschaft (DVG) zusammengeschlossen. Und würde 
es da wirklich einmal eng, dann könnten über den europliseben 
Stromverbund regional auftretende Engpisse allemal aufgefangen 
werden. Einen optischen Eindruck dieses Verbundsystems vermitteln 
die riesigen 380-Kilovolt-Leitungen, die das Land überziehen und de­
ren Gesamtlinge ständig wichst. Mitte 1985 waren es bereits 12.000 
km, bis 1990 sollen es 18.600 km sein. 

Während sich die Stromwirtschaft so über den Verbund absichert, 
erhöht sie auf der anderen Seite ihre Reserve. So werden, bei praktisch 
stagnierendem Stromverbrauch, bis Ende dieses Jahrzehnts weitere 
16.000 MW Kraftwerkskapazität ans Netz gehen, jedoch nur rund 
9.000 MW stillgelegt werden. 

Dies lllßt sich nur aus der Logik der Stromerzeuger selbst begrün­
den. 
Vor allem durch den Zubau von AKW ist in den letzten Jahren die Lei­
stung der einzelnen Kraftwerksblöcke nach oben getrieben worden. 
Flllt ein Atomkraftwerk aus, müssen immerhin 1.300 MW auf einmal 
ersetzt werden. Auf diese Weise wird die Reservelast in die Höhe ge­
schraubt; auf zwei Kraftwerke kommt mittlerweile ein Reservekraft­
werk. 

Die Energiewirtschaft hat damit gleichzeitig Möglichkeiten dezen­
traler, auf der Basis kleiner Einheiten stehender Stromversorgung ver­
hindert und auch die Nutzung von Abwärme und Strom als Abfallpro­
dukte der Industrie sabotiert. 

Eine Göttinger Studie sprach 1977 von 21.000 MW brachliegender 
Kraftwerkskapazität in der Industrie; andere, neuere Quellen nennen 
10.000 MW, immerhin mehr als zwei Drittel der installierten AKW­
Kapazität. 

Der Stromverbrauch stagniert in den letzten Jahren. Betrug die Stei­
gerungsrate zwischen 1970 und 1980 jahrlieh noch rund S,4 OJo, so i!lt 
seitdem eine gewisse Slttigung erreicht - vor allem, weil der Markt für 
stromspezifische Anwendungsmöglichkeiten erschlossen war. Im Ge­
genteil führten die energiesparende Computertechnik und die rückläu­
fige Konjunktur zu Rückgingen beim Stromverbrauch. Das Ziel der 
Energieversorungsuntemehmen ist es aber, möglichst viel Strom abzu­
setzen. Angesichts der groß ausgebauten Kraftwerkskapazität stellte 
sich Anfang der achtziger Jalllie also die Frage 'Wohin mit dem vielen 
Strom?' 

Als Hauptexpansionsgebiet wurde der Wärmemarkt auserkoren. 
Verschiedene zum damaligen Zeitpunkt vorgelegte Studien: wie die von 
der Vereinigung westdeutscher Elektrizitätswerke herausgeg@ene Stu­
die 'Wärme 2000' zielten unverhüllt in die Richtung, das Heizen mit 
Strom im großen Maßstab zu propagieren. So sollten bis zum Jahr 
2000 vier Millionen elektrische Wärmepumpen und zwei Millionen 
Nachtspeicherheizungen die Wohnungen der Republik mit Wärme 
versorgen. 

Gestützt und genlhrt wurden diese Plane von den verantwortlichen 
Politikern in der Bundesregierung. In der 3. Fortschreibung des Ener­
gieprogramms von 1981 wurde die Forde111J18 erhoben, das Öl durch 
den Strom zu ersetzen. 

Wer die Energiediskussion der letzten Jahre einigermaßen verfolgt 
hat, wird gemerkt haben, wo bei der Stromheizung der Pferdefuß 
liegt. Bekanntlich wird bei der Stromproduktion in einem kohle- oder 
atombetriebenen Kondensationskraftwerk nur rund ein Drittel c:ler ein­
gesetzten Primärenergie - dies ist der Rohstoff. in seiner natürlichen 
Form, Steinkohle, Uran o.l. -zu der Nutzenergie Strom umgewandelt. 
Der Rest, also zwei Drittel~ sind Eigenbedarf der Kraftwerke, Um­
wandlungsverluste und Wärme, die über Kühltürme oder Abwasser 
nutzlos an die Umwelt abgegeben wird und diese sogar noch belastet. 



Kommt der saubere, sichere Strom beim Verbraucher an, so sind auf 
dem Weg von der Erzeugung bis zur Nutzung in der Regel schon große 
Mengen Radioaktivität oder Schwefeldioxid in die Umgebung entwi­
chen. 

In vielen Büchern und Artikeln wurde dieser Schachzug der Energie­
versorgungsunternehmen aufgedeckt. Bis heute haben sich denn auch 
die Plane vom Einbruch in den Wannemarkt nur sehr beschränkt rea­
lisieren lassen. Die Stromer sitzen nach wie vor auf ihren Oberkapazi­
täten fest. Und wie jeder andere Industriezweig auch, .müssen sie ihre 
durch brachliegende Investition entstehenden Verluste auf Heller und 
Pfemll$ auszugleichen versuchen. Beispielsweise kostet alleine der 
Stillstand eines Atomkraftwerks pro Tag ca. eine halbe Million DM. 

Völlig zu Unrecht brüstet sich die Elektrizitätswirtschaft damit, eine 
dezentrale Energieversorgung aufgebaut zu haben. Tatsll.chlich gibt es 
zwar fast 1.000 Kraftwerke in der Bundesrepubtik, doch von den vor­
handenen 961 Einheiten sind 90 Ofo mit nur rund 18 Ofo an der Gesamt­
kapazität beteiligt. Demgegenüber verteilen sich ca. 61.000 MW Kapa­
ziW auf 10 Ofo der Kraftwerke mit einer Größenordnung von 200 MW 
und mehr. Die Entwicklung der letzten Jahre ging eindeutig zu immer 
größeren Energieeinheiten; von Dezentralität kann also ilberhaupt kei­
ne Rede sein. Die rapide Zunahme des Anteils von Kraftwerken über 
300 MW hängt in erster Linie mit den ab 1977 neu ans Netz genomme­
nen Atomkraftwerken zusammen; Begründet wird der enorme Zubau 
von großen Einheiten durch die EVU niit geringeren Stromerzeu­
gungskosten. 

Die unterschiedliche Technik, die verschiedenen Brennstoffeinsatze 
sowie die schwankenden tages- und jahreszeitlichen Anforderungen 
führen zu folgender Struktur: Im sogenannten Grundlastbereich wer­
den Kraftwerke eingesetzt, die niedrige Brennstoffkosten haben und 
die wegen ihrer spezifiSChen Arbeitsweise nur schlecht dem jeweiligen 
Strombedarf anzupassen sind. Atom- und Braunkohlekraftwerke sor­
gen Tag und Nacht für diesen Grundlast-Strombedarf. In der soge-. 
nannten Mittellast werden Steinkohle-, Öl- und Gaskraftwerke einge­
setzt, die leichter dem Bedarf entsprechend zu regulieren sind und 
hauptsächlich den erhöhten Stromverbrauch wahrend.,des Tages 
decken. Spitzenlastkraftwerke, wie Gasturbinen- oder l.tlftspeicher­
kraftwerke, werden nur ganz gezielt zur Deckuni der Spitzen oder bei 
kurzfristigen Kraftwerksausfllllen angeschaltet. \.t.JQ;.'iF-

Zweifelsohne bedeuten die Brennstoffkosten bei Atomkraftwerken 
einen wesentlich kleineren Faktor bei den Gesamtausgabelt als bei 
Steinkohlekraftwerken. Problematischer wird es aber, wenn über die 
reinen Brennstoffkosten hinausgeblickt wird. Riesige Energiezentralen 
von 1.300 MW brauchen Reservekapazitäten gleicher Größe. Die Ver­
sorgungssicherheit durch Atomenergie ist unsicherer als durch eine 
Vielzahl kleiner, ·dezentraler Kraftwerke. Denn 1.300 MW wollen erst 
einmal auf die schnelle ersetzt sein, wie die Mastsprengung am laufen­
den Reaktor Krümmel im Februar 1985 zeigte. 

Zudem ist der regelmäßige Betrieb von AKW nicht gewährleistet. 
Größere Unfälle blieben zwar in der letzten Zeit aus, doch die Zahl der 
Ungeplanten StillsUinde und Lastabsenkungen ist immerhin noch so 
hoch, daß die durchschnittliche Arbeitsfähigkelt der AKW weit hinter 
den Wunschvorstellungen der Setreiber zurückbleibt. 

Stromproduktion und Leistung$fahigkeit der Atom­
kraftw~rke in der Bundesrepublik zwischen 1975 und 1983 

Anzahl der elektrische erz.cn.per Strom Arbeit in 
Jahr A1omkraf1- Leistung brutto bruuo in Mega- Prount 

werke in Megawatt waustunden 

1975 10 3563 21.858.782 71,2 

1976 10 3503 20.706.146 67,5 

1977 13 6464 35.979.803 63,5 

1978 14 7334 35.009.199 54,5 

1919 14 8382 40.464.238 SS,I 

1980 14 9030 ·t3.8S~.329 55,4 

1981 14 9030 53.370.341 67,5 

1982 15 10329 63.617.574 70,3 

1983 16 11645 1.5.895.006 .64,6 

Solche Zahlen drücken natürlich auf die Bilanzen. Denn aufgrund 
der hohen Fixkosten von mittlerweile fünf bis sieben Miltiarden DM 
für ein 1.300 MW-AKW sorgt jeder Stillstand über die ohnehin für 
den Austausch eines Drittels der Brennelemente notwendigen vier bis 
acht Wochen jährtich hinaus für Verluste. Die Stromkäufer, ob regio­
nale Stromverteiler oder direkt die Industrie, zahlen einen festen Preis 
für die Kilowattstunde; ihnen kann es egal sein, auf welche Weise und 
mit welchen Kosten die Stromerzeuger ihre Ware produzieren. 

So kann es schnell passieren, daß ein Unternehmen wie das RWE im 
Dezember 1983 rund 195 Millionen DM Verlust verbuchen muß, weil 
die Atomkraftwerke Biblis A und B repariert werden. Der Preußen 
Elektra sind auf diese Weise während des Stillstandes des AKW War­
gassen zwischen Mai 1982 und September 1983 sogar 800 Millionen 
DM verloren gegangen. In solchen Zeiten muß auf andere, den Strom 
teurer produzierende Kraftwerke ausgewichen werden. Zinsen, Steu­
ern und laufende Kosten für die AKW fallen jedoch weiter an. 

Nun soll nicht der Eindruck erweckt werden, daß Atomstrom die 
billige Energie schlechthin sei; dem ist nicht so. Die Rede war von den 
reinen Brennstoffkosten. 

Was .Abmkraftkritiker schon vor Jahren analysierten und progno­
stizierten, findet mittlerweile auch Eingang in die GGschäftszimmer der 
Atomlobby. Die Kosten für atomare Anlagen steigen immer mehr, 
und es wird deutlich, daß es stets zu optimistische Annahmen waren -
und offiZiell immer noch sind ~. die die EVU verleiteten, mit einem 
AKW eine schnelle Mark zu machen. In nahezu allen Berechnungen, 
die den EVU von dem Atomstrom wohlgesonnenen Instituten vorge­
legt werden, sind die Tatsachen auf den Kopf gestellt. So wird von kür­
zeren Bauzeiten ausgegangen als bei den zur Zeit in be(mdtichen 
AKW. So werden Verfügbarkeiten angenommen, die um rund 10 Ofo 
über der bisherigen Bilanz Hegen. So wird die Wiederaufarbeitung von 
Brennstäben am liebsten gar nicht behandelt, ebenso wie der Abriß al­
ter Reaktoren, wie er jetzt mit Niederaichbach und der Forschungsan­
lage in Kahl ansteht. Und so ist es schließtich auch kein Wunder, daß 
die Kosten für Steinkohle mit zu pessimistischen Kosten belegt werden. 

Kommt auf diese Weise bei den EVU in der Silanzein um rund 10 
Pfennig pro Kilowattstunde billigerer Atomstrom heraus, so sind es et­
wa bei den Atomkraftkritikern Franke und Viefhues Kosten, die den 
Kohlestrom um 60 Ofo übertreffen. Daß die letzteren Berechnungen 
eher der Realität entsprechen, dürfte vor allem den Bewohnern Ham­
burgs einleuchtend erklärbar sein. Die Hansestadt hat mit über 40 Ofo 
den höchsten Atomstromanren in der Bundesrepubtik. Gleichzeitig 
sind dort die Strompreise extrem hoch, und die HEW, das örtliche 
Energieversorgungsunternehmen, stehen kurz vor dem Bankrott. Um 
ihre Milliarden, die sie in die Atomkraft gesteckt haben, letztlich doch 
noch amortisiert zu sehen, mußten - betriebswirtschaftlich teurere -
Kohlekraftwerke von der EVU stillgelegt werden. Die Atomstromer 
schossen sich dementsprechend ein. Natürlich nicht auf die Braunkoh­
le- da würde die RWE nicht mitmachen, gehört ihm doch immerhin 
die Rheinbraun, das größte Braunkohleunternehmen im Land - und 
auch nicht auf die biltige Impof1kohle aus Polen, Südafrika und den 
USA; nein, zum Gegner wurde die deutsche Steinkohle erklärt. 

Die foJ;tschreitende Zerstörung der Wälder durch Schwefeldioxid 
aus Steinkohlekraftwerken kam der Atomlobby da gerade recht. Mit 
Hinweis auf die Umweltverschmutzung durch Kohle und die hohen 
Kosten für die Installation von Rauchgasentschwefelungsanlagen soll­
te dem Bürger die Atomkraft schmackhaft gemacht werden. Umfra­
geergebnisse ergaben denn auch tatsll.chtich eine wachsende Akzeptanz 
der Atomenergie: Aus der Formel 'Kohle und Kernenergie', mit der 
die Gewerkschaften 1977 noch 40.000 Arbeiter nach Dortmund lock­
ten, wurde 'Atom statt Kohle'. 

Die Offensive der Atomwirtschaft wäre wohl noch viel drastischer 
ausgefallen, wäre da nicht das Kuckucksei, das sie sich selbst ins Nest 
gelegt hat: Im April1980 unterzeichneten die Vereinigung Deutscher 
Elektrizitätswerke und der Gesamtverband des Deutschen Steinkohle­
bergbausden sogenannten 'Jahrhurtdertvertrag1• Darin verpffichteten 
sich die EVU, jährtich zunächst 33 Millionen Tonnen und später dann 
47,5 Miltionen Steinkohle zu verstromen. Aber kaum war das Ver­
tragswerk unterschrieben, da begann die Atomlobby Sturm dagegen 
zu laufen. Ein großes AKW der 1.300 MW-Klasse ersetzt nämlich 2,5 
Miltionen Steinkohle pro Jahr. Allein durch die in Bau befmdtichen 
oder in der letzten Zeit ans Netz gegangenen Atomkraftwerke Grafen­
rheinfeld, Krümmel, Gundremmingen B und C, Grohnde, Phillips­
burg, Brokdorf, Lingen II, Ohu II, Neckarwestheim II und 
Mühlheim-Kärtich ergibt sich elne 'Ersparnis' von 29 Millionen Ton­
nen Steinkohle jährlich. Da der Stromverbrauch, wie erwähnt, stag­
niert oder nur gering wächst, wird der Steinkohleanteil an der Strom­
produktion 1990 noch 20 Ofo betragen. 

Strom­
Quellen 
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SPD: Atompartei 
im neuen Gewand 

Für Atomenergie, gegen WAA? 

SPD: Eine Atompartei im neuen 
Gewand 

Die SPD ist die große Meisterin der 
Verkleidungskunst. Wie keine andere 
Partei verfügt sie über die Fähigkeit, 
ihr öffentliches Image den jeweils neuen 
Rahmenbedingungen anzupassen, ohne 
die alte Politik tatsächlich zu ändern. 
Dies gilt besonders im Bereich der 
Atomenergie, wo sie als angebliche 
Gegnerin der Plutoniumwirtschaft 
Wählerstimmen von Atomkraftgegnern 
einzukassieren sucht. 
Im Folgenden ein knapper Abriß über 
Atomprogramm und Atompolitik der 
"neuen'' SPD. 

Das Atomprogramm des Essener 
SPD-Parteitages vom Mai 1984 sieht 
vor, "die Nutzung der Kernenergie nur 
für eine Obergangszeit zu verantworten" 
und verlangt, daß "über die Versuchsan­
lage in Karlsruhe hinaus die Technolo­
gie der Wiederaufarbeitung abgebrannter 
Kernbrennstäbe in der Bundesrepublik 
nicht weiter verfolgt wird... Eine of­
fene oder versteckte staatliche Unter­
stützung der Wiederaufarbeitung kommt 
daher nicht in Betracht." 
Als "Alternative zur· Wiederaufarbei­
tung" soll stattdessen die Technik 

·der ,,Direkten Endlagerung" von Atom­
müll voreiert werden: ,,Dazu notwen­
dige Versuchs- und Demonstrationsan­
lagen müssen errichtet werden." Ferner 
wird gefordert, "bei Bedarf... ein 
weiteres Zwischenlager zu errichten" 
und "neben dem Salzstock Gorleben 
mindestens ein(en) weitere(n) Salzstock 
als mögliches Endlager eingehend zu 
untersuchen." 
Abschließend wird die Möglichkeit eines 
weiteren AKW-Zubaus indirekt bejaht:" 
Solange diese {s.o.) Bedingungen nicht 
erfüllt sind, ist ein weiterer Zubau von 
Kernkraftwerken unvertretbar und un­
verantwortlich." (Alle Zitate aus Initia­
tivantrag 9, "Energiepolitik", des 
SPD Bundesparteitages · vom 17. -
21.05.1984). 

Mit diesem Programm verfolgt die 
SPD eine Politik, die die Skepzis der 
großen Stromkonzerne gegen das 
kostspielige Milliardenabenteuer einer 
W AA zwar aufgreift, ansonsten aber 
das Atomprogramm absegnet und ver­
teidigt. Im Betrieb befindliche Atom­
reaktoren sollen bis zur Schrottreife 
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weiterlaufen, die im Bau befindlichen 
noch ans Netz gehen, neue Anlagen 
- die freilich derzeit eh keiner will -
nicht genehmigt werden. 
In SPO-regierten Bundesländern wird 
die Gummiformel "für eine Ober­
gangszeit" noch weiter ausgedehnt: 
In Hessen hat die Landes.SPD den Aus­
bau der Hanauer Plutionium- und 
Uranbetriebe bis heute gestützt, in 
Nordrhein-Westfalen hat die Landes­
regierung 1985 die erste "nationale" 
Urananreicherungsanlage in Betrieb 
genommmen und plant über die im 
Bau befindlichen Atommeiler hinaus 
den Bau weiterer Atomreaktoren der 
Hochtemperaturlinie. 
Die wissenschaftlichen Untersuchungen 
über die Machbarkeit und Vertretbar­
keit eines raschen Ausstiegs aus der 
Atomenergie werden hingegen bis heute 
von der SPD mit altbekannter Arroganz 
ignoriert. 

Die SPD-Entsorgungslüge 

Atomkraftwerke erzeugen für einige 
Jahre Strom und hinterlassen für einige 
Hunderttau11end Jahre .hochradioaktiven 
Müll. Bis heute wurden bereits 3.000 
Tonnen an hochradioaktiven abge­
brannten Brenelementen erzeut. Darin 
enthalten sind ca. 30 Tonnen(!) Pluto­
nium. Keiner weiß, wo dieses Zeug 
letzlieh bleiben soll, ein sicheres Atom­
müll-Endlager ist weltweit nicht in 
Sicht. Das" Obergangs "-Atomprogramm 
der SPD hat zur Folge, daß der Atom­
müllberg auf 14.500 Tonnen abgebrann­
ten Kernbrennstoffs wächst, darunter 

etwa 145 Tonnen Plutionium. Die Fol­
gen sind unabsehbar. U.a. wird es 
erforderlich sein, die Zahl der Trans­
porte hochradioaktiver Kernbrennstoffe 
von 1.500 auf über 7.000 zu erhöhen. 
(4 Tonnen Kernbrennstoff pro Trans­
port, je ein Transport zum "Zwischen"­
und ein Transport zum "End"-Lager.) 

Die SPD erklärt, mit dem Konzept 
der "direkten Entlagerung" eine Ent­
sorgUngsalternative zur W AA anbieten 
zu können. Tatsächlich trägt weder 
das eine noch das· andere Konzept zur 
Beseitigung des Atommülls bei. Auch, 
die "direkte Endlagerung" bleibt ohne 
sicheres Endlager nur eine Verheiß­
ung auf dem Papier. Diese so unge­
fährlich klingende "Alternative" dient 
der SPD derzeit in erster Linie als ein 
Propagandacoup, um die Akzeptanz 
für Atomenergie dort zu verbessern, 
wo die größte Glaubwürdigkeitslücke 
liegt. 
Solange aber die Suche nach "Entsor­
gungs"-Möglichkeiten als Alibi für die 
weitere Atommüll-Produktion herhalten 
soll, wird sie von uns abgelehnt. Das 
gilt für "Zwischen"lager, für 'Konditio­
nierungsanlagen wie auch für Endlager­
experimente. Erst nach Beendigung des 
nuklearen Irrsinns kann ernsthalft die 
Suche nach der am wenigsten schäd­
lichen Atommüll-Beseitigung beginnen. 

Die SPD-Piutoniumwirtschaft 

Die Plutioniumwmschaft beginnt da, 
wo Flutionium entsteht: im Atomkraft­
werk. Jede Stunde Atomstromproduk­
tion erzeugt zwangsläufig Plutonium, 
das erst nach 24.500 Jahren die Hälfte 
seiner Gifigkeit verliert und somit ewig 
eine Geißel der Menschheit bleibt. 
Wo immer Plutonium vorhanden ist, 
kann es früher oder später auch der 
Bombenherstellung dienen. Die Plutoni­
umwirtschaft wird schon jetzt voran­
getrieben durch die Schnelle Brüter­
Anlage und die W AA im Kernfor­
schungszentrum Karlsruhe (Jahrespro­
duktion von max. 200 kg. Plutonium), 
durch die Plutoniumabtrennung in 



Frankreich und England und insbeson­
dere durch die. Plutonium!agerung .. 
und -Verarbeitung in Hanau. Wer diese 
Anlagen auch nur "für eine Übergangs­
zeit" akzeptiert, verbessert laufend die 
Voraussetzung für den deutschen Griff 
zur Bombe. ·Der Widerstand gegen die 
Plutioniumwirtschaft bleibt also un­
glaubwürdig und halbherzig, wenn er 
sich reduziert auf die Verhinderung 
der WAA in Wackersdorf. Aber auch 
in dieser Hinsicht ist die SPD bisher 
den Beweis schuldig geblieben, daß 
es ihr um mehr geht, als um Verbalradi­
kalismus und Stimmenfang: 
- Am 24.01.85 wurde von der SPD­
Bundestragsfraktion der Antrag der 
Günen auf Zurückweisung der WAA­
Grundsatzentscheidung der Bundesre-· 
gierung abgelehnt. Der SPD-Debatten­
·redner Reuter erklärte, man lehne 

Das neben·stehende Dokument wurde der 
•atom• mit Bitte um Veröffentlichung zu­
gespielt. Erstmals seit 1979 hatten am 
14.6.85 die Regierungschefs von Bund un· 
dLändern die AtommOll-Entsorgung auf 
der Tagesordnung gehabt. · 
Großspurig war ab Dezember 1984 von 
Börner und Rau angekündigt worden, am 
14.6.85 den Konsens in der Entsorgungs­
frage (Vorrang fOr die WAA Ist darin fest­
geschrieben) aufkündigen und die Entsor­
gungsgrundsätze verändern zu wollen. 
Das nebenstehende Dokument beweist 
demgegen ober: 
Die SPD·Regierungschefs aus Nordrhein· 
Westfalen und Harnburg wollen am Vor· 
rang for die WAA nicht rotteln. Börner 
selbst gibt kleinlaute Erklärungen zu Pro­
tokoll, die die· Forderung nach AufkOndi· 
gung und Neuformulierung der Entsor· 
gungsgrundsätze umschifft, die WAA 
aber ablehnt. Real tut sich gar nichts. 
GegenOber der Öffentlichkelt wird dicht· · 
gehalten. 
SPD-Maflosi-Kungelel wie eh und je ..• 

"den Einstieg in die kommerzielle 
Nutzung der Wiederaufarbeitung zu 
diesem Zeitpunkt ab. " 
- Im März 1985 wurde von 'der bayer­
ischen SPD-Landtagsfraktion ein An­
trag der CSU unterstützt, der sich für 
den Bau der WAA durch überwiegend 
örtliche Indu~trieunternehmen aus­
sprach. Begründung des Pressesprechers 
der SPD-Landtagsfraktion:" Gegen die 
Errichtung der WAA sei ohnehin nichts 
mehr zu machen, man müsse nun das 
Beste herausholen ... ·~ 
- In krassem Widerspruch zu den 
Parteitagsbeschlüssen von 1984 (s.o.) 
haben am 04.06.85 die SPD-regierten 
Bundesländer Harnburg und Bremen 
im Bund-Länderplanungsausschuß für 
die Vergabe von Investitionsbeihilfen 
dafür gesorgt, daß die WAA Wackers­

. dorf mit mindestens 600 Mio. DM 
aus dem Staatshaushalt ·subventioniert 
wird. Harnburg und Bremen stimmten 
für die Vergabe. Saarland (Hallo Oskar!) 
und NRW enthielten sich der Stimme, 
Niedersachsen und Hessen stimmten 
dagegen. 
- Entgegen zahlreicher öffentlicher An­
kündigungen haben die SPD-regierten 
Bundesländer anläßtich der Konferenz 
der Regierungschefs von Bund und 
Ländern am 14.07.85 in Bonn aus­
drücklich darauf verzichtet, den Bund-

~ . 
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Länderkonsens in der Entsorgungsfrage 
aufzukündigen. Allein das AKW~freie 
Saarland hatte gegen die derzeit gül­
tigen Entsorgungsgrundsätze vom 19.03. 
1980 (Vorrang für die WAA) Stellung 
bezogen. 

Fazit: 

Auch als Oppositionspartei ist die SPD 
.eine Atompartei geblieben. Unter 
dem Deckmantel verbaler Proteste gegen 
den Ausbau der Plqtoniumwirtschaft 
will sie die Plutonium- und Atommüll­
produktion weitertreiben. 
Es ist deshalb ein schlimmes Zeichen, 
daß ohne massive öffentliche Proteste 
der Bis der Spitzenkandidat der 
Bayem-SPI) (Hiersemann') zum Redner · 
der Abschlußkundgebung der München­
er Großdemonstration gegen Plutonium­
wirtschaft und gegen (!) Atomenergie 
gt:kürt werden konnte. Erklärte Befür­
worter(innen) der laufenden Atommüll­
produktion haben bei Veranstaltungen 
der Anti-AKW-Bewegung n i c h t s 
zu suchen! 

Besprechung des Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der Länder am 14.Juni 1985 in 
Bonn 

TOP 4 Entsorgung der Kernkraftwerke 

BM Dr. Zimmermann erläutert den wesentlichen Inhalt seiner Stellungnahme vom 5. Juni 
1985, die den Regierungschefs der t.a.nder vom Chef des Bundeskanzleramts übersandt 
worden ist. 

MP Börner gibt daraufhin folgende Erklärung schriftlich zu Protokoll: 
» Der Herr Bundeskanzler und die Mehrheitder Herren Regierungschefs lehnen es ab; ent· 
sprechend dem Beschluß der Regierungschefs vom 28. Septeinbar 1979 abschließend ge­
meinsam Ober den künftigen Weg zur Entsorgung der Kern~<raftwerke zu entscheiden. Mit 
dieser Haltung wird der Konsens der Regierungschefs vom 28. September 1979 zur Entsor· 
gung der Kernkraftwerke aufgekündigt. Aufgrund der Ergebnisse der •Systemstudle Ande­
re Entsorgungstechnlken• und wegen der veränderten energiepolitischen Lage ist eine 
»Entsorgung• der Kernkraftwerke durch Wlederaufarbeltung der abgebrannten Brennele­
ment aus Gründen der Wirtschaftlichkeit, aber auch aus energiewirtschaftliehen Gründen 
grundsätzlich nicht mehr vertretbar. Die Entsorgung der Kernkraftwerke sollte künftig nur 
noch durch eine direkte Endlagerung der abgebrannten Brennelemente erfolgen. Das 
Atomgesetz sollte ggf. entsprechend geändert werden. " 

Der Bundeskanzler stimmt MP Rau und 1.BOrgermelater von Dohnany darin zu, daß bei 
grundsätzlichem Entscheidungsbedarf in Fragen d~r Kernkraftentsorgung die Probleme 
auf Regierungschefebene gelöst werden mossen; z.Zt. beatehe Jedoch auf diesem Gebiet 
kein Handlungsbedarf. 
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ln Hessen wollen Joschka Fischer als MI­
nister und Karl Kerschgens als sein 
Staatssekretär ab 1986 Atomkraftwerke 
•beaufsichtigen•. Daneben soll der jetzi­
ge Wirtschaftsminister Steger - gemäß 
des zu genoge kritisierten Atomenergie­
berichts - weitere Atomanlagen genehmi­
gen. 
Das in dieser Ausgabe der »atom« veröf· 
fantlichte Dokument (s.u.) macht klar, daB 
Steg&r aus Sorge um das Wohl der Ha­
nauer Betriebe sich auch formaljuristisch 
krimineller Methoden bedient. Wer diese 
Methoden deckt oder akzeptiert, macht 
sich zum Mittäter, ob er will oder nicht. 
Worum geht's ? 

SPD und Hessen-Grüne Im Hanau-Sumpf 

Steuer versteckt Belastungsmaterial gegen Nukem und Alkem 
Als die Staatsanwaltschaft im Februar 
1985 248 Akten aus dem hessischen Wirt· 
Schaftsministerium beschlagnahmte, wa­
ren die wirklich wichtigen Akten nicht da­
bei. Wie in der letzten »atom« berichtet, 
soll angeblich ein »Psychopath mit krimi­
neller Phantasie• (FR, 15.4.85) im Ministe­
rium »Aktenklau• betrieben und genau die 
Akten beseitigt haben, die die Staatsan­
waltschaft braucht, um Setreiber der Ha­
nauer Atomfirmen und Mitarbeiter des 
hessischen Wirtschaftsministeriums vor 
Gericht zu stellen. 
Heute steht fest: 
1. Der hessische. Wirtschaftsminister 
Ulrlch Stegerhält bis heute gerade die Ak­
ten zurOck, die hinsichtlich der Hanauer 
Atomfirmen zu •rechtlichen Konsequen­
zen• fOhren worden. (Allein sein Dienst­
zimmer wurde bei der staatsanwaltllchen. 
Durchsuchung Obrigens nicht angerOhrt.) 
2. Die von den Gronen unterstUtzte Lan­
desregierung beteiligt sich damit vorsätz­
lich an den Verdunklungen der illegalen 
Plutoniumpraktiken in und um Hanau. 
Den letzten Beweis hierfor lieferte das un­
ten auszugsweise dokumentierte Proto­
koll der Bundestags­
Innenausschußsitzung zum Thema RBU­
TeilstiUegung am 22.5.1985. Dieses Pa­
pier wurde Franz Jakob von den Hessen­
Granen am 11.9.85 anonym zugespielt 
und erstmals anläBIIch der grOnen 
Bundes-AG Energie am 29.9.85 (in Anwe­
senheit der gronen Koalos K.Kerschgens 
und D.Treber) t)ffentlich vorgestellt. Zu 
dem dokumentierten Text ist folgendes 
anzumerken: 
Steger hatte sich bei dieser nicht­
öffentlichen Sitzung schlicht verplappert. 
Die von ihm zurockgehaltenen Akten be­
ziehen sich auf die heimlich und illegal, 
jedoch mit Billigung der hessischen Lan­
desregierung durchgezogenen Aktivitä­
ten in und um den Plutoniumbunker der 
ALKEM. Seit 1975 hätten laut Atomgesetz 
derartige Dinge formal genehmigt und in 
aller Öffentlichkeit abgewickelt werden 
mossen. Dies jedoch wurde und wird bis 
heute (vermutlich aus gutem Grund) ver­
mieden. 
Auf der SAG-Sitzung am 29.9.85 lieBen 
Obrlgens die gronen hessischen Koali­
tlonsbefOrworter um K.Kerschgens nicht 
den geringsten Zweifel daran, daB sie die 
Zusammenarbeit (sprich:Komplizen· 
schaft) mit und Börner auch nach 
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dieser EnthOIIung höher gewichten, als 
die Aufklärung der »Hanauer Verhältnis­
se«. For sie war weniger das Vorgehen 
Stegars unangenehm, als vielmehr des· 
sen Bekanntwerden. 
Aber auch for Kerschgens und Co. gilt: 
Die herrschenden Kreise lieben den Ver­
rat, nicht jedoch die Verräter. Auch wenn 
sie sich schon jetzt wie mustergOitige Ka­
binettsmltglieder benehmen, bedeutet 
das noch lange nicht, daß sie es auch 
werden ... 

Mintster Dr. Stsgflf (Hessen): 

Dokument: 

\ ..• ) Der dritte Punkt Ist: Herr Abgeordneter Laufs, jetzt wird es kritisch. Ich stelleihnen 
gerne eine Dokumentation zur Vertagung. 

(Abg. Dr. Lauts (CDUICSU): Bitte!) 

Da brauche Ich Ihnen nur diesen Aktenordner zu Obersenden. Ich frage Sie 11ber, ob 
Sie 418 C~UICSU·Fraktlon befflit sind, d/8 Konsequenzen, die sich mOglloherwelse in 
einem Gerlchtsverfshren daraus ergeben, auf sich zu nehmen, wenn wir wirklich ge­
zwungen werden, mal alle Akten auf den Tisch zu legen. 

{Abg. Dr. Laufs {CDUICSU): Das warden Sie doch so oder so!) 

-Das werden wir nicht 

(Abg. Dr Lauts {CDUICSU): Aber selbstverstlndllch!J 

·Entsc-hullgung, es gibt einen Diskretionsbereich der Exekutive, der auch in Verwal­
tungsstreitverfahren nicht angetastet wird. 

(Abg. Dr.Lauts !CDUICSU): Belihren vielen Verfahren, die kommen worden?) 

·Wenn Sie mich aber als Parlament und petitlach zwingen, mal alle Akten auf den 
Tisch zu legen, bin Ich gerne bereit, daS zu tun. Nur dann muß ich der COU/CS~ 
Fraktion deutlich sagen, daß sie alle rechtliehen Konsequenzen fOr die Verwendung 
dieser Unterlagen in Verwa!tungstreltverfahren trAgt. 

(Abg. Dr.Lauts {CDUICSU): Was wollen Sie damit sagen? Dasist aln tolles Ding!. Abg. 
Clemens {CDU!CSU): Seil das eine Drehung sein?. Unruhe) 

Im Moment geht es um die Frage, ob sich Herr Laufs dl& Konsequenzen seiner For-
derung Oberfegt hat, dem Parlament elne Dokumentation vorzulegen - so war ja Ihre 
Bitte -, aus der hervorgeht, warum dies alias so lange gedauert hat. Meine Frage war: 
Haben Sie sich die Konsequenz Oberlagt, die dies juristlach mbgllcherwelse hätte? 

(Abg. Dr.Hirsch (Ff)P): Dia Frage, die Sie stellen, bedeutet doch, daS man dlo Fordrr 
rung natorllch sufrechterhalten muB!X, .. ) 
( ... )Abg Strllbe/e (Grüne): Ich mOChte das Angebot des hesslschen Ministers ahneh· 
man, eine umfassende DokumentatJon Ober den Ablauf der Ereignisse, die zu seiner 
Entscheidung vom Freitag gefOhrt haben, den Abgecrdneten des Innenausschusses 
vorzulegen. Dieses Angebot mOchte ich ausdrOckllch annehmen und bitten, das z:u 
tun. 

Abg. Schstor (OttenburgXSPD): Ich sage ganz offen: Wir haben ln dieser Frage nach 
Beratungsbadart Da sind viele zum Teil auch sensible Fragen politischer und Jurlstl­
sc.her Art zu prOfan. Meine Fraktion wird dann gegebenenfalls auf diese Frage zurOck· 
~ommen, zumal Jeh einen Antrag ganz gern etwas prlzlslerter, konkreter und auf den 
Punkt gebracht vorliegen haben mOchte. Ober allgemeine, globale AntrAge wlU tch 
aus der Hofte nicht entscheiden. 

Minister Dr. Steger (Hessen): Ich mOchte nur fOr die Klarheit des Protokolls sagen, 
daß mein wesentliehet Einwand zu dem Abgeordneten Laufs nicht. ein Angebot war. 
Ihnen jetzt afle Akten zuzusenden, sondern Ich habe den Herrn Abgeordneten Laufs 
gefragt, ob er ane jurfstisehen Konsequenzen, die sich mOgllcherweJse ergeben kOnn· 
ten, bedacht hat. 
( ... ) 

Vors. Drc Wemltr. An dieses letzte Wort von Ihnen mochteich anknOpfen. Herr Kollege 
Schl.fer hat es auch fQr seine Fraktion angedeutet. Ich worde allen Fraktionen drin· 
gend empfehlen, Forderungen ln Richtung auf Einsteht in Akten, Aktenordner, ganze 
Serien, Reihen etc. n9e:h einmal in Ruhe zu Oberdenken und nicht .hier jetzt einen 
Schnellschluß zu machen. Ich glaube, ein Beschluß in dieser Richtung ware heute 
sehr, sehr verlrOht und Obereilt Wir dorten uns nicht in die Richtung quasi elnes Un· 

sehr schnell auf dteum Weg. 



Es geht unwiderruflich los! Alle AKW·Gegnerinnen und AKW·Gegner sind aufgerufen, in den nächsten Monaten 
und Jahren alle Kräfte zu mobilisieren, um die geplante Wiederaufbereitungsanlage ln Wackersdorf zu Fall zu brin· 
gen. Am Freitag, dem 27.September 1985 erteilte die bayrlsche Landesregierung die erste Tellerrichtungsgenehmi· 
gung. Sicherungszäune können nun gebaut, der Wald gerodet und Erdreich für das WAA-Hauptgebäude ausgeho· 
ben werden. Schon Wochen zuvor gab es in Wackersdorf die erste Platzbesetzung von Einheimischen und Auswärtl· 
gen WAA·Gegnem. Sie wartrotz nur 10 stündiger Dauer ein erster Erfolg im gemeinsamen Widerstand. 

Kein Wunder also, das der Schwerpunkt in dieser Ausgabe der atom Wackersdorf heißt. Auf den nächsten Selten 
findet ihr ausführliche Berichte über die erste Platzbesetzung und das Sommerlager, einen Einschätzungsartikel 
zum weiteren Widerstand, eine Presseübersicht, eine Planskizze der geplanten Anlage in Wackersdorf, sowie das 
neuaste WAA-Gutachten der Gruppe Ökologie Hannover. Wir hoffen, daß euch die nächsten 15 Seiten zu Dlskussio· 
nen anregen, euch einen Eindruck von der ersten größeren nTuchfühlung zwischen Einheimischen und Auswärti· 
genu geben, bzw. für eure Infoarbeit vor Ort von Nutzen sein können. Bis bald im Taxölder Forst ... 
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Pogo-Power! 

Die Fahrt war unheimlich anstrengend, 
einfach doppelt so stre61g wie kurz Ins 
Wendland zu fahren. Beim ersten Stop in 
Bayern ging das Geklchere Ober den Dia· 
lekt los. Obwohl schon kurz vor Schwan· 
dorf, hatten wir noch keine besprOhten 
Winde, BrOcken oder so gesehen. Das lABt 
sich schnell Indern, ... ! Dann ging die Su· 
cherel nach dem Camp los. Nur die Immer 
häufiger auftauchenden Bullenwagen deu· 
teten darauf hin, daß wir Irgendwie richtig 
sein mossen. 
Nachts um vier kamen wir nach 10 Stun· 
den KAferfe;ellng mit 5 Leuten an. Die 
Nachtwache am Lagerfeuer brachte uns 
gleich auf den aktuellen Stand: ein chaotl· 
sches Plenum am vergangeneo Abend hat· 
ten wir verpaßt Es waren ungefahr 300 
Leute Im Camp und wir hOrten begeistert, 
daß es keinen Sprecherlinnenrat geben 
sollte. Die Gewaltfreien waren vom Chaos 
geschockt und wollten vor dem nachsten 
gemeinsamen Plenum 3 Stunden fOr sich 
zum Kennenlemen. 
Nach einer kruzen Nacht gingen wir mor· 
gens mit einer der Kleingruppen (ca 10 
Leute) aufs Bauplatzgelinde sprlcn• in den 
Wald, um Ihn ein biSchen Kennenzulernen. 
Nur Spazierengehen Ist allerdings Zeltver· 
schwendung. Die Leute fingen an Holz zu 
sammeln und an Wegkreuzungen zu sta· 
peln. Ein bis zwei Leute blieben auf den 
Wegen, um die Bullen rechtzeitig zu sehen. 
Es waren einige Wannen vor allem Jeeps 
Im Wald. Die Bullen waren herrlich Irritiert 
und die Stimmung stieg. Das GefOhl, von 
Anfang an etwas sinniges zu tun, mit Leu· 
ten, die mensch noch gar nicht kannte, die 
aber offensichtlich gut druaf waren, daß 
storzte uns gleich mitten rein. Es lagen tie­
risch viele BaumstAmme sinnlos herum, 
zum Tell 'natorllch', morsch und modrig · 
der Wald Ist offensichtlich ziemlich kaputt. 
Bel einer Pause spekulierten dann fast alle 
datOber, ob, und wenn ja, von wem oder 
was unsere Gruppe eigentlich die Bullen 
ablenken soll. Wir einigten uns darauf, daß 
Jede Gruppe von einer anderen Gruppe und 
wfr uns gegenseitig und Oberhaupt von 
den Bullen ablenken (ausbaufahtge Strate­
gie!). Neben Baumstammen und Bullen 
gab's unheimlich viele Schmetterlinge und 
Blaubeeren Im Wald (auf deren Funktion 
Im Widerstand war freundlicherweise die 
TAZ schon naher eingegangen). Es wurde 
darOber diskutiert, wie mensch am besten 
Baume vernagelt und was wir noch alles 
organisieren mossen, um stabile HOtten 
bauen zu können. Alle schienen davon 
Oberzeugt, daß eine Platzbesetzung statt· 
findet • und zwar am Donnerstag. Auf dem 
ROckweg Ins Camp wurden wir noch von 
ein paar einzelnen Bullen verfolgt, die ver· 
suchten, uns zu fotografieren. 
Unser erstes Plenum verlief gesittet und 
peacefull. Obwohl fast alle 300 Leute an· 
wesend waren, lief sowas wie ne' Diskus· 
slon ab. Wenn's zu lang und kompllzJert 
wurde, schrie einer/eine •Arbeltsgruppe.. 
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Platzbesetzung und 

Es bildeten steh dann auch mlndestens10 • 
vom Flugblatt oder Leserbriefschreiben 

Ober Kochen und Transparente malen, bis 
zum MOll sammeln und Hauser konstruie­
ren. Weil es brOIIend heiß war (Obrlgens 
das einzJge, was an Urlaub erinnerte), fan· 
den die meisten AG's am WaldranCl Im 
Schatten statt. Es machte rieSig Spaß, ln 
Gruppen von 10-30 Leuten Sachen zu erar· 
beiten mit erstaunlich wenig coolen Spro· 
chen und nur einige unvermeidbaren 
Schubladen. Ein konkretes Ziel war klar 
(wohl schon seit Montag): am Donnerstag 
froh wird der Bauplatz besetzt. Es gab 
noch einige Bedenken der Ortlichen Bl 's, 
weil sie doch seit Wochen zu einer Platzbe­
setzung zu Rodungsbeginn mobilisiert hat· 
ten und die Plenumsentscheidung jetzt zu 
besetzen, vielleicht nicht verstanden wer· 
den kOnnte. Das Sommerlager Ist diesem 
Problem mit einer großen Anzahl von Be· 
vOikerungsflugbtattern begegnet, ln denen 
wurde dann entsprechend begrOndet, wa· 
rum wir denn jetzt schon auf den Bauplatz 
wollten (vgl. auch andere Artikel zu diesem 
Thema). 
Die AG •Raus-auf·dle-DOrfer• verteilte das 
fertige Papier bald halbwegs systematisch 

auf die Dörfer und Stadte. zusatzllc!) nah· 
men sich jede/r, die/der zum Einkaufen 
nach Schwandorf fuhr einen Stapel mit 
und kc>nnte sich dabei hautnah ne' Portion 
bayrlsche Mentalität reinziehen. Abends 
beim Plenum mußten einige Ihre Erfahrun· 
gen unbedingt loswerden ·vom Totlachen 
bis Todesangst war alles dabei. ln 
Schwandorf selbst hatten alle Leute 
hauptsachlich gute Erfahrungen gemacht. 
Uns selber hatte das Flugblattverteilen 
und reden ln Schwandorf wesentlich mehr 
Spaß gemacht, als Im politisch lahmen 
(Sommer?}Loch in GOttlngen. 
Mittwochabend war dann die Podiumsdis­
kussion von Promis fOr BOrgerlinnen ange­
sagt. Lukas Beckmann vom Bundesvor· 
stand der GrOnen war angekOndigt, wurde 
aber von einem regionalen GrOnen ersetzt, 
der 'heldenhafte' SPO.Landrat Schulrer, 
ein regional bekanntes grones BI·Mitglied 
aus Regensburg, ein Typ vom Vorstand der 
BI Schwandorf und ein Autonomer saßen 
dann vor ca 80 BOrgerinnen/er und einem 
Großtell der Campleute auf einem viel zu 
kleinen Podium. Ich habe die Diskussion 
nur tellweise und ziemlich genervt verfolgt, 
vielleicht deshalb, weil sie so anhllch ver· 



Sommerlager in Wackersdorl 

taufen mußte, wie sie dann tatsAchlich ver· 
taufen Ist. Deshalb nur ein paar ElndrOcke: 
der Landrat setzte sich gekonnt ln .Szene, 
tobte ständig seinen Einsatz gegen die 
WAA, redete ausgerechnet von Ghandl, ge­
waltfrelen Widerstand und daS er so seine 
Bedenken gegenober der ungesetzlichen 
Platzbesetzung und den Autonomen hat 

(•Mit solchen Leuten kann man keine Poil· 
tlk m~chen• • danke gleichfalls). 
Der Vorstandsvertreter der BI.Schwandorf 
hatte wohl ein paar Informationen verpa6t, 
war. jedenfalls der Meinung, die Autono­
rnen wollten den Bauplatz Ober die Köpfe 
der BI hinweg besetzen. Der Autonome saß 
da oben, an den auSersten Rand des Podl· 
ums gequescht, soda6 er gerade noch mit 
S'einem rechten Arm den Kopf abstotzen 
konnte. Er hatte die ln jedemFall undank· 
bare Aufgabe, autonome radikale Politik 
gegenOber Autonornen und BOrgerinnen/er 
gleichzeitig zu vertreten; redete er von poli­
tischen Interessen, von Kapital, Staat und 
Profit, war er for Schulrer nur ein Vulgär­
marxist, argumentierte er mehr mit Heimat 
und Naturschutz, tiliten die Autonomen 
fast aus. 

Und die belden Granen, der eine als Dis· 
kusslonslelter, der andere als Teilnehmer, 
zogen die •Wir sitzen ja alle in einem Boot• 
· Tour durch. Ihre Integrationsrolle war hier 
tatsAchlich angebracht, um den Abend 
nicht so gespalten zu j)eenden. Zwischen­
durch spielte der im Camp als •Barde- be­
kannte Karlsruher ein paar passende Lie­
der Ober Seweso, Atomenergie und Wider· 
stand, verbunden mit ein paar einlettenden 
Worten und Immer wieder der Aufforde­
rung, vor allem am Arbeitsplatz Immer wie­
der mit Kolleginnen und Kollegen Ober Wl· 
derstandsmöglichkeiten gegen die WAA 
zu reden. 
Das Publikum hatte steh zwar erstaunlich 
viel beteiligt, Ich hatte aber bei den Leuten 
oft das GefOhl, daS es mehr um Selbstdar­
stellung und/oder Diffamierung der ande­
ren ging, als um gerneinsame Perspektiven 
des Widerstandes. Es ist tn der Nacht nach 
der Veranstaltung noch viel geredet wor· 
den, vor allem auf dem quasi Autonomen­
plenum wurde aggressiv (aber total gut) 
auseinandergenommen, was da der/die 
Autonomein for nen Sinn oder Unsinn ge. 
redet hatte/n. 

~ Das Freand8cbaftsba auf dem 
besetzten Platz im Taxölder Forst 

Es hAtte mit Sicherheit einiges vom Podl· 
um aus besser oder einfach anders gesagt 
werden können, <!a6 es der Sozlaldemokra· 
tie (durch den Landrat und einige SPD'Ier 
im Publikum) aber auch bewußt darum 
ging, den Widerstand zu bremsen und die 
Autonornen auszugrenzen, war eindeutig 
und Ist auch wohl nichts Neues. 
Die Stimmung for die Besetzunq am näch­
sten Morgen war durch den abend ein 
StOck gedAmpft worden, sie war aber Im­
mer noch eindeutig und kraftvoll. 

Die Besetzung 

Wir wurden in der Dämmerung · Ich glaube 
es war so gegen halbfonf • sanft aber be­
stimmt geweckt. Innerhalb von 15 bis 20 
Minuten standen alle ziemlich fertig (wobei 
belde Bedeutungen zutreffen) am Wald­
rand. Das Werkzeug wurde noch schnell 
verteilt und dann konnte es losgehen. 
Obwohl niemand sagen konnte, ob wir 
nicht tn einer Stunde wieder am Zeltplatz 
sein wOrden, hatten wir nicht das GefOhl, 
Ins absolute Ungewisse zu rennen. Wir hat· 
ten die seltene Gelegenheit, daß alles 
steht, daS nicht wie sonst oft lgendwer, Ir· 
gendwie, Irgendwas vorbereitet hatte. Das 
gute GefOhl zu der Sache hatte aus unse­
rer Sicht (das heißt, aus Steht einer kleinen 
Gruppe, die aus dem angeblich schon 
norddeutschen Raum nach Wackersdorf 
fAhrt, die irgendwie zum autonomen Spek· 
trum gehört, und der mit ihrer skeptischen 
Wackersdorfperspektive zu Hause noch 
die Bayernerfahrung und die Interessierten 
Autonomen fehlen) · aus unserer Sicht also 
hatte das gute GefOhl ein paar handfeste 
Grande: die Vorbereitungen und Diskussto­
nen und die Platzbesetzung selbst waren 
maßgeblich getragen von Leuten, die in 
der Sache drinsteckten, deren Positionen 
vordiskutiert und nicht spontan, dlffu~ wa· 
ren und die aufgrund Ihrer radikalen lnhal· 
te und .Ihre entsprechenden Erfahrungen 
mit dem Bullenapparat realistisch umge­
hen konnten. 
Was dann an diesem Donnerstag ablief, 
war dementsprechend. Die FunkgerAte 
funkt ionierten und die Vorposten waren Ir· 
gendwo auf dem Bauplatz, Werkzeug war 
genug da, nur einige Leute kannten den 
abgemachten Weg und den konkreten 
Platz. Holz fOr Barrikaden und HOttenbau 
tagen an bekannten Sammelstellen am 
Weg und fOr den Schutz des Sommer· 
camps und die Versorgung der 
Besetzer/Innen waren bestimmte Leute 
verantwortlich. Unterwegs und später um 
den gesamten besetzten Platz wurden sta­
bile Barrikaden gebaut und ab und zu auch 
kleine GrAben quer Ober den Weg gezogen. 
Als wir ohne Irgendeinen Bullenkontakt an 
-der ausgesuchten Lichtung ankamen, fln· 
gen eigent lich alle teils konfus teils gezielt 
an, den Platz einzugrenzen und das 
Freundschaftshaus zu bauen. Bald hingen 
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a\ICh alle mOgllchen Transparente zwi­
schen den Blumen und der tierisch 
schnell wachsenden Hauskonstruktlon. 
Kurz darauf tauchten an den luBeren Bar­
rikaden (ca. 200 Meter' vom Platz entfernt) 
die et'Sten Bullen auf. Mit Ihnen kamen die 
Zivis, die Fotoapparate, Bullenfilm und 
Fernsehkameras. Nachdem einer von den 
Uniformierten ganz nett aber peinlich Ober 
Megaphon gefragt hatte, was wir da ei­
gentlich VOf hatten, ·kam lautstark und be­
lustigt die Antwort: •Dies Ist eine ptatzbe­
setzungl• Die nlehste Stunde verlief chao­
tiSch, weil niemand elnschatzen konnte, 
wieviele Bullen von wo ln den Wald kom­
men und was die konkret vorhatten. Ziem­
lich bald waren aber fast alle Leute wieder 
auf dem Platz und es war klar, daß die an­
gekarrten Bullen erst einmal den Befehl 
hatten, die Wege wieder zu raumen und 
freizusagen und den Platz ln lockerer For­
mation •abzusichern•. 

Sie rockten von Z:.elt zu Zelt ein Stocts naher 
\Jnd wir Yel'auchten mit unseren Ketten lr­
gendwle den Kreis um das gesamte Gelin­
de zu achlieBen und uns nicht weiter einen­
gen zu lassen. WAhrend der ganzen Zelt 
war das Freundschaftshaus schon so g~t 
wle:fertlg geworden, so daß darin die et'Ste 
Pressekonferenz um 12 abgehalten werden 
J<onnte. Vomer wurde et'St noch unter Ju­
bel •unsere Meldungen• ln den Nachrich­
ten verfolgt. Die Pressekonferenz verlief ei­
gentlich ganz normal, mit unseren Inhal­
ten, vertreten durch Leute, die solche Pu­
blicity fOr Ihre (grone) Politik brauchen. 
Nachdem so dem demokratlachen Schein 
genage getan war, ging alles relativ 
schnell. Zuerst hatte ein Polizeipsychologe 
seinen Auftritt. Dumm wissenschaftlich ln 
Padagoglk und Diplomatie getrimmt kam 
er ohne Megaphon, Arme leicht nach oben 
angewinkelt auf uns zu: •Meine Damen 
und Herren, wir haben ein gemeinsames 
Problem. Wir sollten Yel'auchen, es ge­
meinsam und frledllcl) zu lOsen.• 
So einen guten Llfe-Comlc habe~ zumin­
dest noch nie erlebt. Nachdem wlr dem 
gronen Wolfgang zum Tell lautstark klar 
gemacht hatten, daß sein zwelergernau­
schel mit dem Paycho so nicht lAuft, glngs 
hauptsAchlich wie abgesprochen •nur 
noch• um unsere Forderungen und die 
Paychoantworten bzw. Ultimaten, und das 
meistens Ober Megaphon. Der Paycho war 
konkret schlecht vorbereitet, mal hieß sei­
ne RAumungsbegrondung •Vet'Sto& gegen 
das Baugesetz•, mal •Vet'Sto& gegen das 
VennummungSYel'bot•. Wir un8er8f'Selts 
wollten selbstverstlndllch den politisch 
Verantwortlichen, also den Innenminister 
sprechen und den Platz nicht freiwillig rau­
men. 
Dann wurden die •netten-, unerfahr8fl80 
Bereitschaftsbullen (nach eigenen WOi'ten 
schon Ober 30 Stunden Im Einsatz) gegen 
das auf Nahkampf trainierte SEK ausge­
tauscht. Der trainierte Paycho hielt seine 
zeltliehen •Zugestl,ndnlase- nicht ein und 
der Einsatzleiter lle8 sein Mega heulen: 
•Achtung, Achtung, hier spricht die Polizei ...• 
Drei Aufforderungen ln MinutenabstAnden 
und dann KnOppel frei. Kurz vor dem Be­
fehl noch ,die Inzwischen erwiesene LOge, 
der Landrat sei Obrlgens auf Ihrer, -der Bul­
lenselte. Die Raumuno selbst verlief dann 
auch tierlach brutal, vor .allem auf einer 
Seite knO~e das SEK gezielt und wahl­
los aus den Ketten und zu Boden. Wir hat-
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ten nur die Chance, uns eng einzuhaken, 
und wenn es nicht mehr anders ging, lang­
sam zurockzugehen. Die Bullea hatten zu­
nAchst keinen Fluchtweg freigelassen, uns 
aläo total eingekesselt. Erst als sie •ge­
nug• Leute verhaftet und verprogelt hat­
ten, so kam es einer VOf, machten sle 6lnen 
Weg frei. Wir stolperten dann VOfSichtlg 
uod halbwegs geschlossen Ober die dort 
herumliegenden Baumstamme. Auch die 
Leute oben auf dem Freundschaftshaus 
wurden brutal heruntergezOi)en und - ln el· 
nern Fall - als angeblicher RAdeisfahrer 
verhaftet. Als wir dann mit fast allen hinter­
einander auf dem Weg ln Richtung Camp 
standen, war lange nicht klar, ob jetzt los­
gehen ode( warten <&uf einen vermuteten 
Rest angesagt war. Es haben vermutlich 
noch einige Unentschlossene auf dem fast 
geraumten Platz herumgestanden, um 
dann zum Tell noch verhaftet zu werden. 
Was davon stimmt, und was nicht, llßt 
sich aber nlcht'so genau sagen, deshalb 
also mlt Vorbehalt und •nur• subjektiv. 
Das SE.K versuchte Spalier zu laufen, als 
es dann endlich losging. Sie haben aber 
unseres Wissens da nicht noch mal relnge­
hauen. Wir kamen also Irgendwann zlem-

lieh kaputt, aber auch entspannt auf dem 
Sommercamp an. Nach einem kurzem Ple­
num war klar, daß ein Tell der Leute (ca. 50) 
versuchen woUten, den Ort heraus zu krie­
gen, ln den die Gefangenen gebracht wor­
den waren. Mit Hilfe von Ermittlungsaus­
schuß und der Erinnerung von Leuten war 
bald einigermaßen Oberslch.tllch, wer fehl­
te und wer wie schwer verletzt war. Es w• 
ren 20 Leute verhaftet und einige durch es 
und/oder Knoppe! und Stiefel verletzt. 
Es betelloten sl~ (nehr als sonst (Geraum­
te) BOrgerinnen/er am Plenum. 
Wir zogen mit etwa 50 Leuten Im Konvois 
los, die-drei mOgllchen •KnAste- abzufah­
ren. Vom Hubschra.uber begleitet fanden 
wir sie ln der BG$-Kaserne. Bei einem er­
sten Stop hatten die Bullen versucht, zwei 
Leute zu verhaften, die konnten sich aber 
wieder befreien und mit uns an der BG$­
Kaserne lautstark den Gefangenen mittei­
len, daß wir auf sie warten. 
WAhrenddessen wurden schon die et'Sten 
Leute frelgelasaen. Die letzte Frau war 
abend!l gegen halb a.cht wieder raus, gera­
de noch rechtzeitig, um mit auf die Spon­
tandemo ln Schwandorf zu gehen. Die war 
auch auf dem Plenum beschlossen worden 



und wurde sowas wie ein Triumphzug. Der 
Demozug war lautstark und wirkte ent­
schlossen und wurde von etlichen BOrge­
rinnen an den Fenstern, am Straßenrand 
und auch Im Zug begrOßt und unterstotzt. 
Wir wußten auch, daß die Räumung Im Ra· 
dlo zunächst als brutal bezeichnet worden 
war und die Leute also ansatzweise wuß. 
ten, was gelaufen war. Wie es genau war, 
kam dann bel der Abschku8kundgebung 
auf dem Schwandorier Marktplatz, einge­
rahmt von den salben SEK'Iem und dem 
bekannten Psycho, ziemlich gut zum Aus­
drU<:k. Wir hatten die Sympathien auf un­
serer Seite, es wurde Immer klarer, daB die 
Besetzung trotz der Rlumung ein polltl· 
scher Erfolg gewesen· war. 
Wir gingen geschlossen zwischen spalier­
laufenden SEK und Bereitschaftsbulleret 
bis zum Ausgangspunkt zurOck. 

Pogo 

Wieder Im camp angekommen, ging Im 
großen Zelt die tierische Session ab. Mit al­
len auffindbaren GegenstAnden wurde zu­
sammen Musik gemacht. Draußen vor dem 

Zelt hatten die Leute mehr Lust auf Pogo 
und Ich habe mich an dem Abend und an 
den nächsten Tagen Immer wieder gefragt, 
wo diese wahnsinnige Power herkommt 
und wieso sich trotzder vielen Leute nie je­
mand verletzt hat. Es kam einfach Lebens­
freude, noch jede Menge Energierober und 
eben sowas wie Zärtlichkelt von der 
schwarzen und roten Front. 
Am nächsten Morgen stOrtzte sich das ge­
ballte Interesse auf die Berlchterstattun· 
gen ln den Zeitungen. Bei den Ortlichen 
und regionalen Zeitungen sind wir aus dem 
Sta~,tnen nicht mehr herausgekommen. Mit 
so fairen Artikeln hatte keine/er gerechnet. 
Die T AZ brac.hte mal wieder wie schon an 
paar Tage vorher den Gipfel der Unver­
schämtheit. VIele von uns hatten, wie 
schon so oft ln der T AZ·Geschlchte, dieses 
watende und doch hilflose GefOhl, von 
Leuten politisch verarscht zu werden, die 
elner/nem Immer wieder welßmachen, daß 
sie auf unserer Seite stehen. Es kam dann 
ln den nächsten Tagen zu einer kollektiven 
AbokOndlgung von 20 Leuten • nicht mehr 
deshalb, weil die meisten. die TAZ schon 
vor einiger Zelt gekOndlgt hatten · (mehr ln 
dem Artikel zur T AZ). 

.. .., .. 
Der GroBtell des Freitags ging nach dem 
Plenum am Morgen ftlr Pressearbeit (Ge­
gendarstellungen) und FlugblAtter verteJ. 
Jen drauf. Noch ln der vergangeneo Nacht 
war die Waldspaziergangsidee aufgekom­
men, die dann durch Rastplatz bauen, Mu­
slkgruppe und die HaB-Combo Alten+ 
schwand den tollen Pepp kriegte. Aber be­
vor das losging, haben wir uns noch ein 
ziemlich anstrengendes und zum Teil 
agresslves Plenum geliefert. 
Streit um Formulierungen ln den Presseer· 
kllrungen und Streit Ober den zukOnftlgen 
Umgang in der TAZ bzw. den zustlndlgen 
Journalisten. Es war ein Traueraplall Der 
anschileBende uralte Film Ober die Platz­
besetzung ln Gorleben ·damals· hat dann 
Irgendwie die Lage wieder verbeSsert. 
Auf den Waldspaziergang waren dann alle 
ziemlich gespan,f'lt, es war klar, daß von der 
Beteiligung und der Stimmung am Sams­
tag einiges abhing. Die HaB-Combo hatte 
fleißig geobt und brachte jede Menge Spaß 
mit Ihren gekrelschten ('schuldlgung) Ue­
dem vom Roten Wadding und der letzten 
Schlacht, die wir gewinnen I (Pogo mit P~ 
wer lief selbstverständlich auch Immer 
wieder ab) 

Der Waldspaziergang 

Mit ca. 600 Leuten sind wir dann am Sams­
tag wieder in den Wald gezogen. Unter· 
wegs reihten sich Immer mehr Borgerinn­
nen auch mit Kindem in die •Demo« ein. 
Schon bald begannen die Provokationen 
durch die Bullen. Wieder die salben Bullen· 
geslchter, wieder das SEK, wieder der Hu~ 
schrauber. Unzlhllge Wannen engten den 
schmalen Waldweg ein. Als wir kurz darauf 
•unseren• besetzten Platz vom Donners. 
tag eine Zwischenkundgebung abhalten 
wollten, waren sie ziemlich Irritiert und 
sperrten den Platz ab. Sie lieBen uns dann 
aber doch, wohl auch, wegen der vielen Ein­
heimischen, mit denen zusammen wir in· 
zwischen auf 600 Leute angewachsen wa­
ren. Nach einigen kurzen Reden zum Ver­
lauf der Besetzung und Raumurig hatte 
dann noch· die Haß.CoiTJbo, vermummt bis 
zum geht nicht mehr, und die Trommel· 
gruppe Ihren Auftritt. 
Zusammen glngs dann weiter auf den vor· 
gesehenen Rastplatz, zum Kaffee, Kuchen, 
Musikeinlagen und wie Oberall jede Menge 
Blaubeeren. Innerhalb von korzester Zelt 
waren da etliche Tische und BAnke und 
was besonders toll war, 2 Schaukeln ftlr 
die Kinder gezimmert. Über die viel zu 
schwachen Megaphone hatte dann der 
Herr Landrat noch einmal das Wort. Was 
er sagte, war diesmal fllt einen SPO­
Polltker durchschnittlich: er hatt e. mit der 
Rlumung nichts zu tun und distanzierte 
sich von deren Brutalltat, er freute sich, 
daß heute SQ viele Leute gekommen sind 
und er lasse sich vorr den Autonomen ge­
nauso wenig provozieren, wie von den Poil· 
zel, wobei er die einzelnen Polizisten Im 
Obrlgen nicht verurteilte, da jeder ja nur 
seine PflicHt tue. 
Wir mOchten natOrllch darauf hinweisen, 
daß der Landrat durch seine Anwesenheit 
und seine Rede beim Waldspaziergang an 
sich seine Solidarität auch mit diesen 
WAA-Gegnerlnnenler unter Beweis gestellt 
hat. VIelen Dankl 
Mit Trommeln, Saxophon, Trompeten und 
d~r HaB-Combo wurde der Rastplatz noch 
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musikalisch eingeweiht, wobei selbst 
Wolfgang Danleis von den Granen sich (ge­
sangsmäBig) ln die rot-schwarze Front ein· 
gereiht haben soll. 
Realistisch betrachtet haben aber wohl 
auch tatsächlich einige Annäherungen 
stattgefunden; wenn vermummte Leder­
jacken, Punks, Grane und borgerliehe Fa­
milien einen Waldspaziergang machen • 
konfrontiert mit der geballten Staats­
macht. Es war auch wohl fOr alle klar, daß 
wir es ernst meinen mit unserer Drohung: 
»Wir kommen wieder!n 

Pogo-power for ever! 

Schwarze Liste 

Nach unseren Erkenntnisse sind 
folgende Finnen aus dem Raum 
Wackersdorf mit Arbeiten für die 
geplante WAA von de,r DWK beauf· 
tragt worden. Sie machen sich da· 
mit mit verantwortlich. 

G.EIIert Bauunternehmer 
8465 Boenwöhr 
Tei.09434-1 015 
Eietonwerk Blechhammer 
Tei.09434-2237 

Hat den Auftrag zugesprochen be· 
kommen, sämtliche Rodungs· und 
Erdbewegungsarbeiten auszufüh· 
ren. Wird wahrscheinlich noch Su· 
buntemehmer anwerben müssen. 

Schmldt Bräu 
Bräuerei und Gaststätte 
Marktplatz 8 
8460 Schwandorf 
Te.09431·2223 

Soll zukünftig die DWK·Kantine 
bewirtschaften Der Auftrag ist be­
reits vergeben. 
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Stellungnahme der Bürgerinitiativen zur Demonstration am 
12.0ktober und dem Beginn der Rodungen im Taxölder Forst 

Die am 20./21.September in Amberg versammelten BOrgerinitiativen stel­
len eine breite bundesweite Mobilisierung gegen die geplante WAA 
Wackersdorf fest, deren erster Höhepunkt die 10 stOndlge Besetzung des 
geplanten Bauplatzes im August war 
Eine weitere Etappe des Widerstandes wird d1e bundesweite Demonstra­
tion am 12.0ktober sein. Da sich Hinweise verdichten, daß mit den Rodun­
gen im Taxölder Forst schon vor dem 12.0ktober begonnen werden kann, 
betonen die BOrgerinitiativen die Festlegung des Demonstratlonsaufrufes: 
1. Die Demonstration ist geplant als politische Kampfansage in München, 
aber 
2. »Sollten die Rodungen auf dem Bauplatz in Wackersdorf in der Woche 
vor dem 12.0ktober beginnen, ruft der Tragerkreis auf, am 12.0ktober zur 
Demonstration nach Wackersdorf zu fahrenu (Zitat Aufruf des Trägerkrei· 
ses) 
Wir teilen die Meinung des BUND-Vorsitzenden Hubert Weinzlerl. derbe­
reits belder Konstituierung des T•agerkreises am 15.7. in Regensburg un­
ter großem Belfall betont hat, daß in dieser Situation die Entscheidungen 
vor Ort fallen und die Umweltbewegu.1g sich dann nicht fern ab vom Ge­
schehen versammeln kann. 
Wir rufen deshalb nochmals alle Gruppen auf, jederzeit und besonders in 
der organisatorischen Planung der Demonstration am 12.0ktober darauf 
vorbereitet zu sein, nach Wackersdorf zu fahren. 
Bei der Anreise nach MOnehen mit dem Zug mossen mit der Bundesbahn 
in jedem Falle ein Halt in NOrnberg oder Würzburg verembart werden. 
Ggfs. wird das Koordinationsbora von diesen Bahnhöfen Busse nach 
Wackersdorf organisieren. Die Anreise mit dem Bus muß so geplant wer­
den, daß die Busse jederzeit nach Wackersdorf umgeleitet werden können. 
Wann die erste Teilerrichtungsgenehmigung ausgesprochen wird und 
wann die Rodungsarbeiten beginnen. werden die Medien verbreiten. ln die­
sem Falle wird die Information auch Ober die Telefonkette verbreitet. Bitte 
informiert euch und stimmt euch in jedem Falle (auch bezüglich der Anrel· 
se zur Demonstration!) mit dem Münchener Koordlnierungsboro ab: 
Tei.089·4484810 
Gemeinsam haben wir in 10 Jahren acht geplante Standorte für eine ato­
mare WAA verhindert. Auch in wackersdorf haben die Batreiber keine 
Chance: Unser gemeinsamer Widerstand wird auch diesen letzten WAA· 
Standort verhindern! 

Atommüllkonferenz zu Amberg, 21.9.85 

Die folgenden Firmen haben eine 
Arbeitsgemeinschaft. für den Bau 
des Zauns gegründet. 

Atom Schömberger 
KG Stahlbau 
8472 Wölsendort 
Tei.09435-2577 

Homlk Metallbau Gmbh 
Regensburgerstr.71 
8460 Schwandorf 
Tei.09431·50303 
nach Geschäftsschluß 
Tei.09431·4416 

Ferro-Metallbau 
Stahltore, Stahlbau 
B464 Weckersdorf 
r ei.09431·50585 

Hermann Obertshauser 
Schlosserei 
St. Birkenhöhe 
8418 Maxhütte-Haidhof 
Tei.09471 ·3438 

Scharfmetall 
Industriegebiet Nord 
8464 Weckersdorf 
ret09439·265 
Die Finna liegt fast unmittelbar ne· 
bender geplanten WAA. 
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Erfahrungen und Erlebnisse eines nonldeutschen AKW·Begnera 111 WAA Sammerlager 

Berich·t aus dem Inneren der Unruhe 
in den 'Freistaat' Bayern zu reisen hat 

for Norddeutsche meist eine gewisse Be­
deutung, und besonders die Oberpfalz gilt 
als ziemlich schwarze Region, also eine 
groBe CSU-Wahler(ln)schatt und streng 
katholisch. Dementsprechend lautet auch 
die Charakterisierung der Oberpfälzerlln­
nen: duldsam, bedächtig und obrigkeltshö­
rig. Da die Standortregion außerdem ein 
sogenanntes wirtschaftlich schwach 
strukturiertes Gebiet (Land- und Telchwirt· 
schaft, sowie Fremdenverkehr) Ist, in dem 
Arbeitslosenquoten von 20 o/o herrschen, 
scheint dies auf den ersten Blick eher ein 
Terrain fOr die Atommafia und weniger fOr 
einen entschiedenen Widerstand geschaf­
fen ~u sein. Unter diesen Vorzeichen trat 
Ich also voller gespannter Erwartung mei­
ne Reise in den SOden der Republik an. 

ln Anbetracht der Relevanz, den die 
WAA fOr den bundesweiten Wlderst~nd 
wotil zukOnftlg einnehmen wird, bzw. soll, 
galt mein besonderes Interesse dem örtli-

chen Wlderstandsspektrum, dessen Aktio­
nen und Reaktionen for mich bisher Immer 
etwa.s exotisch anmuteten. Was könnte zu­
konttig an Wlderstandsaktlonen, trotzoder 
gerade mit 'Bayernhymne', Bittwallfahrten 
u.a., möglich sein? 

Die Teilnehmerlinnen des Sommerlagers 
in Altenschwand, welches sich direkt ne­
bendem Gelände for die geplante WAA be­
fand, kamen Oberwiegend aus der Region 
(Regensburg, Erlangen) und dem restll· 
chen sOddeutschen Raum. Ansonsten wa­
ren noch Menschen und Gruppen aus den 
anderen Teilen der BAD anwesend, entge­
gen anders verlautenden Presseberichten 
waren norddeutsche AKW·Gruppen nicht 
zahlreich vertreten. WAA-Gegner/lnnen 
aus dem Landkreis Schwandort waren 
auch nur in geringer Anzahl direkt am Som· 
merlager beteiligt, was auf die arbeltsmä-
61ge Verhinderung zurOckgefOhrt wurde, 
doch wohl auch eine gewisse Skepsis ge­
genOber den 'Auswärtigen' dOrfte eine Rol· 

le gespielt haben. Allerdings nutzten die 
Schwandorier BOrger häufig die Möglich· 
kelt entweder beim Gang zur Gaststätte 
Lorenz (direkt neben dem Sommerlager) 
oder durch direktes Betreten des Sommer­
lagers die Ihnen relativ befremdend er­
scheinende Szenerie zu beobachten. Das 
äußere Erscheinungsbild, z.B. diverse 
Transparente (,,radikal gegen Staat + Ka· 
pltal"), die Bekleidung und besonders die 
Nichtbekleidung der meisten WAA· 
Gegner/innen, löste einige Irritation bel lh· 
nen aus. 

Interessant zu werden versprach dann 
die fOr den Mittwochabend (14.8.) ange­
setzte Wlderstandsdlskusslon. Neben den 
Teilnehmer/Innen des Sommerlagers war 
auch viel einheimisches Volk anwesend 
und bekam bei der Vorstellungsrunde eine 
Beschwörung des gewaltfreien Widerstan­
des mit (nur der Vertreter der Autonomen 
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enthielt sich dem). Sob;~ld der "Volksheld" 
Landrat Schmlerer das Wort ergriff, ent· 
stand eine ziemlich aufgeladene Atmo· 
sphäre. Schmierer legte seine Position fol· 
gendermaßen dar: Aufgrund seines Amtes 
nimmt er for sich in Anspruch Widerstand 
zu leisten, der sich mit Recht und Gesetz 
vereinbaren ließe, da eine Amtsenthebung 
("in MOnehen warten die nur auf ein fal· 
sches Wort von mir") der Anti·WAA· 
Bewegung nicht dienlich wäre. Worauf er 
Beifall der Schwandorfer/innen und teil· 
weise heftige Kritik aus den Reihen der 
Sommerlagertellnehmerllnnen erhielt. Sei· 
ne Eigenschaft als SPD-Funktlonsträger 
weckte bei einigen doch ziemliche Emotio­
nen. Wogegen die Stellungnahme des Ver· 
treters vom Arbeitskreis Theologie und 
Kernenergie, von denen ebenfalls ein lega· 
ler Widerstand vorgezogen wird, kaum Be­
achtung fand. Der Vertreter der BI· 
Schwandorf sprach sich ebenfalls fOr el· 
nen gewaltfreien Widfilrstand aus und legte 
dar, daß die BI aufgrund ihres rechtlichen 
Rahmens (e.V.) nicht direktzur Platzbeset­
zung aufrufen könne und deshalb nur zur 
Anwesenheit am Baugelände aufrufen 
worde, sowie ihr Verständnis for gewalt· 
freie Blockaden und Platzbesetzungen zu 
zeigen, Indem sie auch eine materielle Un· 
terstOtzung leisten worde. Die Vertreter der 
Granen und des Biwak (BOrgerinitlatlve ge­
gen die Wlederaufbereitund von Kern­
brennstoffen/Regensburg) riefen zu Aktio­
nen des "zivilen Ungehorsams" auf. Der 
Vertreter der Autonomen rief zur neuen 
Qualität des Widerstandes auf und forder­
te die WAA·Gegner/innen auf, sich nicht 
"alles vor die Nase setzen zu lassen". Die 
Darstellung der autonomen Positionen 
(Kriegsprojekt WAA, Imperialismus) gerie­
ten dann wohl etwas zu ausfahrlieh fOr die 
nicht mit 'autonomer Dialektik' vertrauten 
Schwandorfer BOrger. Mit einem Appell an 
die Gemeinsamkeit wurde dann, bevor die 
Atmosphäre zu explosiv wurde, der theore­
tische Teil beendet. 

Wie der zukonftige Widerstand prak· 
tisch aussehen kann, zeigte sich dann am 
Donnerstag (15.8.), Feiertag der Katholi· 
ken, während der Bauplatzbesetzung und 
der folgenden Spontandemo. Der gesamte 
Ablauf der Aktionen (siehe Berichte) hinter· 
ließ sowohl bei den Schwandotter 
BOrgern/innen, welche relativ zahlreich be­
teiligt waren, als auch in der regionalen 
Presse einen Oberwiegend positiven Ein· 
druck. Einerseits die gemeinschaftlich 
durchgefOhrte Platzbesetzung und die 
kraftvolle Spontandemo, andererseits das 
massive und brutale Vorgehen der Staats· 
gewalt haben sicherlich dem örtlichen Wi· 
derstand wichtige Impulse gegeben, was 
sich dann auch beim Waldspaziergang 
(17.8.) in der Tellnehmer(innen)zahl von ca. 
800 Menschen erkenn lieB. 
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Wie sich der örtliche Widerstand zukOnf· 
tig entwickeln wird bleibt abzuwarten oder 
auch nicht, denn solche Treffen, wie in 
letzter Zelt zwischen Autonomen und den 
Oberpfälzer Bl's, bieteten gute Möglichkei­
ten die Skepsis zwischen "Einheimischen" 
und "Auswärtigen" abzubauen und den Wi· 
derstand weiter zu entwickeln. Spätestens 
bei der geplanten Aktion zum Rodungsbe­
ginn wird sich die Qualltät des Widerstan. 
des zelg,en. 

yt 

»ES gibt viele Gründe gegen 
die W AA zu seincc 

Vom 11. bis 18.8. trafen sich ungefähr 300 
Leute aus dem AKW·Widerstand, haupt· 
sächlich aber SOddeutsche, Im Sommer· 
camp am WAA·Baugelände in Wackers· 
dort, um ihren Widerstand gegen die WAA 
zu bekräftgien. 
Völlig unterschiedlich politisch motivierte 
Gruppen waren im Camp: von NaturschOt· 
zern, Gewaltfreien, Granen bis zu den Au· 
tonomen usw. war alles da. Diese Konstel· 
latlon fOhrte während des ersten allgemei· 
nen Plenums gleich zu Auseinandersetzun· 
gen. ln diesem chaotischen Durcheinander 
schien sich die Widerstand gegen die WAA 
schon zu Beginn in einzelne Lager zu spal· 
ten. Die grundsätzlichen Unterschiede der 
Motivation des Widerstandes und Kamp­
fes gegen die WAA bzw. den Staat und der 
Art des Widerstandes kamen an diesem er· 
sten Tage ziemlich deutlich heraus. We­
sentlich war auch das Problem des örtli· 
chen Widerstandes: Wie war der oberpfäl· 
zische regionale Widerstand einzuschät· 
zen, vor allem die von Landrat Schuirer ge· 
fahrene $PD-Linie, und wie sollte sich ein 
gemeinsamer Widerstand zwischen den 
Einheimischen und Auswärtigen WAA· 
Gegnern entwickeln, wie soll der regionale 
und bundesweite Widerstand geschlossen 
und kraftvoll werden? 
Während der zahllosen Diskussionen und 
Gespräche innerhalb und zwischen den 
einzelnen Gruppen wurde dann ein ge· 
meinsames Konzept (Grundlage war ein 
Vorschlag der Autonomen) des Widerstan· 
des for die Dauer des Sommercamps aus· 
gearbeitet: 
1. For Donnerstag wurde eine Bauplatzbe­
setunQ beschlossen, die vom ganzen La· 
ger gemeinsam getragen wurde und von 
den Camp-Teilnehmern au~gehen sollte. 
Eine Platzbesetzung deshalb, um frOh die 
Stärke des Widerstandes deutlich zu ma· 
chen und um damit eine neue Phase des 
Widerstandes gegen die WAA einzuleiten, 
um zu agieren und nicht nur nach dem Ro­
dungsbeginn wieder nur zu reagieren und 
um damit dem Staats· und Polizeiapparat 
zuvorzukommen. 
2. Auf dem Platz sollte zuerst ein Freund· 
schafthaus errichtet und dann versucht 
werden, solange wie möglich auf dem ge­
lände zu bleiben, solange wie wir von den 
Bullen gewaltsam geräumt werden. 
3. Der Widerstand und damit auch die 
Platzbesetzung sollte mit der einhelmi· 
sehen Bevölkerung zusammen durchge-

' Es wurden Arbeitsgruppen eingerichtet, 
u.a. eine Materialgruppe, eine Pressegrup­
pe, eine Raus-auf-die-Dörfer-Gruppe, -die 
die Bevölkerung per Gesprächen und Flug· 
blättern informieren und zur Teilvahme 
aufrufen sollte. t 
Dieses gemeisame Konzept Camps 
wurde, um es nochmal zu 
permanenter SpaltiLJn,Jsvers,uclhe 
griffen von Presse, BOrgern und 
geneinzelne Gruppen, besonders 
nomen, gemeinsam erstellt. Das 
Einbringen praktischer und the,orettisc~t 
autonomer Politik in das Sommerlager 
den politischen Erfolg der Aktion stark mit· 
bestimmt. 

Der Staa.t hat gute Gründe 
für die WAA ·Grund genug, 
zu kämpfen! 

Und dieser Kampf wurde in Wackersdorf 
auf sinnvolle und kraftvolle Art und Weise 
gefOhrt. 
Es gibt wirklich eine Vielzahl von GrOnden, 
gegen das Großprojekt WAA zu sein: Die 
Anlage belastet die Umwelt, gefährdet 
schon im Normalbetrieb auf Jahrzehnte 
Menschenleben, sie zerstört den Wald und 
,;zerstört die, unsere Heimat« (Landrat 
Schuirer). 
Wenn man allerdings bei diesen Argumen­
ten stehenbleibt, bleibt der Widerstand 
punktuell und er greift zu kurz. Um die 
WAA in Wackersdorf oder auch anderswo 
zu verhindern, m1,1B das ganze Projekt in 
seinen Hintergranden und Zusammenhän· 
gen gesehen werden. 
Was wird mit der WAA bezweckt und wel· 
ehe Interessengruppen wollen das Ding 
unbedingt durchsetzen? 
»Wir wissen, 
• daß das in der WAA erzeugte Plutonium 
voll waffenfähig ist und nach dem Auslau· 
fen des Atomwaffensperrvertrages 1995 
mit dem Bau deutscher Atombomben die 
Kriegsgefahr noch weiter wachsen könnte, 
daß daher dieses unwirtschaftliche Ma· 
mutprojekt vor allem dem militärischen ln· 
teresse des Staates dient. 
• daß die WAA als technisches 
projekt die Exportchancen der 
Industrie sichern und erweitern 
• daß dafor sogar neue Gesetze 
fen werden, die erste Verwaltungsgerichts­
instanz abgeschafft und fundamentale 
E;inspruchsmögllchkeiten, einfach aufge­
Hoben werden. Also der radioaktive Zerfall 
der Grundrechte eingeleitet wird.« 
(Auszoge aus der Presseerklärung der Bau· 
platzbesetzer) 

fOhrt und getragen werden. ~~tllt!II\IG~!f ii&.1ll~~~~ 
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Diese Ziele des Staates und einiger Groß· I Inwieweit sollte z.B. mit den GI'Onen zu· 
konzerne gilt es zu erkennen und sich im ' sammengearbeitet werden? 
Widerstand zu vergegenwärtigen. FOr viele Wann verliert man/trau seine/ihre 
von uns ist der Staat mit seinen wirtschaft· ' tlon? 
Iichen, politischen und miltärischen Inter· '' Besonders zu Anfang hafnrr.lntAt 
essen der Hauptansatzpunkt im Kampf ge- daß autonome nn[ltl .. •~h .. 

gen die WAA. Was war während des Som· ' derstandsformen 
mercamps die klar definierte und aus- nahmt werden 
drOcklich betonte autonome Position. schah das nicht, und 
Dieses Politkverständnis stand· und steht folg an. 
Im Gegensatz zur Politik anderer Gruppie- , Zwei Gronde sind 

auch gegen die pc:>litisch. e. Ein· ti· 
Teils der einheimischen 

Gegensatz kam be- · 
wäh· 

tat sich während der Woche in 
Wa1ckEtrsclorf eine Schwierigkelt Imme{ 
wle(ler auf: Welche Rolle darf die Frage 
nach Kompromlß und Koalition bei auto- · 
nomer Politik, speziell jetzt im Widerstand 
gegen die WAA, spleren? . . ." , 

.-,~~ 

I ;' 

,.,.",ttli••h haben sich die Autonomen in 
ckEtrsclorf durch dieses Konzept, ein 

eine langfristige Perspektive 
nicht in die polltlsche·lsolatlon· 
sondern sind notwendig und 

aa\NA~IAn_ Es wurde mit anderen 
.:irUPPEtn zusammengearbeitet, aber lnhal· 
tich kam es zu keinen Koalitionen und 
Kompromissen mit anderen Gruppen, Koa­
litionen, Parteien, jegliche Art von parla· 
mentarlscher Politik lehnen wir ab~ 

Perspektive!? 

ln diesem Jahr gab es mehrere Schwer~ 
punkte des politischen Widerstandes in 
der BAD: der Weltwirtschaftsgipfel ~G), 
SOdafrlka, Neofaschismus und die WAA 
usw. 
Besonders beim WWG haben die Autono­
men Im Trägerkreis versucht, ihre Politik 
einzubringen. Dabei gab es eine Menge 
Schwierigkelten (was bei der politischen 
Zusammensetzung des Trägerkrel$es 
ziemlich klar war) und sie stand.en immer 

vor dem Umkippen, Nachgeben, die 
,.,,..~,.,.•IAa,., Sie hielten jedoch 

war die Jonner 

IOndnisse elnzu· 

gegen die WAA h'l 
Wackersdorf ist ein Schritt in diese Rlch· 
tung ... 
wenn wir dafor sorgen, daß das, was uns 
nicht paßt, nicht länger geschieht! 

Gegen den Bau der WAAI 

Kampf der Atommafial 

Gegen Staat und Kapital! 

einige a...uer aus Gö. 



Bremer Senat beschließt den Atomstaat 
Nach Ansicht der Bonner Industrieregie­
rung Ist es an der Zelt, den endgOitlgen 
Einstleg ln das Atomzeltalter zu wagen. 
Eine SchlOsselfunktion dabei kommt der 
Wiederaufarbeitungsanlage zu, die Im 
bayerlachen Wackeradort gebaut werden 
soll. FOr diese Milliardeninvestition benö· 
tlgen die Strommanager aber Bundeszu· 
schOsse, die Ihnen die Bund·LAnder· 
Kommission zur Vergabe von Mitteln 
nach dem Investitionszulagengesetz ver· 
schaffen soll. Mit diesen Mitteln werden 
strukturschwache Regionen gefOrdert. Elf 
Mitglieder der Bundesregierung und elf 
LAndetvertreter hatten am 5. Juni 1985 
Ober die Aufnahme des an Wackeradort 
grenzenden TaxOidener Forstes, wo die 
WAA errichtet werden soll, zu entschel· 
den. 
Normalerwelse ware dies ein klarer 
Durchmarsch fOr die CDU gewesen, wenn 
nicht Niedersachsen aus der Einheits· 
front der AtombefOrworter ausgebrochen 
ware, weil die Albrecht·Reglerung awf den 
Beschluß, die WAA nicht in Nledersach· 
sen zu errichten, beleidigt reagierte. So 

mußte man sich unter den SPO-regierten 
LAndern nach Mehrheltsbe~chaffem um­
sehen, denn in der Kommission benötigt 
man eine Dreiviertel-Mehrheit. 
Von den Genossen abec war Widerstand 
zu erwarten, denn diese sind durch einen 
Bundesbeschluß der SPD vom Mal 1984 
gebunden, der einen Elns~eg in die Wle­
deraufarbeltungstechnologle untersagt. 
Aber schileBfleh Ist da ja noch ein hunger· 
leidendes Land, wie Bremen, das schon 
einmal bei der Zustimmung zur FrOhpen­
sionierung der Bundeswehroffiziere Par· 
teltagsbeschlosse vergaB. 
Und Ihnlieh geht es auch Hamburg. So 
kam es, da6 Bremen ln Tateinheit mit 
Htlmburg der Wende-Regierung eine 
'strahlende' Zukunft ermöglichte. 
Über die Kompensation fOr diesen Be· 
schluß kann man nur spekulieren. Kurz 
darauf jedenfalls erhielt Bremen die er· 
sehnten 200 Millionen DM Bundesergln· 
zungszuwelsungen. Im Senat befOrchtete 
man nun, da6 die Basis rebelliert , welllh· 
re BeschiOsse erneut mißachtet wurden 
und sie sich nach der Kandidatenkor tor 
das BOrgermelsteramt eh' schon fragt, 

Ein Bauwagen for den geplanten Standort der atomaren Wiederaufbereitungsanlage 
Wackeradort Ist am 1. September von Atomenergiegegnern in Braunschwelg auf die Reise 
geschickt worden. Er soll an der bundesweiten Demonstration in Monehen (oder Wackere­
dorf?) am 12. Oktober tellnehmen und am 14. Oktober ln Wackeradort eingeweiht werden. 
•Der Waokeradorf·Bau)Nagen verbindet Ober die •Deutsche Atommollatra8ec die ehemals 
geplanten WAA..St'"dorte, viele Atomanlagen und Betroffene der Atomenergie, um dann 
mit allen Erfahrungen und Wonachen am Bauplatz ln Wackeradort dem Widerstand gegen 
die Wlederaufarbeltung zu dienen•, tat das erkllrte Ziel der 1700 KM langen Reise. 
Informationen bel Peter Dicket, Sophlenatra6e 14, 3300 Braunschwelg, Tel.: 06311891632 
von 14.00 bis 16.00 Uhr 
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weshalb sie noch existiert. vv•nschaftsse­
nator Lenz, der f8r den Wackersdorf· 
Beschluß die Verantwortung tragt, lieB 
eilfertig versichern, da6 dies doch eine 
" rein formale Zustimmung" gewesen sei, 
die "keinesfalls als Unterstatzung des 
Wackersdorf·Projekts interpretiert wer· 
den dOrfe". Es mag sein, da6 Bremen 
durch seine Verweigerung das atomare 
Wahnsinnsprojekt nur aufgehalten, aber 
nicht verhindert hatte, doch wareein sol· 
eher Erfolg nicht zu verachten gewesen. 
Das Bundesland Bayern hatte aus recht II· 
chen GrOnden dann den TaxOidener Forst 
einer der angrenzenden Gemeinden zu· 
schlagen mOssen, die untereinander wie 
auch mit der Landesregierung völlig zer· 
stritten sind. Ein Aufschub um Monate, 
wenn nicht um Jahre, wurde vom Bremer 
Senat leichtfertig vergeben; mindestens 
500 Millionen DM können nun ungehln· 
dert in die Taschen der Atomindustrie ffle· 
Ben. 

Klaus Jarchow 
Pressesprecher der Fraktion der GrOnen 
in der Bremer BOrgerschaft 

VERANSTAL TU NGSH INWEIS 

INTERNATIONALES 
TREFFEN IN 

ANTI·AKW· 
HOLLAND 

WISE (World Information S.rvlve on Enar· 
gy) lldt zu einem Internationalen Treffen 
dar Anti·AKW-Bewagungan vom 
15.·17.Novamb« ln daa Kllnkanbarv Can· 
ter ln Rotham·M .. raaan ln der Nlha von 
Maaatrlch aln. Zlal aoll •• uln, dla Strat• 
gla g•n AKWa walterzuantwlckaln. Da· 
zu alnd 4 Worbhops vorga .. han: 
1. Alternative Enarvte 
2. Enarvle und Entwicklung 
3. Atomtranaporta 
4. AtommOll 
Unterkunft und Verpflegung koatan 15 
Gulden pro Tag und Person. 
TAQUNQSUNTEAJ.AQEN UND ANMEL· 
DUNQ BEl: Fredarlqua Schopanhauar,WI· 
SE, Po BOX 5&27, 1007 Amatardam, Tal. 
0201153857 

Wackersdorf 
ist überall 
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Wackersdorl 
Bayernkurier /TAZ 

Zu den aktuellen Auseinandersetzungen um die WAA Weckersdorf liegen uns eine ganze 
Anzahl von Berichten auch aus fokalen und reglonqlen Zeitungen vor. Wir haben uns zum 
ungekürzten Abdruck eines Artikels aus dem Bayernkurier vom 24.8.85 entschlossen. Der 
Bayernkurier als CSU·Partelzeltung und sozusagen offiziellem Organ der Bayerischen 
Staatsregierung gibt publizistisch wieder, was politisch gedacht wird. 
Zum einen wird unverhohlen zum harten Vorgehen der Polizei bzw. des Staatsapparates 
allgemein gegen die WAA ·Gegner aufgefordert, andererseits wird eine Spaltung zwischen 
den auswlrtlgen •Hardlinern• und der blauluglg·nalven, verführten Bevölkerung vor Ort 
betrieben. Da8 Hetze und unverhüllter Ha8 auf die Anti·AKW·Bewegung dabei auch vor 
SPD und geml81gten Krlften nicht Halt machen, geht ebenfalls aus dem Artikel hervor. 

Pressespiegel 
DEI\IONSTRANTEN IN WACKERSDORF 

Von weither 
• angereist 

Auftakt der Berufsprotestler 
CHRISTOPH MINHOFF 
Im Freistaat Bayern werden lUesale Be­
setzuncsaktionen von Demonstranten 
nicht hingenommen. Mit dieser Er­
kenntnis mußten die in der vercansenen 
Woche zum Demonstrieren angereisten 
Berufsprotestler wieder nach Hause 
fahren, die sich in der Nähe des Gelän· 
des der Septanten Wiederaufarbeitunp­
anlage zu einem Anti-WAA-Camp zu. 
Sammengefunden hatten. Von dort aus 
wurde der Versuch unternommen, einen 
Teil des Geländes zu beset;ren. Der bay.,. 
rische Innenminister Dr. Karl Hiller­
meier hatte Weisung gegeben, das be­
setzte Gelände zu räumen. Damit wurde 
von Anfang an die konsequente Haltung 
der Bayerischen Staatsregierung d.,. 
monstriert. Fiir alle diejenigen Rei..,. 
krawallmacher, die kQnftlg Ahnliehe 
Versuche .starten wollen, sollte dies eine 
Warnung sein. 
•Wer sind die teute, die gegen die WAA 
ln der Oberpfalz eintreten? Von weither 
angereiste Berufsdemonstranten oder 
angesehene Mitbürger, Nachbarn, 
Freunde; Bekannte?• Die Frage stellen, 
heißt sie zu beantworten - so dachten 
die Vertreter der örtlichen Bürgerinitia­
tiven gegen die Wlederaufarbeitungsan-
1ase, als sie eine vlerseitige Anzeige mit 
diesem Text in recionalen Zeitungen 
veröffentlichten. Doch die Täuschung 
der Offentlichkel\ ist nicht gelungen. in 
der Versangenen Woche waren es sehr 
wohl von •weither angereiste Berufsd.,. 
monstrantenc, die den Bauplatz besetzt 
hatten. An der Startbahn West, in Gor!.,. 
ben und Brokdorf haben sie ihr Hand­
werk gelernt. Es waren die vennumm· 
ten Gestalten, die Im Taxölderner Forst 
die Initiative ergriffen haben- örtliche 
Bürgerinitiativmitglieder hatten da nur 
die Wahl: mitmachen oder tatenlos­
hen. 
Schon seit Wochen hat die alternative 
•tageszeitungc auf das geplante Zeltla· 

ger Mitte August hingewiesen. Die Vor­
hut späterer Besetzerkommandos soll· 
te wohl in erster Linie sich mit dem 
•Geländec vertraut machen. Direkt am 
Balinhof Altenschwand, auf dem Grund 
eines Bauel'tlhofs, hatten die Campierer 
ihre Zelte aufgeschlagen. Wes Geistes 
Kinder da Quartier bezogen hatten, war 
schon dem oberflächlichen Betrachter 
leicht erkennbar. Da wehte die schwar· 
ze Anarchistenfahne mit dem eingekrei· 
sten •A• neben einer weiß-blau-geraut... 
ten mit Hammer und Sichel drauf. 
Spruchbänder verklindeten die Ab­
schaffung von Kapitalismus und Wi.,. 
deraufarbeituncsanlagen an, und natür­
lich durfte auch nicht die Sonnenblu­
menfahne der GrQnen fehlen. 

Im Camp-Infonnationsstand wurde al­
lerlel•Fachliteraturc und Informations­
material nach •guter grQner S!ttec zum 
Kauf angeboten. Etwa über die Erfah· 
rungen der.-Freien Republik Wendlande 
(ein ehemaliges Alternativ-Dorf auf ei· 
nem besetzten Baugelände), Anti-Atom­
Zeitschriften wie •RadiAktivc (bayerl­
sches Anti-Atom-Magazin) oder •Atom­
Expresse, vom berüchtigten •Lünebur­
ger Arbeitskreis gegen Atomanlagenc 
(LAGA), U.nterrlchtsmaterlal der 0... 
werkschaft Erziehung und Wissenschaft 
zum Thema •WAAc und sonstige Aufru· 
fe, Resolutionen und Erklärungen· ver­
schiedener Arbeitskreise und Ausschüs­
se. Ebenfalls Im Info-Zelt zu erhalten 
war ein Handzettel, der belegt, daß . 
durchaus auch gewalttätige, vor allem 
aber Illegale Aktionen geplant waren. 
Titel der Schrift: •Was alles während el~ 
ner Bäuplatzbesetzung zu beachten ist!c 
Es folgt geballtes Besetzer-Know-bow. 
So die Anweisung, stets 23 Pfennig für 
einen Anwaltsanruf nebst dazugehö­
riger Telefonnummer mitzunehmen. 
Ebenso empfehlen die Autoren- die an•. 
onym bleiben- leichtes Verbandsmat... 
rlal. und feste Kleidung. Aufgeführt 

BUd: Udo Dreier 
Die Fratze der Gewalt auf dn Bauatelle Wackendorf- wie man aich zu einer •friedlichen Demonstration• rüstet 

werden •Deine Rechte Im Falle einer 
Verhaftungc, •Die Sschen, die hier auf· 
geschrieben sind, haben sich bewährt, 
deshalb versuche, dich daran zu halten•, 
heißt es zuletzt. Wer kann denn Tips zur 
Bauplatzbesetzung gegen Atomanlagen 
geben, die sich •bewährte haben? Orts­
ansässige Erstdemonstranten oder ang.,. 
reiste BerufsprotesUer? 
Bereits ln den frühen Morgenstunden 
am 15. August hatten Personen damit 
begonnen, an einer Waldlichtung auf 
dem künftigen Bauplatz der Wlederauf· 
arbeitungsanlage eine Holzhütte zu er­
richten. um sich in ihr am Tun zunächst 
nicht bebindem zu lassen, hatten die D.,. 
monstranten die Wege zum besetzten 
Gelände mit Barrikaden aus Holz ver­
SPerrt. Zusätzlich hatten sie einen Zaun 
um das rechtswidrig in Beschlag genom· 

mene Gelände gezogen. Schon am Vor- Zahl von 250 Demonstranten reichlich 
abend waren aber bereits Polizeibeamte hoch gegriffen war. 
anwesend. • Bauzaune Und •Barrikaden• Das besetzte Gelände war 1m übrigen 
wurden alsbald beseitist. ~icht zu finden. Ab der Autobahnaus­
Unmittelbar nach der Besetzung ver- fahrt Schwandorf hatten die Dernon­
meldete der Bayerische Rundfunk über stranten >ausgeschilderte. So gelangte 
den Sender, •Umweltschützerc hätten man mühelos zum Camp. Von da aus 
mit einer Besetzung des Baugeländes mußte man dann nur noch dem Länn Im 
der WAA begonnen. Die Formulierung · Wald folgen, oder sich einfach an eine 
•Umweltschützerc war recht gewaci. Kette von Polizeibeamten anhängen. An 
Denn die Besetzer zeigten mit ih· der Lichtung angelangt, bot sich dem 
rem •Zigarettenkippen-Ausdrückenc Im Betrachter ein seltsam unwirkliches 
Waldboden relativ wenis •Umweltli.,. Bild. F'!ftlsehkameras, Rundfunkrepor­
be•. Immer wieder wurde aus dem Kreis ter, kurz eine Fülle von Journalisten 
der Demonstranten über ein Megaphon standen in der Gegend umher, um auf 
bekanntgegeben, >daß Bayern 3 unsere •Aktionen• der einen oder anderen Seite 
Aktion meldete. Im Deseberkreis wur- zu warten. Polizeibeamte hatten sieh Im 
de diese Meldung stets mit Jubel reci~ .Kreis um die Besetzer aufgebaut. ln 
striert. Bereits in der Meldung sahen sie zwei bis drei Meter Abstand saßen wie­
einen Erfolg - zumal die angegebene derum teils vermummte, teils unver-

mummte Gestalten. Die meisten, die Ihr 
Gesicht nicht offen zeigen wollten, wa­
ren ganz in Schwarz gekleidet. Unifor­
mierte Krawallmacher also, die sich Im­
mer dann von Ihrem Platz erhoben, 
wenn es an einer Stelle zu Meinuncsver­
schiedenlieiten zwischen Poilzer und Be­
setzern kam. 
Nicht nur die späteren Verhaftungen Ii.,. 
ferten den Beweis, daß da aus der gan­
zen Republik Demonstranten angereist 
waren. Da reichte es schon, den Beset­
zern zuzuhören, um unzweideutl& am 
DiaJekt zu erkennen, daß da wenig 
Oberpfälzer zugegen waren. Aus Harn· 
burg, Berlin, Nordrheln-Westfalen, Hes­
senund Baden-Württemberg, sogar aus 
Osterreich waren Demonstranten ang"­
reist. Die •tazc meinte gar: •An der 
Wackersdorfer Atomfabrik sammein 
sich Wlderständler aus aller Herren 
Ländern.• Auch von der örtlichen Sllr­
serinitiative sollen einige wenige anw.,. 
send sein. Sie treten kaum in Ersehei· 
nung. In Gesprächen mit den Mutigen 
der örtlichen Bürgerinitiative kommt 
meist blnter vorgehaltener Hand zum 
Ausdruck, daß auch sie gewisse Ancste 
gegenüber den grimmig dreinschauen­
den Vennummten haben. Obrigens be' 
kunden auch einige Fotoreporter einen 
unverkennbaren Respekt vor den 
Schwarzbekieideten. Denn diejenigen, 
die gezielt Vermummte fotografiert hat­
ten, wurden von genau diesen Personen 
mehrfach mit drohender Geste aufsefor­
dert, dies zu unterlassen. 
Bel einigen Demonstranten des •wel· 
chenc, sprich friedlichen Kerns besteht 
ein lehrhaftes Mittellungsbedllrfnis. Im­
mer wieder versuchen sie, junge Pollzl· 
sten in Gespräche zu verwickeln. Dabei 
wollen sie die Beamten nicht nur von 
der >Gefährlichkeltc der Anlage llber­
zeugen, sondern auch von der •Gewalt­
losigkeitc Ihres Tuns. VIel Emotionali­
tät und viel Halbwissen wird da in den 
Wald bei Wackersdorf geredet. Einer 
derjenigen, die durch derlei Diskussio­
nen auffallen und sich durchaus glaub­
haft als einer aus dem christlich-pazlfl· 
stischen Lager ausgeben, stellt nicht oh­
ne Stolz fest, daß er schon •damals in 
Wyhlc, in Brokdorf, Mutlangen und 
Gorleben dabeigewesen sei. Zwar hält 
er auch nichts von den .Okomarxlstenc, 
doch für Ihn ist es schon •wichtige, hier 
zu sein. Als Beweis seiner Demonstra­
tionserfahrung kann er mühelos die zu 
erwartenden •Tagessätze« Strafe für ei­
ne Sitzblockade angeben. Die Berüb­
runpingste zwischen ·örtlichen und an­
sereisten Demonstranten hätten sich, so 

· der Dauerdemonstrant, 1äncst gelegt, 
Solidarität aller sei spürbar. 
Ein besonderes Lob verdient die Polizei. 
Die Beamten traten umsichtig, aber be-· 
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Sclnrudorf/W8dttnelor1 (Iu) - Die Polizd hat am Donoenlaa eine 
Plm~IZIIng voo etwa 300 W M-Gegnem sc:hon nach wenigen Stunden 
bcendet. Am trüben Nacluniuaa riumleft die Belleimieft das Gelinde, das 
in dcll Moracnstunden bcseul wonlcn war. Schoo um $.4$ Uhr hatten sich 
die 4!nten Demonscnnten auf dem Platz bei den Bohntellen fllr die At~ 
manJaao in der N3he des Bahnhofs Alteruchwand niedergelassen und mit 
cfem Bau CÜic$ 60 qm großen Oberdachten Freundschanshauses begooneo. 
Zu den Dcmonstnnten:gesclhe sich alsbald GrOnuniformienes. Eine Hun· 
denschall der Polizei umstellte das Areal, griff .aber zunlchst nfcht ein. 
Ent am frOhereD Nadlmitl:lg-zuvor war nocll eine Pressekonferenz von 
den W M-Gegnem abcc~W~t~~ worden- riumSC die inzwiJchcn auf 300 
"""" an&CWJChscnc Otdllunpmacht dca Platt. 
Nadl einef en1e11 Bilanz der Plalzbesctzer wurdet! cbbd dnc paze Reihe 
'VOll Dcmonstrantcn durdl Faustscllllge und rilde Polizeieriffe verletz~. 
Auch Cbemical Mate wurde geaen die Platzbesclzcr ~naesctz:t, wie entge· 
aen den Polizeimineilungen mehrere Zeugen versicherten. Nach Polizei· 
angaben wurden 20 Penonen-zum gr6&cn Teil wegen anaeblichcn Ver­
liOlles gegen das Vermummungsverbot- festgenommen. Durdt die Rlu· 
muna scien .rechtswidrige Zusllnde unverzOglic:b bescitlat" worden. 

Die Besctzer hatten vor der Rlumuna ciJien Ring um das Freundschafts. 
haus aebildet und leisteten nur passiven Widerstand. Die EinsatzleilUna 
der Polizei war zufrieden: Die R.lumuna verlief .sehr friedlich". 
Einen cbeofalls enic:blcten Sdwczzaun - Ästen und 1'nllspemlfal mil 
der Auffordetung an die Polizei (.Wir milsscll drau8en bleiben!") halle die 
OntrnlnJSmiCbt die scit Minwocll in Bcreitsc:haft stand, sc:hon am Vonnie­
lli nlcdcraerisscn. Auch die auf den Zufahnsw~ ertidttcten Barrika­
dca w~rc~~ von der Polizei mit Motorligen be#iUJl wordcll. 
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wlflrkttr IV M ·Prottst ill Schwrwloif als SchUlt ltlm Suillwtlift in.s SchDuftn.sttr. 
Foto: Andrtas Schatlul 



WM-Wacker.sdoif." Polizei riiumle ab 

Platzbesetzung dauerte nur 
wenige Stunden 
"ortNtzung von s.lt• 1 

Schon bei der UmzingehiiiJ des Gell,.. 
des. &llf dem die Fr<Widsdlaftshfltle er­
ridttet ""''*' war es zu eilw:IMl! Ran· 
seleicn mit der Poliui gekommen, die 
schließlic:h einen Slapel Bluholz ebenso 
freisab wie sie der Vmof~W~&S&nlf'l?" 
die ~bet&abc ~ac - 111eht 
ohne sic:h YOa <kr Quiolicio du Mikb 111 
.übemvrcn. 
SdiOCI Tose doV« honca cblzdnc ONp­
pea die MOleNlien im W M-Gcllnde 
gesammelt uQd versaeclct. ln eillCtll friib­
morgeQdlichcQ Zu& Wllrdeft sie ob I'OIIf 
Uhrvondeli Teilnehmerndes in der NU.. 
zur.Zeit st.:mfinclenclen Anli-WM·Zeh· 
Iogcrs zur Bohts1elle scbracbt. 

lllsndesupabseonlnete uQd NoeluOc:ter 
der Grilncn, erkllncn ouf einer imptOVI· 
sienon Pressekonferenz Im FreuQd­
sellaftshoui, doll in der re~~lonten W M, 
die nadl dem WilkA der OWK 199S 111 
J!drieb ' &eben ·soll, • voUwaffcnfJI)lses 
Plutoftium cncuat werdc1l bnn". Mit 
dem Geld der llcbcn bis acht Milliardc:ll 
Mork touren Atomfobrilc k6nocm ihru 
Aftsicllt -h ~.000 lllnllvoUe Arbeits­
plitu scscboffcn wpdciL 
Ia ihru PresKkonfcrenz wieseil die 
WAA-Gcsnet ouc:h ouf cleft .rodioelai­
wnlerfallderOruQdrecbte" hin. lnllly· 
cm war zur zOgigm Gcnehmiguns von 
Oro8projd;ten nicht nur die etsle Ver• 
waliWIJSvemhrcnsinstanz ablesehofft 
worden, sondern lOlCh EinspNchsrccbte 
und Recbte des Undkleises bescbnitiCA 
wor'dcn. Oie Platzbesettung •lrd als 
.neue Pliase des WldetltaQds Im Kornpf 
a•sc• die W M • acsehea. Vielen Teil· 
ncnmem war es wic:htig, noch vor R~ 
dllnasb<ginn, derinzwischen fürSepiem· 
ber erwane1 wird, ul\d dem 800.000 
85•mc zum Opfer f•llel! $Ollen, eine ets1e 
Plotzbesetzun& tu versuchen. Am ersten 
~msug noch RQdunssbcsinn .soll das 
Geliinclc emeul besew werden. 

Im Verlauf des Vonnmaas entspanate 
sic:h die- Lase zwischen dcft Umwelt­
s.:bützcm uQd der Poliz.ci - c1an1n1ct 
viele Oberpfiilzu, aber IIICh $Wb 0 Np­
petl aus Miincllcn, Dertin uQd tbmbuiJ 
- D&Sebends. ZuV~>r hatten die 'Gcsnet 
der von ihnen ·als . getahrlicbsle lnd,.. 
atrieanlasc aller Zelten• beUichneJcn 
Wicderauf~rt>citunSSW.Ie den onrilk· 
kcnclen Poliz.cikri nen ·emgeaen~cNf<n: 
.AufNhr: widcfSIIftd. es gibt kein Nhi· 
scs Hinterlmd!". Oie Bcseucr, claruntcr 

Brief an die T AZ 
Betr.: Artikel ln der taz vom 16.8. auf der 
Tltelselte:•WAA·Piatzbesetzer schnell ab­
geräumt.• 

1. Wirvertangen den Abdruck einer Offent­
llehen Gegendarstellung auf der Illalsel­
te mit Photo! 
2. Aus folgenden GrOnden: 
a) Die Zusammenstellung de$ Fotos und 
des Artikels stehen tn keinem Zusammen· 
hang; das Foto Ist von der Großdemon· 
stratlon Im Februar 85 ln Schwandort 
Die Platzbesetzung war Im Wald. Da gab 
es zum Ersten keine Schaufenster und 
zum Zweiten gab es einen klar abgespro­
chenen Aktlonsrahmen, an den sich 1llle 
gehalten haben. ln diesem Rahmen wlre 
eine solche Al<tlon nicht mOgllch gewe­
sen. 
Die Zusammenstellung belnhaltet einen 
Spaltungsversuch ln auswlrtlge •mllltan· 
te• und -einheimische •gewaltfrele• WAA• 
Gegner/Innen. 
b) Es sind nicht nur die WAA· 
Platzbesetzer abgerAumt worden, son· 
dern auch die WAA·Piatzbesetzerlnnent 
c) ln dem Artt.kel gab es wesentliche Aus· 
tassungeh: 
1) Die Besetzung war keine fOr sich ste­
hende Aktion; sie Ist von Ihrer Vorberel· 
tung nlctil z.u trennen. 

.t;ua..." 

nenmlnlaterlums, den tor die Pollzerfoh· 
rung zustlndlgen Ministerialdirigenten 
Schwel noch, geleitet. Dieses verschwelgt 
Ihr. Der Polizeieinsatz war mal wieder 
eine eindeutige Provokation gegen uns, 
um die Einheit zu zerstoren und den ge­
samten Wlaerstana zu schwachen. Die­
ses. Iet dem Staat nicht .gelungen. Auch 
das verschwelgt Ihr. 

Der taz-reporter war die ganze Zelt Im 
Sommerlager anwesend und hatte dieses 
somit alles wissen kOnnen. 
Durch die AuslasSungen der T.ats.Jchen 
und die Bildauswahl wird die Platzbeset­
zung von euch tellweise falsch und ohne 
einen umfassenden politischen Hinter­
grund dargestellt. 
Son'llt werden Tatsachen vertalseht und 
ein vOIIIg falsches BILD vom Widerstand 
gegen die W~ vermittelt. Das Ist weder 
Informativ noch mobilisierend, sondern 
platter SensetlonsjournaJts.mus. 
Wir haben beschlossen, den taz·Reporter 
als ganz normalen J9urnallsten z.u l;lehan· 
dein, genau wie fegtichein andere/n 
Journallatenlln. Er mu8 sich als Journa· 
IIst kennzeichnen. 

Verabschiedet auf dem Abend·.Pienum 
des Sommerlagers gegen die WAA (Kon· 

Mit· e.lnem ott.nen Brtef hat alctl der 
Dachverband der OIMNpflller IOrgertnlo 
tlatlven an den PoiJDIP.ilelclenten YOn 
Nlederbii,..",Qberpfalz a-andf, llm 
••uch tor die ZUkunft einen frtedllchen 
Verlauf• der DemonatratloMn gegen die 
WAA Wackeradort zu gewlhrtelaten. Daa 
~ ... , ......... I:OöO..., una li1 vom 

- Voratanclamltgllecl H. Wllhelm un­
ter.lchnet. Er hat folgenden Wortlaut 
·Sehr geehrter Herr leitender "Pollzelprlel· 
dent · Frlker, 
anges.lchts der zu ~PJWartenden Bauakt lvi­
taten am WAA·Gellnde, die mit der Ro­
dung von 120 ha Wald und dem Bau eines 
4,7 km langen Zauns beginnen, werden 
die BOrgerlnltl•ttven gegen die WAA zu 
einer VIelzahl von Aktionen aufrufen. Um 
auch for die wettere Zukunft einen frl~ll· 
chen Verlauf der Demonstrationen steher­
zustellen, bietet Ihnen der Dachverband 
der BOrgerinitiativen Referenten fDr Infor­
mationsveranstaltungen an, auf denen 
Beamte Ihrer Pollzelhundertaohaften, die 
tor den Elnsa\Z arn Baugelinde vorgese­
hen sind, Ober Grande und Motive der 
Qe-monstranten Informiert 
werden. Wir sind der Ansteht, 
da8 ein .verstandnls· 

voller und toleranter 

ln den tagelangen Dlakus.slonen auf dem 
Plenum des Sommerlagers und in den hie­
sigen 81's wurde fOr die Aktton eine polltl· 
seife Einheit zwischen den einheimischen 
und den zugereisten WAA·Gegnerllnnen 
und dem KoordinationsausschuB der 
Oberpfllzer 81's, also Insgesamt einem 
Spektrum von Autonomen, Granen und 
anderen Gruppierungen erreicht. Dl~so 

senst) ~ 
" d'~ .,:~> •• <( 

tb .. ~ g~ ~4... ' Umgang von Polizei· 

politische Einheit blieb von der Beset­
zung bis zur RAumung bestehen und wlr<2 
auch fOr den zukOnftlgen Widerstand ln 
Wackeradort von grOBter Wichtigkelt 
sein. 
2) Der brutale Einsatz des HOrnberger 
SEK sowie die gesamte Raumung wurde 
von einem Vertreter de$ bayrlschen ln· 

~f;~ ~t.fl ~ beamten und Demonstranten d'- Kennt· 
~ .. Ct~ ~~~.~ nls der jeweiligen Handlungsziele voraus-•'V ,o ,,.,,~ setzt. Im Gegensatz zu Ihren Aufgaben, 

ot.'- ~~ r§''~-~ die Im Gesetz feiStgelegt und der BevOike-
~~~ ~'~~ ~"'~~~ rung· bekannt sind, werden die Grande 
~ fllbt- e 8 t-\\G<~ ~\\- und Ziele der WAA-Demonstranten man· 

~·~e ,~..: +· eherorte nur unscharf wahrgenommen. 
et> \<' ~·~t- ~~"/> Informationen aus erster Hand, sozusa· 

~ \~.; e~ ~c~e 6.,~ gen von Basts zu Basts (Ich glaub, Ich 
~ .~c; ~t-~ .~t-~ ~~·(\ spinne! d.S.), kOnnten hier Jlcherllch At;t-

,,~e f"et- \( ~~0 hllfe 'SChaffen. 
,._o((\ ...a.f. fb~ Wir sind zuversichtlich, mit unserem An· 
~~~~~ ~ 
~ ,~ u 
~· 
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Die geplante Wiederaufbereitungsanlage in Wackersdorf 
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WasseNer- und -en 

Versorgungs-;·so.zfaJ'QeJ~aLtde 

Energie- und Medien.,C>r·r::r.r.ry, 

Verwaltung und zentrale Dienste 

BE-Eingangslager 

Pufferlager MAW-Endabfal/gebinde 
'TT""',.,,.,,.,,".,. LA W-Endabfallgebinde 

Pufferlagerzemenüene 
Wässer 

Prozeßgebäude LA W 

Die geplante Wiederaufarbeitungsanlage nach einer Skizze der DWK. Für das Projekt müssen etwa 800 000 Bäume fallen. 
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Wacllersderl 

Die Projektgruppe Reaktorsicherheit~ 'Ökoiilstitut, die Gruppe Ökologie Hannover nnd die ArbeitsgrUp­
pe Wiederaufbereitung an der Universität Bremen haben eine Studie zur Sicherheit der geplanten W AA in 
Wackendorf durchgeführt. 

Von den beiden mit der Planung beauftragten Firmenkonsortien wurde die Gruppe Kraftwerkeunion • 
Kraftanlagen Heidelberg!Nukem mit der Errichtung der Anlage beauftragt. Das bis dahin planende Konsorti­
um Uhde/Lurgi wurde in das Errichtungskonsortium als Unterauftraggeber einbezogen. Eine erste Teilerrich­
tungsgenehmigung wird in den nächsten Wochen erwartet. 

Bei unserer Untersuchung haben wir folgende Schwerpunkte gesetzt: * detaillierte Untersuchung des 
Einganplagers * Analayse des NQnnalbetriebs• insbesondere in Hinbtick auf die m erwartenden radioakti­
ven Emmißonen ~ AbsChätzung der aus dem Anlagenbetrieb resultierenden Strahlenbelastung für die 
Bevölkerung * Analyse mögli~her Störfä,Ue,·insbesonderer solcher, die m Gefährdungen des Grundwasser­
vorkommens führen können * Analyse der bisherigen Betriebserfahrung mit Wiederaufbereitungsanlagen. 

Wesentliche Ergebnisse unserer Vntersuchungen werden im folgenden angeführt und mit ~ispielen belegt. 

1. Eingangslager 
Während der Lagerung werden inner· 

halb des Transport· und Lagerbehälters 
Tempera~uren weit oberhalb von 400 
Grad C auftreten. die zu einer Zerstö­
rung der Brennelement-Hüllrohre und 
als Folge zur Freisetzung gasförmiger 
Stoffe in den Behälter führen. 

· Da diese Stoffe teilweise chemisch 
sehr aggressiv sind, bewirken 'sie zusam­
men mit den im Behälter immer vorhan· 
denen Wasserresten einen Funktionsver· 
1\.!St der Dichtungen infolge von Korro· 
sionsprozessen. Dies hat die Freisetzung 
der flüchtigen radioaktiven Stoffe in die, 
Umwelt zur "Folge. Berechnungen erga· 
ben, daß die Grenzwerte der Strahlen· 
SChutzverordnung (StrSchV) schon bei 
Freisetzung von weniger als 1 %des Jod· 
129·1 nv.entars eines einzigen Behälters 
(vdn 420) überschritten werden können. 

Oie Behälter sind nicht in der Lage, 
den Einschluß der radioaktiven Stoffe 
bei äußeren Einwirkungen wie Flugzeug; 
absturz, Erdbeben oder Absturz des Ge· 
bäudekrans zu gewährleisten. Nach 
einem solchen Unfall an einem einzigen 
Behälter wird die resultierende Strahlen· 
belastungdie Störfallgrenze der StrSchV 
deutlich überschreiten. 

l:s ist aber zu befürchten, daß das 
Eingangslager trotzd,m so genehmigt 
wiJd - wie auch die baugleichen Zwi· 
schenlager in Gorleben uo.d Ahaus: Dort 
hieß es einfach, daß nach einem solchen 
Unfall ja sowieso keiner die radioak~iv 
belasteten Lebensmittel zu sich nehmen 
wird ... 

2. Normalbetrieb der WAA 
Im Normalbetrieb ist die Einhaltung 

der Grenzwerte der Strahlenschutzver· 
ordnung zumindest für das Radionuklid 
Jod-129 nicht gewährleistet. Da für J· 
129 nur in der Auflöserabgasstrecke ein 
spezieller Jodfilter vorgesehen ist, ist es 
fi,ir die Jodruckhaltung von entscheiden· 
der Bedeutung, daß konstant mehr als 
99% des gesamten Jods ins Auflöserab· 
gas ausgetrieben und durch den Jodfilter 
geführt wird. Die von der DWK verfolgt& 
Anlagenkonzeption kan11 das jiJQOch 
nicht gewährleisten. Es wird also rnehr 
als 1 % des Jods in die. nachfolgenden 
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Stufen verschleppt und dann- über die 
Behälter· und Verg1asungsabgasanlagen 
freigesetzt werden. Darüberhinaus wur­
den von der DWK Jodemissione.n über 
das Abwasser, die Uran-Reinigung und 
aus der Abfallverbrennung !:>zw. Abfall 
pyrolyse. nicht berücksichtigt. Insgesamt 
ergibt sich bei der Verwendung des von 
der DWK benutzten Ausbreitungs- und 
Belastungsmodells eine Schilddrüsen-Be· 
lastung der Bevölkerung von bis zu 90 
mrem bei funktionierencter Jodaustrei· 
bung und bis zu 180 mrem bei einer 
Verscllleppung if<:m 2 %. Der Grenzwert 
der StrSchV liegt bei 90 mreni. 

Erfahrungen aws dem Betrieb ameri· 
kanischer WAA's zeigen, daß im Laufe 
des Betriebs der WAA Immer wieder mit 
wesentlich erhöhten Abgaben radioakti· 
ver Stoffe z.u rechnen sein wird, ()hne 
daß die Ursachen dafür eindeutig geklärt 
werden. können, Derartiges passierte so 
oft, daß solche Vorkommnisse dem Nor­
malbetrieb zugerechnet werden müssen. 
Die von DWK benutzten Rückhaltefak· 
toren vor allem für SchwebestQff·Filter 
(HEPA-Filter) beachten diese Erfahr.un­
gen nicht und sind daher .zu hoch ange­
setzt, so daß die Emissionen aus der 
WAA höher sein werden, als von der 
DWK angegeben wird. 

Ebenfalls dem Normalbetrieb zuzu­
rechnen sind kleine Leckagen an den 
Flanschverbindungen im Haup~rozeß· 
gebäude. Bei der Berücksichtigung rea· 
listischer Annahmen für Leckagemengen 
und Filterrückhaltung wird ftwa die 
Hälfte der Freisetzung von ß·Strahlern 
über den· Kamin aus solchen Leckagen 
resultieren. Da andere Verbindungstech· 
niken möglich sind, wird durch die Aus­
führung der Verbindungen als Flansche 
das Minimierungsgebo~ der StrSchV ver· 
Ietzt. 

Oie Entsorgurig der geplanten Anlage 
ist nicht gesichert; es wird daher zu 
einer lägerfrinigen Lagerung von radio· 
aktiven Abfällen auf dem Gelände der 
WAAkommen. 

3. Radioökologi.e 
ln den für die Berechnung der aus 

dem Betrieb der WAA resultierenden 
Strahlenbelastung normalerweile ver· 
wendeten Modelle und Annahmen wer· 
den die. speziellen Eigenschaften des 
Standorts Wackersdorf nicht ausrei· 
chend berücksichtigt. Hierzu ;zählen u.a. 
das hügelige Landschaftsbild, clie nähr· 
stoffarmen Bödeh mit schlechtem Was­

. serhaltevermögen, die Zusammenset· 
zung der' heimischen Flora und .Fauna 
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und die Besonderheiten örtlicher Er­
zeugniue (Teichwirtschaft und Wald­
produkte). Diese standortspezifischen 
Gegebenheiten führen zu einer teilweise 
erheblich ·höheren Strahlenbelastung als 
von der OWK berechnet wird. 

Weiterhin wurden Belastungspfade 
Identifiziert, die durch d ie OWK nicht 
erfaßt werden. Hierzu zählen das Ab­
regnen von Trit ium (H-3) aus der Ab­
. luftfahne, ~as d ie Naab sieben· bis elf­
mal so stark belasten wird wie die Tri­
tium-Ableitungen mit dem . Abwasser. 
Nicht 'berücksichtigt wird auch das 
Wiederaufwirbeln von ~eits auf der 
Erdoberfläche abgelagerten Radionukli­
den - vor allem von Plutonium - in 
die bodennahe Iuft. Diese " Resuspen­
sion" trägt über das Einatmen von auf­
gewirbart en Aerosolen erheblich zur 
Strahlenbelastung von Landwirten, 
Erntearbeitern und Gartenbesitzern bei 
der Bodenbearbeitung bei. 

4. Unfille 
Eine Nachrechnung der Kritikalitäts­

sicherheit für einen der irr der WAA ver­
wendeten Behälter zeigt, daß bei den 
maximal möglichen Plutoniumkonzen­
trationen eine plötzliche nukleare Ket­
tenreaktion entgegen den Angaben der 
OWK nicht auszuschließen ist. Dabei 
entstehende Energie und radioaktive 
Stoffe sind von der DWK um 50 % un­
tersctlätzt worden. Die Tatsache, daß 
damit Kritlkalitätsunfälle in der WAA 
Schwandorf nicht auszuschließen sind, 
ist ~nden alarmierend, da nach den 
bisherigen Betriebserfahrungen in Wie­
deraufbereitungsanlagen Kritikalitätsun­
fälle 'den weitaus am häufigsten aufge­
tretenen Unfalltyp darst.ellen und sie 
mit einer hohen Strahlenbelastung der 
Bevölkerung und Todesfällen der WAA­
Arbeiter verbunden sein können. 

Durch die Strahlung der radioaktiven 
Stoffe entsteht Wasserstoff, der aus den 
Lagerbehältern kontinuierrich abgeführt 
werden muß. 

Nach Rechnung der OWK vergehen 
nach Ausfall der dazu benötigten Lüf-

tung mehrer.t Tage, bis sich soviel Was­
serstoff angesammelt hat, daß es zu 
einer Explosion keimman kann. Eine ge­
nauere Rechnung hingeOen zeigte, dil 
bei einigen Behältern der WAA schon i':" 
Normalbetrieb genug Wasserstoff durch 
die darin enthaltenen radioaktiven Ab­
fille erzeugt wird, um eine Explosion 
der Behälter und Verteilung der darin 
enthaltenen Stoffe zuverunac::hen . 

Von der OWK überhaupt ·nicht be­
rücksichtlgt wurde die Gefahr, daß sich 
in dem Abgassystem für die gasförmigen 
radioaktiven Stoffe hochexplosive Stof­
fe (sogenannte Metallazide) bilden, die 
bei Explosion die Filter zerstören' und 
die von diesen ursprünglich zurückgehaiJ 
tenen radioaktiven Stoffe in die Umge­
bung freisetzen werden. 

Durch das von der OWK geplante 
Fundament und Bodenabdichtungskon­
zept der WAA können radioaktive Ver­
seuchungen des Grundwassers der Bo­
denwährer Senke nicht mit Sicherheit 
ausgeschlouen werden. Solche Leckagen 
großer Mengen radioaktiver Stoffe in 
dem Untergrund sind in anderen Wieder­
aufarbeitungsanlagen (z.B. Windicale) 
berei~s vorgekommen und z.T. erst nach 
Jahren entdeckt worden. 

Ereigniue wie Krieg, Sabot9 etc., 
die zur Zerstörung ganzer Anlagenteile 
mit allen ihren Folgen führen können, 
werden von DWK1 Gutachtern und Ge­
nehmigungsbehörde unzulässigerweise 
dem von der Bevölkerung zu tragendem 
" Rest" risiko zugeordnet und nicht wei­
t er betrachtet. 

5. Betrieb-..mhrung mit.WAA's 

Oie bislang vorhandene und doku­
mentierte Betriebserfahrung von \Yie­
deraufarbeitungsanragen ist gering; für 
die Wiederaufarbeitung von Leichtwas­
serreaktor- ul)d Magnoxbrennelementen 
beträgt sie etwa 100 Jahre Anlagenbe­
trieb. ln dieser Zeit hat sieh eine Viel­
zahl von teilweise schweren Betriebsstö­
rungen ereignet. Das Verhalten des Be­
dienungspersonals hat dabei einen deut­
lichen Einfluß auf Eintritt und Ablauf 
von Störungen gehabt. 

Oie Auswertung ergab für die Häufig­
keit von Kritikalitätsstörfällen einen 
Wert in der Größenordnung von einmal 
pro 100 Jahr.en. Dieser Erfahrungswett 
liegt um den Faktor 15-160 über den 
Häufigkeiten, die in theoretischen Si­
cherheitsanalysen in der BRD und den 
USA errechnet werden. 

Gerald, AG WAA 
Uni Bremen 
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662 Megawatt-Reaktor in Stade 
auf seine alten Tage, er ring 1972 

an's etl, noch zum Versuchsre:tktor. 
Schon im ~Hirz '85 wurde ld:Jmmhcim­
Hch im Rahmen der 17. Teilerrichtungs­
genehmigung das Notkühlsystem umge­
baut. 
Grund ist die zunehmende Versprödung 
des Druckbchiilters, der den mutmaßli­
chen Belastungen durch das herkömm­
liche Notkühlsystem mcht mehr stand­
halten würde. llierbct würden groL~e 
Mengen ca. 20 Grad kalten Wasser's von 
unten her, also von der Behälter" and 
zum Reaktorkern. ctngespeist. ~ach 
dem weltweit noch unerprobten neuen 
System wird das Wasser nun 1m Notfall 
von oben her ..:mgespcist, was wr folge 
hat, daß vom Kern sl:lrk erhitztes Wasser 
auf die Druckbehälterwand tnfft. Dem 
sehneUeren Kühl..:ffekt steht dabet durch 
die ungeheuren Verwirbelungen des 
schlagartig erhttzten Wa~scr·~ eine er­
heblich stärkere BelasLUng des Druck­
behältcr's gegenüber. 
Welche der beiden Auswtrkungen nun • 
die tatsächliche sein würde, 1st bei die­
sem Experiment nicht absehbar. Die 
einzige Alternative das Abschalten des 
überalterten AKW's würde Stadc Iunge 
vor dem geplanten Lebensende aus dem 
Verkehr Lichen. Prestigemäßig und fi­
nanzic!J wäre dies ein enormer Verlust L' 
für die Atombetreiber, Grund genug, 
das Lehen von ll underttausenden, llarn- , 
burg liegl ca. 60km entfernt, 
lieh zu gefährden. 

Auch in den letzten Wochen kam es 
zu emigen extrem unwahrscheinlichen 
Unfällen in deutschen Atomanlagen : 

Im AKW Mühlhcim-Kärlich brach 
beim Warmlauf-Probebetrieb aufgrund 
eines Materialfehlcrs ein Wasserrohr, daß 
das Maschinenhaus unter 180 Grad hei­
ßen Dampf setzte. Der Probelauf wurde 
darauflün abgebrochen. Radioaktivität 
soU ntcht ausgetreten sem, da der Unfall 
im mehl-radioaktiven Teil der Anlage 

m Pannenreaktor cntwtckelt steh 
rohnde. das derzeit ncueste AKW in 
r BRD. Schon zum ~tebten \1al mußte 
r Reaktor notabgeschaltet werden. Zu 

tcr Abstrahlung - sonst bei 'Iot-
ungen unvermeidbar soll e)o 

nicht gekommen sein. alle~ 
hat sich "im normalen Rahmen bewegt", 

die Überwachungsstelle in llannovcr. 
nn das nicht beruhigend ist. 

ln der Mini-\\'AA in Karlsruhe sorgte ein 
brennendes FaL\ für erhöhte Strahlen­
Emission. Das m ctner L.crlcgzelle be­
findliche 2001-fal.\ wurde nach kurzer ' 
Zeit wieder gelöscht, sorgte aber für eine 
I Ofache Tagesdosis der Anlage. 
Wie angenehm ist es da, zu hören, daß 

der AKW-Anlcil an der hiestgcn 
Stromerzeugung von einetn Viertel 1984 
auf ein Drittel gestetgcrt hat, wtc dte 
Vereinigung Deutscher L·lektrititätswcr-
kc Ende verkündete. 

Das AKW Brokdorf nähert sich seiner 
Vollendung. Die Reaktorkuppel ist An­
fang August geschlossen worden und 
schon im November soll mit der Einla­
gerung von Brennelementen begonnen 
werden. Die benötigten Teilerrichtungs­
genehmigungen liegen alle vor, was noch 
fehlt, tst die erste Teilbctriebsgenehmi­
gung, zu der am 18.09 eine öffentliche 
Anhörung in Wachen/Kreis Steinburg 
inszemert wurde. Hauptkritikpunkte der 
AKW-Gegncrinnen sind die geplante 
Verwendung von Plutonium-~tischoxid­
Brennelcmentcn (MOX) und die 
tung eines Kompaktlagcrs in der Reak­
torkuppeL 
II ierfür wurde eigens der Sicherheitsbe­
richt, um den es bei der anstehenden 
Genehmigung gehl, geändert. Fraglich 
ist nur, nach welchen Kriterien · Wie die 
schlcswtg-holstcinische Landesregierung 
auf dem Erörterungstermin pcinlichcr­
wetsc zugeben mußte, gibt es noch gar 
ketne Richtlinien des T ÜV zur Verwen­
dung dteses Brennelementtyps, obwohl 
MOX-BE schon anfang der ?Ocr Jahre in 
Kahl, Gundremmi.ngcn und übrigheim 
verwendet wurden. Sinn dieser BE ist es, 
die vorhandenen Plutoniumbestände vor 
dem Zerfall in andere, rucht weniger {!if­
tige, aber nicht so gut verwendbare Sub­
stanzen zu schützen. Bei Verwendung in 
herkömmltchen AK\Vs gleicht die Rate 
des erbrütcten Plutoniums das Zerfal­
lende ungefähr aus. Jn den USA sind 
MOX-BE schon seit langem aufgrund 
'hrer erhöhten Gefahrliehkeil im falle 

Unfalles sowie wegen der perma­
nent höheren Strahlenabgabe und der 
erhöhten Beanspruchung für den gesam­
ten Reaktor und semc Bauteile in 
Letchtwasscrreak1oren verboten. Aufg­
grund dessen besteht dte Forderung, 
das gesamte Genehmigungsverfahren 
neu einzuleiten, da alle wesentlichen 
Komponenten Brokdorfs nicht auf die 
MOX-BE zugeschnitten sind. 
Nicht gewährleistet ist auch die Entsor­

. La Jlague nimmt sie nicht an, da 
ic eine spezielle Anlage benötigen, die 

kommcniell noch nicht existiert. 
Aus thesem Grund ist geplant, das Kom· 
pakllager einzurichten, um das Problem 
über die J ahre zum sattsam bekannten 
Sachzwang reifen zu lassen. 
Das Gefahrenpotential würde damit 
drastisch erhöht : Zwei kritische Massen 
unter einem Dach würden im Falle eines 
Durch.schmelzens auch eine entsprcch­
nd verstärkte Verseuchung verursach-



auch massiv gegen die 
August begann die Dies ist aber leider in der BRD, Im Ge-

ungsanlage (UAA) Gronau mit der kom- tz zu den Niederlanden nicllt der 
merziellen Produktion vo11 angereicher· Zwar bildete sich 1976 nach der 
tem Uran. Gronau s strahlende Zukunft Standortbenennung eine örtliche Bürger· 
hat begonnen. initiative gegen die UAA {das war die 
Die Anlage ist zunächst mit einer Ka- Vorläuferin des heutigen AK U Gronau), 
pazität von ca. 50to Urantre11narbeit aber für die bundesweite Anti-AKW-Be-
pro Jahr (UTA/a) in Betrieb gegangen.' wegung blieb die UAA ein Stiefkind. 
Die Betreiberfirma Uranic will die Kapo-~· Umso erstaunlicher ist es, daß zu der 
zität noch bis zum Jahresende verdop· Großdemonstration gegen die nieder-
peln. Bis Mille 1988 soll dieser erste ländische UAA in Almelo im März 1978 
Bauabschnitt mit einer Kapazität V011 ca. 8 000 Demonstrantinnen aus der 
400 UTA/a arbeiten. Planungen für ei- BRD gefahren sind. Dagegen nahmen an 
nen weiteren Ausbau auf 1 000 UTA /a der größten Demonstration in Gronau 
sollen bereits angelaufeil sein. Zusam- 200 Leute teil (8. Juni 1985). 
men haben die drei URENCO-UAAs ln den /erzten Wochen und Monaten 
(URENCO ist die deutsch·niederlän· scheint die UAA allerdings doch etwas 
diseh-britische Mutterfirma von URA- mehr Aufmerksamkeit gefunden zu 
NlT) in Capenilurst (OB), A lmelo (NL) haben; besonders die Möglichkeit der 
und Gronau eine Kapazität von I 500 militärischen Nutzung (gegebenenfalls 
UTA/a. Damit können 12 AKWs (Typ könnre Uran 235 hoch angereichert wer· 
Biblis) mit angereichertem Uran versorgt den) findet größere Beachtung.( .... ) • 
werden. (Gronauer Nachrichten, 1 7.8.) Gegen die Betriebsgenehmigung haben 

Weil die meisten AKWs auf ange· wir im Juli beim Verwaltungsgericht 
reichertes Uran angewiesen sind, sollte Münster eine Klage eingereicht. Klä· 
der Anti-AKIII-Widersrand eigenrlich Gronauer K 

Nach fast genau dreiJährigem R 
streit gegen das bei Landshut im 
befindliche 3.A romkraftwerk "'Olm 
l1aben sich das Landsim/er Bürgerforu 

,=~~~~~~ A Iomkraftwerke und die Klä-i Franziska ßeck, aufgrund einer 
derten Prozeßlage und einer nüch· 

temen Einschätzung der zu erwartenden 
Kosten entschlossen, die drei laufenden 
Gerichtsverfahren als aussichtslos abzu­
brechen, und einen außergerichtlichen 

.... :.. .• u ·c..-., Kosten vergleich zu schließen. Nach 
dieser Vereinbarung erstatten die 

~..-.!lfll!llßayemwerk AG (Olm Jl-Hauptbetrei· 
ber) und die Kraftwerkunion (Olm 11· 
llersteller) der Klägerseire alle Kosten 
der Beklagtenseite. also des Freistaates 
Bayern und der Stadt München. Im Ge· 
genzug wurden die beiden beun Mün· 
cllller Ver tshof und beim 

Marita Wagner, die zur t au 
Bundestagsabgeordnere der Grünen ist. 
Gegen die Teile"ichtungsgenehmigung 
haben wir keine K Iage eingereich 1, weil 
wir keine Erfolgsaussichten gesehen hat· 
ten. Wir denken zwar, daß die Erfolgs­
aussichten bei der Klage gegen die Be· 
triebsgenehmigung auch ziemlich gering 
sind, allerdings hat uns das Ahaus-Urteil 
( Baustop am Brennelemente "zwischen"­
Iager) etwas Mut gemacht. Es ist jetzt 

uns unheimlich wichtig, daß wir für 
den Prozeß bundesweit finanzielle Un­
terstützung bekommen. 

us diesem Grund haben wir ein Son· 
derspendenkonto eröffnet: 

Rechtshilfekonto UAA 
z. Hd. Werncr Neumann 
Volksbank Gronau, BLZ 401 640 24 
Kto.-Nr.: 140 037 201 

( ... .) 
Arbeitskreis Umwelt Gronau 
Siedlerweg 7, 4432 Gronau 

Regensburger 
hängigen Klagen gegen die bisherigen 
Errichtungsgenehmigungen und die Ver­

""j''"!.sc,.werde gegen die Baustop· 
aufhebung am 26. 8. 85 zurückgenom· 
men. Die Erstattungssumme wird vom 
Landsl111ter Bürgerforum für weitere 

4 
Projekte des Widerstandes gegen Atom· 
anlagen verwendet, nämlich für eine 
Umgebungsüberwachung der Atomkraft· 
werke von Olw und Niederaichbach, für 
Aktionen und gerichtliche Schritte ge· ~ 
gen eine eventuelle Betriebsgenehmi· 
gung für OIIU ll und gegen eine Abrißge· 
nel!migung für Niederaichbach sowie zur 
Unterstützung des Prozeß· und Recllts­

~,~-~~~-·hilfefonds gegen die geplante Wi••rl~·rm·•r-• 
~ arbeitungsanlage Wackersdor[. Damit 

A"'""'t.l~~ 13-::~o~ 
A ... {; -/.li$\M.~•t> 
At...ti.tle 'R~ol 
L._~~ S \. . AL{ 
<3 5" 30 Wo.f" bu~ 

wird erreicht, daß die A Iomberreiber die 
Kosten des Widerstandes gegen illre ge­
fährlichen Atomprojekte selbst mitrra· 
gen. 
Fazit: Der Widerstand gellt weiter t 

Bürgerforum gegen A Iomkraftwerke 
Landshut und Umgebung 
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Unfall-Chronik atom 
7.7.85 TAIWAN 

Per Generator in einem AKW im SOden 
Taiwans Ist nach Angaben eines Werk· 
sangehörigen durch einen Brand zerstört 
worden. Nach offiziellen Angaben wurde 
der Brand nach einigen Stunden gelöscht. 
Radioaktlvitlt Ist angablieb nicht ausge· 
.treten. 

Ende Juni USA 

Eine Anhörung o.,er einen der schwersten 
AKW·Unfälle seit Harrisburg in den USA 
ergab, daß größere AKW·Unfälle in den 
USA nur knapp vermieden wurden. Außer· 
dem wurde die Wirksamkelt der US· 
Atomaufsichtsbehörde in Zweifel ge· 
stellt. 
Am 9. Juni war es Im Daves-Besse-AKW in 
Oak Habor (Ohio) zu einer Serie von•Vor· 
fällen• gekommen, die den ersten Stadien 
des Unfalls von Three Mlle lsland glichen. 
Mindestens 16 Betriebsanlagen versag· 
ten und die Bedienungsmannschaft Im 
Kontrollraum drOckte mindestens einmal 
auf den falschen Knopf. Alles hatte be· 
gonnen, als die Pumpen versagten, die 
den .kondensierten Dampf von den Turbl· 
nen zurOck in den Reaktor pumpen und 
wenig später die Notpumpen ebenfalls 
ausfielen. Anders als in Three Mlles IS· 
land gelang es aber der Bedienungs· 
mannschaft, die Notpumpe nach 12 Mlnu· 
ten wieder in Gang zu bringen. 

18.7.85 KALKAR 

Schon wieder ein Natriumbrand Im 
Schnellen Broter. Die Betreibergesell· 
schaftteilte am 20.7. mit, durch ein.Leck 
an einer Natrium-Reinigungseinrichtung 
des Kraftwerks sei Natrium ausgetreten. 
Durch starke Rauchentwicklung war die 
Werksfeuerwehr auf das Leck aufmerk· 
sam geworden. Der Broter Ist und bleibt 
ein Schrottreaktor. 

30.7.85 USA 

Elf Arbeiter des AKWs von Sequoay nahe 
der Stadt Chattanooga/Tennessee sind 
durch das Austreten von 2200 Liter radio· 
aktiven Wassers leicht verseucht worden. 
Ein Sprecher des AKWs behauptete, nie· 
mand sei verletzt worden und die Umge­
bung des AKWs sei nicht verseucht. Die 
undichte Stelle war eine halbe Stunde 
nach Austreten des Wassers abgedichtet 
worden. Der Reaktor blieb während des 
Unfalls ln Betrieb. 

Anfang August SCHWEIZ 

Im AKW Leibstadt mußten 42ooo Messln· 
gröhren des Kondensators ausgetauscht 
werden, weil sie bereits •Korroslons~pu· 
ren• aufwiesen. Das AKW war erst wenige 
Monate vorher Im Dezember in Betrieb ge· 
gangen. 
Zu dieser Aktion wurden 600 sog. Tempo· 
rä;arbelter, also Jobber, extra eingestellt. 
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Die Gr.._ppe •Wilde Katze• schreibt dazu: 
•Wir alle sind gezwungen, durch unsere 
ewige Geldnot eine menschenverachten· 
de und lebensgefährliche Arbeit zu ver· 
richten, die niemand freiwillig macht. 
Arbeits· und Sozialamt sowie der Sklaven· 
ttändler Fred KOng (Ein Basler Arbeltsver· 
mittler) haben uns hierher geschickt. Wir 
werden als Kanonenfutter Ins verseuchte 
Reaktorgebäude geschleust.• 100 Jobber 
sollen bisher von sich aus den heißen Job 
geschmissen haben. 

13.8.85 BRD 

149 meldepflichtige •besondere Vor· 
kommnisse• habe es im vergangeneo 
Jahr in AKWs in der BAD gegeben. BUn· 
desinnenmlnister Zimmermann behaup· 
tet, keiner von diesen besonderen Vor· 

10.8. FRANKREICH 

Schwerer Unfall in der europäischen 
Uran·Anreich.erungs-Fabrik •Eurodif• in 
der Nähe des südfranzösischen Pierrelat· 
te. Hochgiftiges Hexafluorid trat aus der 
Anlage aus. Nach Angaben der Werkslel· 
tung wurde die Produktlonseiheit Num· 
mer 6 •ziemlich schwer• radioaktiv ver· 
seucht. Zudem bildete sich Ober der Anla· 
ge eine Glftwolke. Ursache des Unfalls Ist 
wahrscheinUch ein gebrochenes Rohr 
oder Ventil oder eine mangelhafte Dich· 
tung. Spezialisten betraten unter schärf· 
sten Sicherheitsvorkehrungen den Unfal· 
lort. Uranhexafluorid stellt hinsichtlich 
der Radioaktivität nur eine geringe Gefahr 
dar, Ist aber ein äußerst giftiges cheml· 
sches Produkt. ln der Eurodif·Anlage sind 

------

kommnissen sei als •Stör· oder Unfallßc 
einzustufen. Zwei •Vorfälle• seien gegen­
Ober dem normalen Betrieb mit einer kurz· 
zeitigen Erh()hung der Abgabe von Radio· 
aktlvität verbunden gewesen. Grenzwerte 
seien nie Oberschritten worden. 

27.8.85 MÜHLHEIM·KÄRLICH 

Ein Leck Im Speisewassersystem hat den 
Warmlauf-Probebetrieb des neuen AKWs 
MOhlhelrn-Kärllch bei Koblenz unterbro· 
chen. Im nichtnuklearen Teil des Kraft· 
werkes riß ein 40 Zentimeter dickes Was· 
serrohr auf einer Lange von einem Meter. 
Aus dem Leck trat 180 Grad heißes Was· 
ser aus und setzte das Maschinenhaus 
unter Oarnpf. Wahrscheinlich 1oMaterlal· 
fehl er•. 

schon häufiger Austritte von Uranverbln· 
dungen festgestellt worden, doch be­
schrankten sie sich bisher auf die abge· 
dichteten Slcherheitszellen. 

15.8.85 QROHNDE 

Siebte Schnellabschaltung des AKW 
Grohnde. Eine elektronische Baugruppe 
Im Schutzsystem des Reaktors fiel aus. 



Reisefieber in de 
Frauenredaktion 

.... ln der Frauenreihe dieser atom kann diesmalleide 
nicht viel an eigener Diskussion stehen, da zur Zelt 
2/3 der Frauen (sprich 2) Ihrem Stre6 Luft gemacht 
haben und Im Urlaub sind. Deshalb will Ich auch 
nur kurz zusammenfassen, wie nun die Diskussion 
mit den Männern verlaufen Ist und was dabei, un· 
ser weiteres Vo bet herausatltKc•m· 
men Ist. 
Alles ln allem Ist die Diskussion relativ enttäu· 
sehend verlaufen. Auf dem 1. gemeinsamen Tref· 
fen mußte trau feststellen, da6 unsere Papiere von 
den Männern kaum ernst genommen worden sind, 
bzw. nicht auf die eigene Person bezogen wurden . 

.-ri!IIICH Zurück blieb die allgemeine Einschätzung, da6 
sich an den alten, eingefahrenen Strukturen Im 
atom(express) wohl kaum etwas ändern würde, es 
sei denn, es käme ein Schwung neuer Leute 
besten Frauen!) ln die Redaktion. 
Da wir, die Frauen, aber zukünftig bzw. wa•.,a•rn 

auch ein Mitspracherecht an der gesamten Zel· 
tung haben wollen und nicht nur zu der Frauenrel· 
he etwas schreiben wollen, haben wir uns ent· 
schlossen, die Zeitung weiterhin mehr oder wenl· 
ger gemeinsam mit den Männern zu machen. Mehr 
oder weniger Insofern, als dieser Entschlu6 er­
stmal eine rein organisatorische Sache Ist und un· 
sere bestehende Frauenredaktion nicht aufheben 
wird. Hinzu kam, da6 wir generell 3 Frauneo zuwe-
nig fanden, um über wichtige Dln kontrovers 
nug diskutieren zu können. 
Was bleibt Ist eine etwas au~ol'l"''•a 
zwischen den Männern und 

daktlon und die Hoffnung, da8 sich die Frauenre­
daktion vielleicht mal personell erweitern wird, so 
da6 wir noch eigenständiger arbeiten können. Die 
Hoffnung ln einem wesentlich angenehmeren Kll· 
ma mit den Männern zusammenarbeiten zu kön· 
nen Ist zunächst einmal begraben. 
Auf dem gemeinsamen Treffen mit der lüneburger 
Redaktion konnten wir mit Erfreuen bemerken, da6 
uns z. T. sogar die Männer der LG-Redaktlon unter­
stützen. Auch war daraufhin eine Spur von Einsicht 
bel unseren Männern zu bemerken. Ob diese Spur 
jedoch ln Ihrem von uns kritisierten Verhalten et· 
was ändert, bleibt dahingestellt. 
Noch kurz ein paar Sätze zu diesem Frauentell. Da 
wir nach Entstehen der Frauenreihe ln der atom 
von allen möglichen Frauengruppen verschiedener 
Coleurs Ihre Aktlone u.ä. zugeschickt bekamen, 
und natUrlieh auch sehr viel Unterstützung, hatten 
wir uns gedacht, mal eine Diskussion über das 
Selbstverständnis von Frauenwiderstand anzure· 
gen. Es Interessierte uns, wieso es oftmals gerade 
Frauengruppen sind, deren Widerstandsformen 
gewaltfrei und symbolischer Art sind. Im folgen· 
den werden wir eine Selbstdarstellung der »Frauen 
gegen WAA• aus Weckersdorf und einen Bericht 
über die ••Gorleben Frauen• abdrucken. ln der 
nächsten Nummer wollten wir dann versuchen, et· 
was über unser Selbstverständnis, den Widerstand 
betreffend, zu schreiben. Wir hoffen, da6 die Dis· 
kusslon viele Frauengruppen erreicht und Ihr uns 
auch etwas dazu. schreibt. 
VIel Spa6 beim lesen 



Frauenwiderstand 
gegen WAA 

Selbstdarstellung mit Schwerpunkt zum 
Frauenaktiontag gegen WAA am 28.7.85 

1.•Frauen gegen WAA• 
Wir sind 15-20 Frauen, die ln der Gruppe 
•Frauen gegen WAA• arbeiten und den 
Frauenaktionstag durchfOhrtren: 
Wer sind wir? 
Im Mal 85 trafen wir uns zum ersten Mal. 
Wir sind Frauen Im Alter zwischen 18 und 
56 Jahren, mit .den verschiedensten Beru· 
fen und HerkOnften. Zum Tell arbeiten 
manche von uns schon jahrelang ln den 
Ortlichen Bis gegen WAA und/oder ln an­
deren politischen Gruppierungen. 
Einige von uns wohnen direkt ln der Nahe 
vom WAA..Standort • viele moasen aber 
bis zu 60 km zurocklegen, um aus den um­
liegenden Stadten Amberg, Weiden, Re­
genaburg zu unseren fast wöchentlichen 
Versammlungen ln 
Schwandorf/Wackeradorf zu gelangen. 
Wir trafen/treffen uns ln der Frauengrup­
pe aus den verschiedensten Motiven: 
• einige alnd unzufrieden Ober die Ortll· 
chen zB. hierarchische Strukturen 

• manche wollen zusatzlieh zu den lau· 
fenden Aktionen/Arbeiten der Bis neue 
Wege des Widerstandes einachlagen ·u.a. 
auch Frauenaktionen 
• andere sehe auf Grund Ihres femlnletl· 
sehen Standpunktes ln der Planung der 
WAA einen weiteren destruktlven Aus· 
wuchs des Patriarchats. 

2.D/e Idee des Frauenaktlonstages: 

Da die drohende Rodung des WAA· 
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Gelindes schon lange Zelt ln unser aller 
KOpfe Ist, wurde schon beim 1. Frauen· 
treffen die Errichtung eines Stoffschutz· 
zaunes • d.h. eines Widerstandzaunes ge­
gen die Rodung von 1 Mlo Baume gebo· 
ren. Nach langen Diskusstonen • z.B. Ober 
Faust Im Frauenzeichen am Flugblatt 
oder nicht • und darOber, ob wir die Aktion 
kurzfristig vor Rodungsbeginn (falls uns 
bekannt) durchfahren oder danach, elnl· 
gten wir uns schlle611ch auf einen festen 
Termin, kurz vor der allgemeinen Urlaubs· 
welle, am 28.7.85. 
Und so mußten wir ln der kurzen Zelt von 8 
Wochen die Organisation und Bekannt· 
machung der Aktton durchfahren, 8000 
FlugblAtter verschicken, Frauen auffor· 
dern zu kommen oder TOcher zu schicken. 

3. Oberpfatz, WAA, Frauenbewgungl 

Mit unserer Art von Aktion wollten wir ein 
breites Spektrum von Frauen einbezie­
hen. Wir haben es aber ln der Oberpfalz 
mehr mit konservativen Leuten zu tun, 
was ja auch zu dieser Standortwahl fOhr­
te. Die Frauenrolle Ist demgernaß Immer 
noch von Kinder, KOche und Kirche ge­
prAgt. 
5o Ist es zu verstehen, daß die Frauenbe­
wegung hier achwer Wurz.eln schlagen 
kann. Und so lieB auch die Kritik nicht lan· 
ge auf sich warten: 
• Frauen distanzierten steh, weil ln die 
Aktion keine MAnner einbezogen wurden 

und weil die Aktionsbeginn um 11 Uhr, ge­
nau ln die Mittagessenszelt bzw. Koch· 
zelt, gelegt war. 

andererseits wurde uns von der •frau· 
enbewegten• Seite vorgeworfen, daß un· 
ser Widerstand nicht radikal genug sei. 

Die Presse schileBlieh berichtete trotz 
Pressekonferenz von uns und unserer Ak· 
tlon kaum oder ln verzerrter Slchtwelse. 

4.28.7.15 Aktlonatag gegen WAA 

Am Aktionstag kamen zwischen 400 und 
600 Frauen aus ganz Bayern und auch 

weiter her (z.B. Mutlangen) angereist. Den 
tellweise anwesenden MAnnern wurde 
kaum Beachtung geschenkt, denn unsere 
Energie fJo6 ln die Errichtung des Wider· 
standzaunes. 
Wir schafften es mit den von uns bemal· 
ten und beschrifteten und zugeschickten 
TOchern, 7 km des WAA-GelAndes zu um· 
schlingen I 
Weiterhin war der Aktionstag durch Mu· 
sik der Frauenband Miss Credlts und vie­
len u.a. prominenten Rednerinnen (Han­
nelore Seibold (Grane), Christa Reetz 
(Grane), Christa Meyer (SPD), Uschi 
Pausch (SPD), Lllo Wolf)y, Beate Seltz· 
Welnzlerl) bestimmt. Die SPO. 
Rednerinnen hatten schwer mit Zwi· 
sehenrufen und Kritik zu kAmpfen. 



Auch wir • for den Aktlonstagverantwort· - Unsere Gesundheitsgefährdung durch die 
IIchen Frauen • hatten Kampfe mit einem erhöhte Radioaktivität der WAA Im Nor-
einigermaßen reibungslosen Tagesablauf 
und vor allem der Auflage des Landrat· 
samtes • die TOcher bis zum nächsten 
Abend abzunehmenrda sonst die Tiere in 
diesem Waldgebiet gefährdet seien (1). 
Angesichts der bevorstehenden Rodung 
Ist dies als der absolute Hohn zu bewer· 
ten. Die meisten Frauen in unserer Grup­
pe wollten die TOcher nicht in die Hände 
der Polizei fallen lassen und so wurde be­
schlossen, sie wieder abzunehmen und 
bei weiteren Aktionen einzusetzen. 
Dies bedeutete aber nicht, daß wir uns 
dem moralischen Druck der Regierungs­
seite beugten. 

Es Ist eine Tatsache, daß Politik, Gesell· 
schaft und Geschichte von MAnnern be­
stimmt wurde und wird. Und wie schaut 
unser von den MAnnern bestimmtes 
Schicksal aus: 
• Sterbende Wälder 
• Verpestete Luft und Gewässer, verglf· 
tete Nahrungsmittel 
• Zubetonlerung der Erde 
• Immer grOBer werd~nde hochgiftige 
und radioaktive MOllhalden 
• Technisierung aller Lebensberelche, 
bis hin zur Manipulation des Erbgutes in 
der Gentechnologie. 
Dabei nimmt mann die Vernichtung unse­
rer natOrllchen Lebensgrundlage ·den Ab­
grundzum atomaren Holocaust in Kauf. 
Die Atomwirtschaft uod die geplante 
WAA mit all Ihren drohenden Gefahren 
und wirtschaftlichen Unstimmigkelten 
sind ein weiterer Beweis for die Fehler, 
dieser an UnterdrOckung, Macht, Profit 
und Karriere orl.entierten MAnnerherr­
schaft. 

malbetrieb • gesch~elge denn bei UnfAlle, 
Ist mehrfach bewiesen, und nicht nur Im 
Umfeld der WAA ln Wlndscale, England, 
(La Hague, Frankreich d.s.) Realität. 
Wir sind alle betroffen, auch durch die ge­
fährlichen Transporte von Brennelemen· 
ten durch die BRD. 
Außerdem wissen wir, wie verantwor· 
tungslos gegenober allen folgenden Ge­
nerationen es Ist, jahrtausendelang 
radloaktlv·str~hlenden MOll zu produzie­
ren. 
Wir sehen auch, daß der Atomwaffen· 
sperrvertrag 1995 auslAuft. Gespräche 
Ober eine Verlängerung sind nicht in 
Sicht. Genau Ist diesem Jahr aber soll die 
WAA in Betrieb gehen. 
Wir lassen uns nicht vormachen, daß mit 
der WAA nicht die Absicht besteht, mit 
dem anfallenden dafor geelgnten Plutonl· 
um Atombomben zu produzieren. 
Dies alles sind Gipfel des lebensvernlch· 
tenden WAAhnslnns, und entspringt der­
selben Haltung, mit der MAnner ln unse­
rer Gesellschaft auch uns Frauen behan­
deln bzw. mißhandeln. 
Wir haben Angst vor diesein WAAhnslnn • 
genauso wie wir z.B. Angst vor Vergewal· 
tlgungen haben mossen. 
So schließen wir .Frauen uns zusammen: 
Wir wollen uns die Natur die unterwerfen, 
denn wir sehen uns als Tell von lhrl 
Wir werden unsere Angst, Wut und Ohn· 
macht nicht nur gemeinsam Oberwlnden, 
sondern sie in Stärke umwandeln. 
Wir setzen unsere Kraft, Mut und Phanta· 
sie dator ein, um ohne Herrschaft und Ge­
walt miteinander zu leben. 
Wir wollen Frauen Mut machen, sich 
Oberall dafor einzusetzen. Wir mossen 
uns Immer mehr unObersehbar uns un­
OberhOrbar 

- , 
• Wir lassen uns nicht zu Opfern der Gefah· 

ren durch die Atompolltlk, Macht und Ge­
walt machen. Wir Frauen setzen klaren 
Zeichen gegen WAA und mAnnerbe­
stimmte Politik. 
Überall auf der Welt tun sich Frauen zum 
gemeinsamen Widerstand zusammen. 
Wir solidarisieren uns mit diesen Frauen. 
z.B. mit de.r Frauenfrledensbewegung, mit 
den Frauen ln Greenharn Common in Eng­
land oder in Comlso in Italien, die seit 
Jahren dort vor den Toren der Atomrake­
tenstOtzpunkte Im Widerstand sind. 
Wir erinnern auch an die Frauen ln Harrls­
burg, die durch Ihren gemeinsamen 
Kampf mltbewlrkten, daß der verseuchte 
Atomreaktor nach dem groBen Unfall dort 
endlich abgeschaltet wurde. 
Wir knOpfen an Frauen an, die Im Huns· 
rOck gegen die dort laufenden Stationla­
rungen von cruise misslies im Frauenwi· 
derstand sind. 
Und wir begrOßen alle Frauen, die bei wel· 
teren Aktionen und Im Kampf gegen die 
geplante WAA und mannerbestimmte Po­
litik an unserer Seite sind. 

Frauen gegen WAA 

•Frauen gegen WAA• 
8467 Uckersdorf 7 
096751557 

Spendenkonto: 
•Frauen gegen WAA• 
Ralffelsenbank 
Kto.22110 
BLZ 75069171 
Beate Kraus 
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Frauendiskussion 
im Wendland 

Ich mOchte hier Ober eine Diskussions· 
runde berlcht, an Ich selbst tellgenom­
men habe. Es Ist mir deshalb nicht mOg· 
lieh, meine eigene Sichtweise und Mei­
nung zu verbergen.(Oas wAre auch ein 
Fehler, d.s.ln) Außerdem kann Ich leider 
auch nicht eine lebendige Diskussion mit 
all Ihren Aspekten auf so ein Blatt Papier 
zwAngen. Nehmt also diesen Bericht als 
einen Ausschnitt dieser Diskussion. 

Oie Arbeitsgruppe entstand aus dem 
Wunsch, die Artikel Im Frauenteil der 
atom mit Frauen aus anderen StAdten zu 
diskutieren. Wir waren zuerst nur zu vlert, 
was jedoch nicht daran hinderte, rege zu. 
diskutieren. Anfangs sprachen wir Ober F 

die eigene (Frauen) Rolle Innerhalb .der 
Bewegung und hatten dadurch die MOQ· 
Iiehkelt uns kennenzulemen. Einige wa­
ren ln reinen Frauengruppen organisiert, 
andere in einer gemischten Anti-AKW· 
Gruppe oder ohne feste Gruppe. Daher 
waren auch unsere Erfahrungen mit c:len 
Mlpnem und unsere eigene Situation un· 
terscnledllch. Eine Frau meinte, sie worde 
in der Anti-AKW-Bewegung glelchberech· 
tlgt behandelt, wAhrend andere von Bei· 
spielen der alltAgliehen UnterdrOckung 
erzAhlten oder Grande nannten, warum 
sie in einer Frauengruppe organalert sind. 
in der weiteren Diskussion wollten wir an 
Fragen aus den Frauenartikeln der atom 
anknOpfen. Eine Frau berichtete, daß Ihre 
Gruppe eine ang~regt Debatte Ober den 
Artikel •MAnner oder keine• in der 
MallJuni Nummer der Zeitung gefOhrt hat· 
te. Darin war unter ander~m die Position 
formuliert, daß •Gewaltfrelhelt• bei Frau­
en oft durch die Erziehung zum MAdchen 1 
entsteht und mit Wehrlosigkeit eng ver· 
krtOpft sei. Allein schon wegen der stlndl· 
gen Bedrohung durch Vergewaltigungen, 
mOßten wir Jemen, uns kOrperlich zu weh· 
ren. Dieser Absatz hatte ln der Frauen· 
gruppe Kontroversen ausgelOst, da sie an 
sich das Prinzip der •Gewaltfrelhelt• be­
forworteten. 

auch die MAnner benutzen. Dabei blieb 
meiner Meinung nach unklar, wie sie sich 
in diesen FAllen Ihrem Anspruch nach ver­
halten wollten. 
Ein anderer Ansatzpunkt fOr unsere Dis­
kussion war die Aktion der F1auen in 
Wackeradort. Ich kritisierte daran, daß ein 
~ymbollscher Schutzwall aus Bettachern 
um das zukOnftlge WAA-Gelinde nur eine 
sehr Indirekte Form der Symbolik sei. Be-

ln unserer Arbeitsgruppe sprachen wir l r.•--
nun welter Ober diesen Punkt. Wir diku· 
tlerten nicht abstrakt, sondern nannten 
Belspiele von Situationen, in denen wir 
mit MAnnergewalt konfrontiert waren: 
FAlle, in denen Bullen versuchten, Freun· j 
de von uns zu verhaften, oder Vergewaltl· ( 
gungen und Beinah-Vergewaltigungen. , 
Wir fragten uns, welche Möglichkelten wir _,.,~-- '. 
gehabt hätten, uns zu wehren, und ob wir ••---
körperlich und psychisch dazu in der La· 
ge wAren. 
Einige von uns hatten den Wunsch, ln SOl· 
chen FAllen tatkrAftlg Widerstand zu lei­
sten, doch sie wußten nicht, ob sie es 
kOnnten. 
Andere dagegen fanden es besser, wenn 
es nicht nötig wäre, nicht mit den glei­
chen Mettto~en zurockzuschlagen, die 
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hlnderungen der Bauvorbereitungen und 
der Bauarbeltel) oder Aktionen .zur Schi· 
dlgung der Verantwortlichen, worde dage­
gen sehr viel konkreter, wenn z. T. auch 
nur symbolisch, den Widerstand der Frau· 

en darstellen. Oie Aktion erinnerte mich 
an Wollnetze, die Frauen aus der Frie­
densbewegung um Atomwaffenstotz· 
punkte geknOpft hatten. Bei diesen Net· 
zen konnte Ich mir nicht erklären, was sie 
mit der Verhlnde.rung eines Atomkrieges 
zu tun hatten. Ähnlich unklar war es mir, 
was Bettocher mit der Verhinderung einer 
WAA zu tun haben. 
Oie anderen Frauen hielten mir entgegen, 
daß die Greenharn Common Frauen am 
Anfang Wollnetze um Atomdepots ge­
spannt hatten und jetzt die ZAune dieser 
Depots zerschneiden und dort eindringen 
wOrden. MOgllcherwelse standen auch 
die Frauen in Wackersdorf am Anfang 
einer langen gemeinsamen Entwicklung, 
die sioh nicht einfach Oberspringen kOnn· 
ten 

An diesem Punkt gab Ich den anderen 
Recht, doch Ich hatte noch einen anderen 
Kritikpunkt an der Aktion. Ich fragte, wie­
so BettOcher, also GegenstAnde des 
Haushalts, als Requisiten fOr die Aktion 
benutzt word,en aalen. Ähnlich sei es, 
wenn Frauen z.B. bei anderen Gelegen· 
helten mit TOpfen LArm machten, sie wOr· 
den dadurch Ihre Hausfrauenrolle bestAr· 
ken. Sollten Metallwerkzeuge (Bolzen· 
schnelder, SchraubenschiOssel) oder Hol· 
zwerkzeuge (mit denen sich Freund· 
schaftshäuser bauen lassen) den MAn· 
nern vorbehalten bleiben? 
Darauf erwiderten andere. Frauen, daß 
BettGeher bei so einer Aktion nichts ande­
res seien, als Transparen,e. Oie Aktion 
sollte Öffentlichkeltswirksam sein und 
dafor seien Transparente geeignete Ute-n· 
slllen, das h.abe nicht~ mit den typischen 
Gegenständen des Haushalts zu tun. 

Treffen mit den Gor1eben Frauen: 

Am Wochenende waren zu unserer klel· 
nen Arbeitsgruppe schon mehr Frauen 
dazugesto6en. Wir trafen uns mit den 
Gorleben Frauen, um unsere Diskussion 
mit Ihnen weiterzufahren. Sie erzAhlten 
uns von Ihrer Entwicklung Im letzten Jahr. 
Am Im Rahmen von •Unruhe Im Wend· 
land• hatten sie eine elgehstAndlge Ak· 
tlon durchgefOhrt, mit der sie auf die Krl· 
mlnallslerung wendllndlscher 
Atomkraftgegnerlinnen reagierten. Sie 
nahmen dabei Bezug a.uf die vielen Haus­
durchsuchungen, bei denen allerlei Ge­
genstAnde beschlagnahmt worden wa­
ren, Schuhe, Flansburger Blerflaschen, 
und Ahnliehe Dinge des tAgliehen Ge­
brauchs. Oie Frauen stellten die Situation 
auf den Kopf, brachten Ihrerseits Berge 
solcher Gegenstände zum PollzelbOro 
und bestanden darauf, sie da zu lassen. 
Oie Bullen waren ganz verwirrt durch den 
Oberfallartigen Besuch der Frauen, die lh· 
ren Betriebsablauf völlig du[chelnander 



Über diese Aktion gab es in der Arbeits­
gruppe. keine Kontroversen, doch zur 
Frauen-Wendlandblockade wollten wir 
noch einmal Ober unsere unterschiedli­
chen Auffassungel) reden. Dazu noch 
kurz die Vorgeschichte: 
Im Gegensatz zu den Blockaden der bel· 
den nördlichen Straßen, versperrte die 
Frauenblockade die Straße nicht vollstän­
dig. Autos durften nach einigen Behinde· 
rungen durchfahren, sofern sie nicht so­
wieso schon von den Bullen umgeleitet 
worden waren. Eine kleine Gruppe von 
Frauen war mit dem Konzept nicht einver­
standen und legte Bäume quer Ober die 
Fahrbahn. Andere Frauen wollten sie dar­
an hindern, und nahmen die Bäume wie­
der weg. 
Als wir die Gorleben Frauen auf diesen 
Konflikt ansprachen, erzählten sie, daß 
die besagte Gruppe er.st an der Vordiskus­
sion teilgenommen habe, als die durch­
lässige Blockade schon durch einen Kon­
senz beschlossen worden war. Dennoch 
stand die Frage Im Raum, ob das Konzept 
an sich ein ROckzug war, um der Konfron­
tation mit der Staatsgewalt zu entgehen. 
Dazu entgegneten die Frauen aus dem 
Wend land, daB bei der Blockade auch vie­
le AKW-Gegnerlnnen mitgemacht haben, 
die bei einer geschlossenen Blockade zu 
viel Angst gehabt hätten, z.B. schwangere 
und ältere Frauen, die nicht mehr so 
schnell rennen könnten. 
Dieses Argument wurde respektiert, doch 
wir fragten uns, warum nicht auch einmal 
eine Frauenaktion stattfinden könnte, die 
einen ähnlichen Charakter habe, wie ·z.B. 
die Blockade der BundesstraBe 191 (To­
talblockade mit Baumstämmen). Einige 
von uns hätten bel so einer Aktion ihre 

!Iungen besser verwirklicht gefun-
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den. Wir fragten uns, warum solche Aktlo· 
nen häufiger auf gemischten Vorberei­
tungstreffen beschlossen werden. Liegt 
es dar an, daB Frauengruppen mehr ROck· 
sieht darauf nehmen, wenn einige Frauen 
Ängste äußern? Setzen sich Widerstands· 
formen wie die Blockade der B 191 nur 
deshalb durch, weil ängstliche Leute 
Obergangen, ObergebOgelt werden? Doch 
auch ein Konzept, wie die Frauen­
Wendlandblockade grenzt Frauen aus, 
die solche Aktionen nicht gut finden. 
Kann allein eine langfristige gemeinsame 
Entwicklung innerhalb der Gruppen dazu 
fahren, daß bei uns mehr Entschlossen­
heit möglich wird, ohne daß einzelne 
Frauen davon Oberrannt werden? 
Am Ende des Treffens standen viele Fra­
gen und der Wunsch, die Diskussion bei 
einer anderen Gelegenheit weiter zu fOh· 
ren. Wir nahmen uns außerdem vor, auch 
die praktische Zusammenarbeit der Frau­
en aus den verschiedenen Regionen zu 
verbessern. 

Frauenaktionstag 13.11.85 
Aufruf zum bundesweiten dezentralen 
Frauenaktionstag am13.11.85 während der 
Informationswoche der Friedensbewe­
gung vom 10.·16.11.85. 
Wir werden auch in der Friedens-, Anti· 
AKW· und Ökologiebewegung vertreten, 
daß Frauenerwerbslosigkelt, Gewalt ge­
gen Frauen, die Durchsatzung neuer Tech· 
nologien und die herrschende Entwick­
lungspolitik nicht nur von Frauengruppen 
kritisiert und bekämpft werden, sondern 
daß sich Friedens-, Anti·AKW· und Ökolo­
giebewegung far eine andere Frauenpolitik 
einzusetzen haben, die alle gesellschafts­
politischen Bereiche angeht. 
Der Frauenaktionstag Ist zu nutzen, um 

Mannerstrukturen ln den Bewegungen an­
zusprechen, Zusammenhange zwischen 
Gewalt gegen Frauen, die sozialen Situa­
tion der Mehrheit . der Frauen ln der soge­
nannten ersten und dritten Welt und die zu­
nehmende Umweltzerstörung und Kriegs­
vorbereitung zu thematisieren. 
Frauen fOr Frieden, Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Frauen, Initiative 
Frauen in die Bundeswehr • wir sagen 
nein!, Frauen gegen WAA etc., versuchen 
die Kommunikation und Zusammenarbeit 
von verschiedenen Frauengruppen fOr den 
13.11.85 zu unterstatzen und zu koordinie­
ren. 
Geplant sind bundesweite dezentrale Ak· 

tionen (z.B. vor Arbeitsämtern, 
Forschungsinstituten, Atomfabriken oder 
Waffenlagern etc.), lnformationsveranstal­
tungen, lnfotlsche, gemeinsame Presseer­
klärungen und sonstiges, was den ver­
schiedenen Frauengruppen einfällt. 
Bitte schickt eure Aktionspläne an: 

Anstiftung der Frauen für Frieden 
clo Eva Qulatorp, Naasanlscheatr.53 
1000 Ber1in 31 
bzw. unterstützt dl.e Aktionen am 13.11.85 
vor Ort, z.B. 
Frauen gegen WAA Wackeradort 
clo 8467 Uckeradort 7 
Tei.096751557 
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!.Prozess wegen WWG-Demo 
Nach mehreren ProzeßLagen, kam es am 5.9. zur Urteil.sver­
kündung gegen Andreas, Teilnehmer der Demo gegen den 
Weltwirtschaftsgipfel in Sonn am 4.5.85. Angeklagt war er des 
Widerstandes gegen Vollstreckungsbeamte, der versuchten 
schweren Körperverletzung und schweren Landfriedensbru­
ches. Entgegen den Forderungen der Veneidigerin - Freispruch 
-und des Staatsanwalts- 15 Monate ohne Bewährung- verur­
teilte der Richter Hasse! Andreas zu einem Jahr auf drei Jahre 
Bewährung. A. will auf jeden Fall in Berufung gehen. 

Hasse! - vielen bekannt durch massenhafte Anordnung der 
Ordnungshaft während der ,.BMZ-Vernichtungsprozesse" -
hat während des ganzen Prozesses seinen Ehrgeiz daran ge­
setzt, Andy seine angeblichen Suaftaten nachzuweisen. So 
wurden die Widerspruche in den Aussagen der Polizeizeugen 
gellissentlieh übersehen, oder als unwichtig nicht weiter be­
rUcksichtigL, während eine Zeugin der Verteidigung, die eine 
sehr genaue Beschreibung zu Andys Festnahme machen konn­
te, extrem unter Druck gesetzt wurde. In der Urteilsbegrün­
dung wird dementsprechen auch die Glaubwürdigkeit der Bul­
len hervorgehoben (und in der Konsequenz der Zeugin eine 
Falschaussage umergeschoben). 

Hervorgetan hat Hassel sich im Laufe des Prozesses auch 
durch seine Bemühungen "im Namen der Verteidigung" weite-

resFilmmaterial von 'Video Sonn' anzufordern, um diese im 
Prozeß auszuwerten. Da es sich hierbei um bislang ungeschnit­
tene und unveröffentlichte Filme der Auseinandersetzungen 
auf dem Münsterplatz handelt, haben die Herren 
Staatssch(m)ützer natUrlieh größtes Interesse daran, diese in 
ihre Hände zu bekommen. 

Die Vernehmung zweier Angestellter des Kaufhofes (dessen 
Scheiben bekanntlich zu Bruch gingen) am letzten Prozeßtag, 
ist von vornherein völlig unverständlich gewesen - Andreas' 
Festnahme erfolgte lange bevor es zu den Auseinandersetzun­
gen dort kam. 

Insgesamt bleibt festzuhalten, daß es sich um eine politische 
Verurteilung handelt, die völlig im Widerspruch zu den Zeuge­
naussagen und anderer Beweisminel steht. Zweifel dUrften an­
gebracht sein, ob in der Berufungsverhandlung weniger politi­
sche Motive in der An und We.ise der ProzeßfOhrung eine Rol­
le spielen werden. 

Andreas Prozeß war der erste im Zusammenhang mit den 
Aktionen gegen den Weltwirtschaftsgipfel; weitere werden 
noch anstehen. insgesamt wird dafür natürlich auch jede Men­
ge Geld benötigt, deshalb hier die Nummer vom Prozeßkonro: 
Postscheckamt Köln, Konto-Nr. 3422 14-502, Barbara Jung, 
Stichwort: WWG. 

Prozesserklärung von Andreas 

>>Ich klage an:<< 
Gleich zu Anfang: ich werde keine Aussage zum Tathergang 

der g~en mich erhobenen Anschuldigungen machen, sondern 
vielmehr mit meiner Erklärung zum Hintergrund des WWG 
und der Demo am 4. Mai was sagen. Ich habe mich entschlos­
sen, die traditionellen Rollen von Ankläger und Angeklagtem 
einmal~ vertauschen und, da dies zweifelsohne ein politischer 
Prozeß ist. die Rolle des politischen Anklägers zu übernehmen 
(mit oder ohne Einverständnis des Staatsanwalts). 

Ich klage an: 
die herrschende Weltwirtschaftsordnung als unmenschlich, 
menschenrechtswidrig und verbrecherisch. 

Ich verurteile die Politik der Gipfelteilnehmerstaaten und ih­
rer internationalen Organisationen wie IWF und Weltbank, 
die politische, wirtschaftliche und kulturelle Selbstbestimmung 
der Völker zu verhindern. und zu bekämpfen, Erpressungspoli­
tik über Kreditvergabe, Ausbeutung von Rohstoffen zu Bil­
ligstpreisen, LohndrUckerei als Voraussetzung für l)irektinve­
stitionen, Zwangsausrichtung der landwirtschaftlichen und in­
dustriellen Produktion auf den Weltmarkt, Herrichtung der 
Entwicklungsländer als Absat.zmärkte. 

Ich verurteile die hemmungslose Durchsetzuns der interna­
tionalen Arbeitsteilung, die den Entwicklungsländern die Rolle 
von Rohstoffproduzenten für den Export zuweist. Wahrend 
für den Weltmarkt produziert wird, steht auf dem Binnen­
markt für die Versorgung der Bevölkerung mit Grundnah­
rungsmitteln immer weniger zur Verfügung. Hungersnöte und 
Hungertote sind die absehbare Folge. 

Wer kennt sie nicht, die Bilder aus Äthiopien, dem Sudan, 
aus Somalia und den anderen Hungergebieten? Kleine Kinder 
mit aufgetriebenen Bäuchen, apathische Menschen, die nur 
noch aul' den Tod warten können. Wer kennt sie noch nicht, 
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die Verbrechen der Firma Nestle, die durch den Export von 
minderwertigem Milchpulver in die Hungergebiete für den 
Tod von zahllosen Säuglingen verantwortlich ist? 

Am Hunger ist nicht die Dürre schuld; der Hunger wird von 
Menschen gemacht. Die Verantwortlichen haben sich in Bonn 
getroffen. Hungernde sind die Nahrung ihrer Macht. 

Ich klage an: 
die Politik der herrschenden Weltwirtschaftsordnung, denn si~ 
bedeutet für die Menschen der westlichen Industrienationen 
Verschlechterung ihrer sozialen Lage. Das heißt: tendenzielle 
Verelendung, Massenarbeitslosigkeit, Ausländerhetze, Um­
weltzerstörung, steigende Repression gegen oppositionelle Be· 
wegungen (weiße Folter, Verschärfung des Asylrechts, Isola­
tionshaft., verschärftes Vorgehen der Sicherheitsapparate ge­
gen streikende Arbeiter/innen wie zuletzt in Großbritannien). 

Ich verurteile die Bedrohungs.- und Interventionspolitik der 
USA gegen das Volk von Nicaragua. Das vom Präsidenten der 
USA ausgesprochene Wirtschaftsembargo, das er unver­
schämterweise noch von deutschem Boden aus verkündet hat, 
ist nicht nur eine offene Kriegserklärung gegen Nicaragua, 
sondern auch gegen uns. . 

Ich verurteile die Kriegs- und Interventionspolitik der NA­
TÖ und anderer Militärbündnisse, die diese Weltwirtschaft­
sordnung militärisch absichern sollen. 

Ich verurteile die Politik einer ständig wachsenden Rüstung 
mit konventionellen, atomaren, chemischen und biologischen 
Massenvernichtungswaffen. Die zunehmende Verbreitung der 
Atomindustrie über die ganze Welt bildet eine große Gefahr 
für die Menschen un~ begünstigt die atomare Aufrüstung. 

Ich klage an: 
die Verantwortlichen der Polizeieinsätze vom 4. Mai, unter ih­
nen Innneruninister Herbert Schnoor, mit ihrem notstand­
sähnlichen Polizeikonzept haben schon im Vorfeld ein Klima 
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der Angst und Gewalt geschürt, und damit die Auseinanderset­
zungen während der Kundgebung auf dem Münsterplatz durch 
eindeutig provokatives Verhalten angefangen. 

Schon während der friedlichen Demonstration gab es will­
kürliche Festnahmen und Schlagstockeinsätze gegen Demon­
strationsteilnehmer, die allesamt von Beamten eines Sonde> 
reinsatzkommandos (SEK) durchgeführt worden sind 
(Nordstr./Ecke Graurheindorfstr.). 

Diese SEK-Einheit war auch für die Auseinandersetzungen 
am Münsterplatz verantwortlich. Aus nichtigem Anlaß (es ging 
um ein Denkmal, das mit einer schwarz-r-oten Fahne gesch­
mückt war) prügelten sie in brutaler und. menschenverachten­
der Weise auf die Demonstranten ein, um, man glaubt es 
kaum, ein Denkmal von der Fahne zu befreien. 

Ich bin bei einem dieser willkürlichen Ausfälle festgenom­
men worden, und wurde in brutalster Art und Weise behan­
delt, indem man mir den Schlagstock an den Hals drtlckte,­
sChläge in den Unterleib führte und die Handschellen so fest 
anzog, daß das Handgelenk blutete. . 

Ich verurteile die Brutalität des SEK-Kommandos, deren go­
samte Ausbildung nur darauf hinausläuft, Demonstranten zu 
verhaften und zusammenzuschlagen. 

Ich habe begriffen: 
wir alle müssen Widerstand leisten und ihn zu einer weltweiten, 
gegen Imperialismus, Kolonialismus und Unterdrückung ge­
richteten Solidarität ausbauen - von Bonn bis Palau, von Nica­
ragua Ober den Paziftk bis nach Großbritannien, von Frank­
reich bis zur kanakischen Republik, von Südafrika bis zu uns. 

Die Zeit der Mächtigen ist bald zu Ende. 

129a -Treffen in Hannover 

Am 21.·22.9. fand in Hannover ein bundes­
weites 129a-Treffen statt. Es sollte kein rel· 
nes Betroffenentreffen werden, denn auch 
Solldarltätsarbelt, Stadtzeitungen und Er· 
mlttlungen nach anderen Paragraphen 
(Landfriedensbruch, Aufforderung zu 
Straftaten, Sprengstoff-Besitz bzw. An· 
schläge etc., Nötigung, VerstoB gegen das 
Pressegesetz und vieles mehr) gehören ln 
die Diskussion. 
Vor allem Informationsaustausch und Ein· 
schätzung, wie wann wer Repressionen 
ausgesetzt wird und wie es ln der •Szene• 
aussieht, waren dann auch die Themen, 
mit denen sich ca. 60 Teilnehmer aus der 
ganzen BAD befaßten. ln mehreren Städ· 
ten stehen die Ermittlungen im Zusam­
menhang mit den RAF-Hungerstreiks, mit 
Sprengstoff. und Brandanschlägen oder 
es wird versucht, ein paar Leuten alles an· 
zuhängen, was in einem Gebiet passiert 
ist. Oie Ermittlungen verlaufen oft im San· 
de. Ein wichtiges Thema · nicht auf 129a 
beschrAnkt • war das Verhalten von Zeu· 
gen und die Möglichkelten und Praxis von 
Solidaritäts· und Öffentlichkeitsarbeit. 

Hier gibt es zum Teil auch in den einzelnen 
Städten große Unterschiede: während es 
die einen bel persönlicher und/oder politl· 
scher Betroffenheit gegenOber der Repres­
sion bewenden lassen oder sich aus Angst 
völlig den Spielregeln des.Staatsschutzes 
unterwerfen, versuchen andere, auch die 
zu •Tatbeständen• erklärten Aktionen und 
Widerstandsformen ln ihrer Bedeutung fOr 
das eigene Handeln und politische Ein­
schätzungen der eigenen Szene zu dlsku· 
tleren. 
Dadurch entsteht zum Tell aktive Solidari· 
tät, die es möglich macht, fruchtbarer und 
kraftvoller zu sein und auch Im Knast pol!· 
tlslerendzu wirken, Gefangene ein Stock 
weit aus Ihrer Isolation herauszuheben. 
Solche und ähnliche Erfahrungen können 
Perspektiven fOr den Umgang mit Repres· 
sion • Ober eine Jammereaktion hinaus • 
liefern, die aber in Hannover nicht gemein· 
sam entwickelt werden konnte. Um dahin 
zu kommen, bedarf es weiterer Olskusslo-
nen. 

(aus Göttinger Stadtzeltung) 
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Spernertrag 

Atomwaffensperrvertrag • OberprUiungskonlerenz 

Genfer Eindrücke 
"Nazi" nennen ihn die Greenpea· 
ce'ler in Genf. Gemeint ist Bot­
schafter Henning Wegener, seines 
Zeichens Leiter der BRD­
Delegation bei der 3. internationa­
len Sper"ertrags-Überprüfungs­
konferenz in Genf. Cornelia Dur­
rant von der britischen Green­
peace-Sektion: ,,Er nimmt die 
rechtesten aller hier vertretenen 
Positionen ein, rechter noch als die 
Türkei und gilt hier allgemein als 
das Sprachrohr der USA, weil er 
das vorbringt, was sich die USA 
hier nicht offen zu sagen trauen." 

Es lohnt offenbar, einen Blick zu wer­
fen auf die BRD-"Diplomatie" im 
Rahmen der vierwöchigen Atomwaf­
fensperrvertrags-Oberprüfungskonfe­
renz, auf der etwa 85 Regierungsdele­
gationen über mögliche Verbesserun­
gen der Nicht-Weiterverbreitungspoli­
tik berieten. 

Bekanntlich ist die Bqndesrepublik 
noch nie als besondere Förderio des 
Atomwaffensperrvertrages in Erschei­
nung getreten. Sie hat sich dem Nicht­
verbr.eitungsvertrag auch nicht ,JrUh­
zeitig und in der Erwartung ange­
schlossen, daß er zur weltweiten Frie­
denssicherung beitragen wird", wie es 
Staatsminister Mollemann am 29.8. in 
Genf zum Besten gab. Sondern sie ist 
ihm erst nach jahrelangen Widerstän­
den und zahlreichen .Vorbehalten bei­
getreten und in der Hoffnung, daß die­
ser Vertrag olmehin nach 25-jähriger 
Laufzeit- .1995 ""7 ausläuft. Ob es 

1995 zu einer Verlängerung dieses 
Vertrages lcommt, ist sehr fra!Ziich 

Die wesentlichen Differenzen der 
Genfer Konferenz konzentrierten sich 
auf zwei Punkte: Einmal auf die Nicht­
einhaltung der Abrüstungsverpflich­
tung nach Artikel VI, NPT durch die 
atomaren Großmächte • 
Zum anderen geht es um die Frage der 
vollständigen Kontrollen ("full scope 
safeguards"): Während die Sperrver­
tragsmitgliedsstaaten wenigstens auf 
dem Papier alle ihre nuklearen Anla­
gen der Kontrolle durch die Internatio­
nale Atomenergieagentur (IAEA) zu 
unterstellen haben, betreiben speziell 
die BRD, Schweiz und Frankreich eine 
Atomexportpolitik, die bei Lieferung 
in Nichtunterzeichnerstaaten wie Ar­
gentinien oder Pakistan auf vollständi­
ge Kontrollen verzichtet und somit alle 
die Länder begünstigt, die dem Stom­
waffensperrvertrag aus durchsichtigen 
Gründen nicht beigetreten sind. 

Vollständiger Atomwaffen­
Teststopp 

Bekanntlich wird insbesondere durch 
die USA und Großbritannien der 
Atomwaffensperrvertrag eklatant und 
fortlaufend gebrochen: Als Gegenlei­
stung zum Nuklearverzicht der übrigen 
Unterzeichnerstaaten haben sich diese 
Länder SO\Yie die Sowjetunion in Arti­
kel VI, Sperrvertrag dazu verpflichtet, 
"ernsthafte Verhandlungen über ef­
fektive Maßnahmen zur Beendigung 
des nuklearen WettrfJstens zu ergrei­
fen. " In der Präambel 
des Sperrvertrages wird zusätzlich die 
,.Entschldssenheit" aller Unterzeich­
ner betont, "darau.f hinzuwirken, daß 
alle Versuchsexplosionen von Kern­
waffen für alle Zeit eingestellt 
werden." 

Während auf der Genfer Konferenz 
insbesondere die blockfreien Staaten 
diesen Vertragsbruch zwar erstaunlich 
moderat aber eben doch eindeutig kri­
tisi~rten1 besaß von allen yertretungen 
allem d1e bundesdeutsche Delegation 
die Stirn, Abrüstungsinitiativen wie 
z.B. die "4-Kontinente-Friedensinitia­
tive" (ein Zusammenschluß von In­
dien, Mexiko, Tansania, Schweden, 
Griechenland und Argenlinien zugun­
sten eines Test-, Produktions- und 
Stationierungsstopps für Atom~affen 
und ihre Trägersysteme) anzugreifen 
und das sowjetische einseitige Atom­
waffentest-Moratorium nach Kalter­
Kriegs-Manier zurückzuweisen. Die 
UN-Presseerklärung "NPT /80" vom 
9.9.85 zitiert das völlig aus dem Rah­
men fallende Gezeter des BRD-Bot· 
schafter Wegener über die ,.beispiels­
lose AufriJstung der Sowjetunion seit 
/nkra/ttreten des Atomwaffensperr­
vertrags", wo doch gleichzeitig die 
USA (i,ihre nukleare Abwurfmasse 
(,throw-weight') um 75% reduziert 
und auf den niedrigsten Stand seit 1960 
gebracht habe. " Im übrigen hätten die 
Sowjets 600fo mehr Atomwaffentests 
durchgeführt als die USA, was der 
Hintergrund sei für ihren einseitigen 
Atomteststopp: ,.Ein unverifizierbares 
Moratorium, das jederzeit rfJckgtingig 
gemacht werden kann, ist keine LiJ­
sung /Ur das Problem der Atomwaf­
fentests." 

Für die Bundesregierung freilich 
scheint ohnehin nicht die Durchfüh­
rung von Atomwaffentests, sondern 
die Forderung nach einem vollständi­
gen Teststoppvertrag das Hauptpro­
blem zu sein. In dieser Story, die wohl 
nur einer . ganz bestimmten Spezie 
Mensch einfallen kann, wird vor einer 
,.neuen Krise in den Ost- West-Bezie­
hungen" gewarnt, die ein vollständiges 
Atomteststoppabkommen zur Folge 
haben könne. Denn - so Wegencrs 
Logik - wenn heute jedes Ziel in der 
SU zweifach anvisiert sei, um die Fehl­
zündung einer Rakete notfalls zu kom­
pensieren, (sog. "double-targeting"), 

müßten ohne Atomtests, d.h. mit einer 
noch größeren Unsicherheit hinsicht­
lich der Zündsicherheit und Genauig­
keit jedes Ziel in Zukunft mindestens 
3- oder 4-fach angepeilt werden. Ergo: 
Atomteststopp = gewaltige Aufrü­
stung ... 

Diese Haltung äußert sich nach au­
ßen auch in den penetranten Versu­
chen der Bundesregierung, immer ab­
enteuerlichere ,, Verifikationsproble­
me" bei einem vollständigen Atomtest­
stoppvertrag aus dem Hut zu zaubern: 
so soll mit heutigen Meßgeräten eine 
kleine Atomdetonation in 5 km (!) Bo­
dentiefe nicht mehr wahrnehmbar 
sein ... 

Tatsache ist je­
doch, daß d~r vollständige Atomtest­
stoppvertrag schon vor fünf Jahren als 
zwischen den USA, der UdSSR und 
Großbritannien als praktisch ausge­
handelt dargestellt wurde daß die 
USA sich seit 1981 jedoch ~eigern an 
den Verhandlungstisch zurückzukeh­
ren, und daß die Verifikationsfrage als 
technisch gelöst giit. 

Vollständige 
Atomenergiekontrolle 

Während beispiels­
weise Kanada, Großbritannien und die 
USA ihre Atomexporte davon abhän• 
gig machen, daß alle Anlagen des be­
treffenden Landes den Kontrollen der 
IAEA unterstellt werden, schafft sich 
die BRD durch den Verzicht auf derar­
tige "full scope safeguards" Wettbe­
werbsvorteile und Freunde bei diversen 
Militärs. Mit der Bevorteilung der au­
ßerhalb des Sperrvertrags stehenden 
Staaten bei Nukleareinkäufen wird der 
Sperrvertrag natürlich völlig entwertet. 
Dies ist der Hintergrund für die- spe­
ziell gegen die BRD-Praktiken gerich­
t~te - Forderung v.on Dänemark, 
Fmnland, lsland, Norwegen, Schwe• 
den, den Niederlanden, Australien und 
Kanada auf der Überprüfungskonfe­
renz, die Einführung volfständiger 
Kontrollen zur "minimum condition" 
künftiger Atomexporte zu machen. 
Während diesbezüglich zwar auch der 
Atomexporteur Schweiz ,.einige Be­
denken" anmeldete, vertrat auf der 
Genfer Konferenz die BRD die knall­
harte Position: "We eould not joln a 
eonsensus on fullseope safeguards." 
(UN-Press-Release NPT /87, 10.9.85) 
Wobei man in dieser Frage- so Wege­
ner - bemüht sei, sich ,.diskret, mit 
nicht so hohem Profil verstOndiich zu 
machen." 

Atomwaffenfreie Zone ln 
Europa 

Eine weitere "leadcrship in 
Opposition", so ein Beobachter der In­
ternationalen Quäker-Organisation bei 
den UN, hält die Bundesrepublik bei 
dem Versuch, den Vorschlag diverser 
Staaten, daninter Griechenland und 
Finnland, nach Schaffung atomwaf­
fenfreier Zonen u.a. in Europa aus 
dem Schlußdokument der Konferenz 
zu kippen. Hart bleiben heißt auch hier 
die Devise, die in diesem Fall gar das 
Bundeskanzleramt selbst erteilt haben 
soll. 



,,Atombomben 
made in Germanylcc 

-
Etwa 200 Menschen nahmen am 
6.-8. September '85 in Bonn-Beuel 
an der Fachkonferenz "Atom­
bomben - made in Germany?" 
teil. Erstmals wurden aus diesem 
Anlaß die vielfältigen Recherchen 
der Anti-AKW-, Friedens- und 
3.-Welt-Bewegung über die eigen­
Ständige Atom(waffen)politik der 
Bundesrepublik zusammengetra­
gen. 

Das Ergebnis der vorgetragenen 
Recherchen laut Presseerklärung 
der Veranstalter voril8.9.: "In der 
Bundesrepublik wurde und wird· 
der Griff zur Atombombe zielstre­
big vorbereitet." 

Unter dem Eindruck der Informatio­
nen und der Debatten wurde im Laufe 
der Konferenz innerhalb des Träger­
kreises - und hier insbesondere in 
Auseinandersetzung mit der SPD• 
nahen IFIAS (Initiative für Frieden, 
internationalen Ausgleich und Sicher­
heit), dem Juso-Bundesvorstand und 
einem Vertreter der SPD Hessen-SUd 
- ein Forderungskatalog erarbeitet 
und verabschiedet, der die bisherige 
SPD-Programmatik weit rechts liegen 
läßt: Ablehnung von ,.Eureka", Ein­
stellung jeglicher nuklearen Zusam­
menarbeit mit Frankreich, Beendigung 
aller Atomexporte und last not least 
unverzügliche Stillegung aller Atoman­
lagen. Im Trägerkreis waren neben den 
genannten SPD-Gruppen die Bundes­
tagsgrUnen, Friedensliste, DFG/VK, 
BUF, KOFAZ sowie diverse Initiativen 
aus der 3. Welt- und insbesondere der 
Anti-AKW-Bewegung vertreten, deren 
Braunschweiger Bundeskonferenz im 
November '84 den Startschuß für diese 
Veranstaltung gegeben hatte. Als Un­
terstützer zeichneten u.a. diverse Bun­
destags- oder Europaparlamentsabge­
ordnete von SPD (Rudi Arndt, 
W .M.Catenhusen, F.Duve, Katrin 
Fuchs, Reinhold Hiller, Horst Jung­
mann, Horst Peter, Barbara Simons, 
Heidi Wieczorek-Zeul) der Grünen. 
der BUND Hessen, DFU, Forum Na­
turwissenschaftler für Frieden und Ab­
rüstung, GAL, Greenpeace, KA der 
Friedensbewegung, KB. Auf der Kon­
ferenz selbst glänzten jedoch insbeson­
dere .Friedensinitiativen, aber auch 
SPD- und DKP-nahe Kreise in erster 
Linie durch Abwesenheit. Vertreten 
war hingegen (wenn auch jeweils nur 
mit kleinen "Delegationen") beinahe 
jede wichtige Anti-AKW-Standort-81. 
Ein Oberblick über das Eingreifen der 
die Friedensbewegung dominierenden 
Kräfte während der Konferenz bzw. i.h· 
rer Vorbereitung ist deshalb ange­
bracht. 

SPD-Linke 

Das Interesse von Teilen der SPD war 
in .erster Linie abhängig von der hessi­
schen grün-roten Zusammenarbeit. 
Während der Phase der grünen Auf-

kündigung der Zusammenarbeit in 
Hessen wollte dieser Teil die Konferenz 
am liebsten nach Frankfurt holen und 
von örtlichen Sozialdemokraten orga­
nisatorisch ausrichten lassen. Mit Wie­
deraufnahme der hessischen Zusam­
menarbeit auf Grundlage des bekann­
termaßen SPD-freundlichen "Doppel­
vierer" -Papiers über die Atomenergie­
politik verringerte sich spürbar das In­
teresse der SPD~Linken an der Zusam­
menarbeit auf Grundlage eines unmiß­
verständlichen Aufrufs. 
Bis zur Konferenz selbst hatten fast ak 
Je zuvor angekündigten SPi:>-Vertreter 
ihre Teilnahme stillschweigend zurück­
gezogen und das Feld allein MdB Ca-. 
tenhusen- Verfasser einiger kritischer 
Fragen zum französischen "Superphe­
nix" - und Klaus. Traube überlassen; 
unmittelbar nach Konferenz-Ende wa­
ren sie gar nicht mehr gesehen. 

Ihre inhaltliche Stoßrichtung zielte 
auf den Iegalistischen Ansatz, wonach 
die BRD solange nicht zur Atomwaf­
fenmacht werden könne, wie der 
Atomwaffensperrvertrag weiter be­
steht. Zweitens wurde zwar das 
1974175 von der SPD eingefädelte Bra~ 
siliengeschäft als .,der nukleare SUn­
denfall der Bundesrepublik" bezeich­
net, jedoch nur, um der BRD­
Atompolitik in Sachen militärischer 
Option ansonsten eine beinahe 
lOOo/oige Unschuld zu attestieren. So 
konzentrierte Klaus Traube die politi­
schen Ausagen seines Beitrages auf ei­
ne Argumentation, derzufolge erst und 
erstmals durc~J die WAA Wackersdorf 
die technische Infrastruktur für eine 
Atombewaffnung gegeben ~ein werde. 
Ausgeklammert wurde das sehr viel nä­
her liegende Plutoniumlager in Hanau, 
verneint wurde jeder Gedanke an ein 
militärisches Kalkül bei der Etablie­
rung des Atomprogramms und gerade­
zu gewarnt wurde vor einer histori­
schen Analyse der Motive bundesdeut­
scher Atompolitik. Traube merkt of­
fenbar gar nicht, wie sein Stern sinkt, 
während er im Eiertanz über's Parkett 
stolpert: 

,. Ich warne jetzt dringend davor, 
hier als die wesentlichste Frage dts 
Kongresses der Frage nachzugehen: 
War das ein eindeutiger politischer 
Wille? Dann vercfecken wir mit dieser 
Art von Kontroverse das ganz 
Simple ... Das Brisante ist doch die 
Möglichkeit einer technischen /nfra­
ftruktur. Dahinter tritt doch die Frage, 
ob das so gewollt war oder nicht, viJ/Iig 
turlJck. Selbstver.stiindlich gibt es mit 
einer gewissen Wahrscheinlichkeit ein­
mal eine politische Konstellation, in 
der die politischen Kriifte, die auch die 
Atombewaffnung in der Bundesrepu­
blik wollen, Oberhand gewinnen und 
dann p/iJtzlich die ganze Infrastruktur 
vorhanden ist. D.h. diese Gelegenheit 
macht Diebe. Das ist doch das Ent­
scheidende. Es ist doch nicht die Auf­
gabe dieses Kongresses, nun unbedingt 
nachzuweisen, daß alle biJsen Buben in 
der Bundesrepublik das so gewollt ha­
ben. Denn er warde sich damit auch 
ven:ennen." Daß sich. in der Konfe .. 
renz-Abschlußerklärung eine andere 
Position durchgesetzt hat, besagt we-

Altenatlvlconlerenz Bonn 

nig. Erstaunlich ist allerdings, daß aus­
gerechnet Traube, der es bis heute vor­
gezogen hat, über seine Erfahrungen 
als ehemaliger Interatom- und Brüter­
manager wenig konkretes auszu­
P!iCken, \Fon einer historischen Analyse 
dtrekt abrät. Vergangenheitsverdrän­
gung statt Vergangenheitsbewälti­
gung·? 

DKP·Krelse 
Die frühe Zusammenarbeit von Bun" 
destagsgrünen und einzelnen SPD­
Abgeordneten war für das DKP­
Umfeld vermutlich der springende 
Punkt für verstärktes Interesse an die­
ser Konferenz. Daß aber auch von die­
ser Seite aus letztendlich geblockt wer­
den würde, war spätestens seit dem 
2~.8.85 klar. An diesem Tag brachte 
dae DKP-freundliche "Deutsche 
Volkszeitung/Oie Tat" eine klare Ab­
grenzung zum Konzept der Konferenz 
"Atombomben made in Germany". 
Der Argumentationsstrang: Wackers­
dorf kann die BRD nicht an die Bombe 
bringen, weil der Atomwaffensperrver­
trag existiert. Dieser Vertrag existiert 
wegen der weltweiten Kräfteverhältnis­
se, ~~e dem W~sten die Entspannungs­
po~tttk aufnöttgen. Ergo: ,.Ob dieser 
Tetl der Entspannungspolitik weiterhin 
in den internationalen Beziehungen 
trllgt, wird in den Zentren der Welt 
entschieden. Wackersdorf gehiJrt -
mit Verlaub gesagt - nicht dazu," 
(DVZ v. 23:8.85) Diesem Artikel vor· 
rausgegangen war eine Lobpreisung 
des Atomwaffensperrvertrags seitens 
der SED aus Anlaß der 3. Genfer 
Oberprüfungskonferenz (s. FAZ vom 
16.8.85: " DDR preist Atomwaffen­
sperrvertrag"). 

Der gemein­
same Nenner der bisher von SPD· 
Kreisen "geäußerten Position liegt in 
dem Bemühen, die eigenständige Rolle 
und die von ureigensten Interessen dik· 
tierte (nukleare) Aufrüstung der Bun-
desrepublik zu verharmlosen bzw. zu 
verleugnen. 
Wenn unter dem Strich das Zustande­
kommen und die Durchführung der 
Konferenz dennoch einen wichtigen in­
haltlichen Fortschritt markiert, dann 
aus folgendem Grund: Allein das Auf­
werfen der Frage "Atombomben made 
in Germany" auf Flugblättern, Plaka­
ten und (großformatig) in der Frie­
denszeitung des letzten Evangelischen 
Kirchentages ("Pax An"- Sondernum­
mer) wird - insbesondere im Zusam­
menhang mit der Mobilisierung gegen 
die WAA Wackersdorf - Wirkung 
zeigen. Neben der Anti-AKW-Presse, 
die das Thema regelmäßig abdeckt, 
wurde aus Anlaß der Donner Konfe­
renz eine Schwerpunktausgabe sowohl 
der "Antimilitarismus-Information" 
(Juniheft '&5) als auch der DFG/VK­
Verbandszeitschrift "fid" (friedenspo­
litischer Informationsdienst 6/85) zur 
zivilitärischen Atomkraftnutzung in 
der BRD herausgebracht. Auch von 
der Bundeskonferenz Entwicklungspo­
litischer Aktionsgruppen (BUKO) wur­
de ein Sonderrundbrief herausge­
bracht. Ein Buch 
"Atomboml•en made in Germany" 
soll in Kürze im Kölner Volksblatt­
Verlag erscheinen. Bei Vorbestellungen 
gibt es Vorzugspreise. Kontakt: Verlag 
Kölner Volksblatt, Palmstr. 17., 5000 
Köln l, Tel.: 0221/245211 
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hend ignorierte Entwicklung wird der­
zeit im westeuropäischen Raum voran­
getrieben. Schon heute ist die Sundes­
republik an der nuklearen Aufrüstung 
Frankreichs und Großbritannies direkt 
und indirekt beteiligt. 
Auch damit wird ein neuer Aufrü­
stungsschub vorbereitet, der gleichzei­
tig andere Länder und insbesondere 
die Bundesrepublik nähe.r an die Bom­
be bringt und den Aufrüstungskurs in­
nerhalb der NATO verstärkt. 

Trägerwaffen sind die "hard-ware" 
jeder Atomstreitmacht. Seit 20 Jahren 
wird die Bundeswehr mit atomaren 
Trägerwaffen ausgerüstet und in ihrer 
Bedienung geschult. Die Aufhebung 
des BRD-Produktionsverbots für wei­
treichende Raketen und strategische 
Bomber am 2J.6.1984 durch die We­
steuropäische Union (WEU) war ein 
Auftakt für die Westeuropäisierung 
der Militärpolitik. Die westeuropäische 
und weltweite Aufrüstungspolitik hin­
terläßt schon heute durch die Zerstö­
rung von Lebensbedingungen durch 
Atombombentests ihre grausamen 
Spuren. 

dem Atomwaffensperrvertrag nicht 
beigetreten sind, und stabilisierte oft­
mals die dort herrschenden . Regimes 
(z.B. in Brasilien, Argentinien, Süd­
afrika, Pakistan und hidien). Die BRD 
hat mehr als jeder andere Sperrver­
tragsunterzeichner direkt nutzbare 
Atomwaffentechnologien (Wiederauf­
arbeitsungs- und Urananreicherung­
sanlagen) exportiert und als einziger 
Nuklearexporteur im Rahmen des 
Sperrvertrages bis heute auf vollständi­
ge Ko~trolle bei den Empfängerstaaten 
bundesdeutscher Atomexporte ver­
zichtet. 

Eine besonders skandalöse Tatsache 
ist in diesem Zusammenhang die fort­
währende nukleare Kooperation der 
Bundesrepublik mit dem Apartheid­
System in Südafrika und Namibia: 

Wir fordern deshalb von der Bundesre­
gierung: 
- Unverzügliche Beendigung der 

Uranimporte und einstelluns jegli­
cher weiterer Kooperation mit Sil­
dafrika und Namibia, Beendigung 

40 Jahre nach Beendigung des vom 
deutschen Fasebismus entfesselten 
Zweiten Weltkrieges werden in der 
Bundesrepublik zielstrebig alle Voraus­
setzungen sowohl für eine umfassende 
Teilhabe an der Verfügung über Atom­
waffen als auch für eine nationale nu­
kleare Bewaffnung geschaffen. Dar­
über hinaus wird seitens der BRD die 
atomare Aufrüstung innerhalb West­
europas und der NATO beschleunigt 
und durch den Export von Atomwaf­
fentechnologien die Anzahl der Atom~ 
waffenstaaten weltweit erhöht. Anstalt 
also ihrer besonderen historischen Ver­
antwortung für eine kriegsverhindern­
de Politik gerecht zu werden, wird 
durch die BRD der Atomwaffensperr­
vertrag bis heute fortlaufend vielfältig 
verletzt und damit in seinem Bestand 
gefährdet. Das Beispiel der Bundesre­
publik ·Deutschland zeigt, daß ein 
hochindustriealisertes Land auch in­
nerhalb des Atomwaffensperrvertrages 
die technologische Schwelle zur Atom­
mac.ht faktisch überschreiten kann. 
Denrr jede hochentwickelte Atomtech­
nik ist gleichzeitig ein militärisches Po­
tential und somit friedensbedrohend. 
Zivile und militärische Atomtechnik 
lassen sich nicht voneinander trennen. 
Entsprechender politischer Wille vor­
ausgesetzt, ist jede Atomtechnologie 
militärisch nutzbar. 

Der Atomwaffensperrvertrag verbie­
tet seinen Unterzeichnern ausschließ-

Wir fordern deshalb von der Bundesre­
gierung: 
- Keinerlei Mitwirkung der BRD am de5 

~\lif'l"~.~~·'- ~<~~<~t) 
... tag us-welt<aum•n"un ... , .... mm 

- "SDI" 

lieh die letzten Schritte zur Fertigung 
und Erprobung einer einsatzreifen 
Atombombe. Jedwede Forschung und 
Entwicltlung im Bereich der Atom­
und Atomwaffentechnologie sind hin­
gegen nicht nur frei, sondern werden 
im Rahmen dieses Vertrages (Art. IV) 
sogar ausdrücklich gefördert. Der 
Atomwaffensperrvertrag, der in 10 
Jahren formell ausläuft, ist für seine 
Unterzeichner deshalb lediglich eine 
politische Harde bei der Verwirkli­
chung der militärischen Option, kei­
nesfalls aber eine materielle. 

Weil wir uns auf diesen Vertrag allei­
ne nicht verlassen können, wenden wir 
uns mit dieser Erklärung_ an die natio­
nale und internationale Offentlichkeit, 
um politischen Druck zur Abwendung 
drohender Gefahren zu erzeugen. 

1. Beteiligung der BRD an 
nuklearen 
Aufrüstungsprogrammen 

Eine andere .höchst gefährliche, aber 
von der Öffentlichkeit noch weitge-

- Abh:hnung der aktuellen 
,,Eureka''-Pläne und 
-Finanzierung, weil hierdurch eben­
falls militärische Ziele (im Rahmen 
westeuropäischer Atomrüstung, 
Verknüpfuns mit SOl-Forschung, 
Raketenabwehr etc.) verfolgt wer­
den. 

- Einstellung jeglicher nuklearer Zu­
sammenarbeit mit Frankreich. Aus­
stieg der Bundesrepublik aus dem 
Projekt Superphenix, das die Dun~ 
desrepublik zum direkten Kompli­
zen Frankreichs im Mururoa-Atoll 
macht. 

- Konsequente Denuklearisierung der 
Bundeswehr und Abschaffung der 
nuklearen Trägersysteme als erster 
Schritt dahin. Gesetzliches Verbot 
der Herstellung von Trägersys.te­
men strategischer Reichweite. 

2. Weiterverbreitung von 
Atomwaffen durch 
Atomexporte aus der 
Bundesrepublik 

Der größte Teil der seit 1975 in der 
Bundesrepublik getätigten Atomex­
porte aus der BRD ging in Länder, die 

aller Atomexporte und Aufkündi­
gung bereits abgeschlossener Ato­
mexportverträge, da es eine aus­
schließlich friedliche nukleare 
Technik nicht gibt. 

3. Gefahren einer 
bundesdeutschen 
Atombewaffnung durch 
"zivile" Atomanlagen 
In der Bundesrepublik wjrd derzeit be­
sonders massiv auf Atomtechnologien 
gesetzt, die ökonomisch und energie­
J?Olitisch unsinnig sind, jedoch den po­
tentiellen Zugriff auf eigene Atomwaf­
fen erleichtern. 
Wir fordern deshalb von der Bundesre~ 
glerung bzw. den zuständigen Lande~ 
regierungen: 
- sofortige Einstellung jeglicher Plu­

toniumabtrennuns und die Einstel­
lung allen Umgangs mit hochange­
reichertem Uran. Das in Frankreich 
abgetrennte Plutonium aus bundes­
deutschen Reaktoren ist der Inter­
nationalen Atomenergieagentur zur 
Lagerung und Bewachung zu über­
geben. Da in jedem Atomkraftwerk 
Plutonium entsteht, bedeutet Wi­
derstand gegen Plutoniumwirt­
sohaft gleichzeitig Widerstand ge­
gen Atomkraftwerke. 

Der Trägerkreis der 
Al.ternativkonferenz 
"Atombomben made in Germany" 
vom 6.-8. September 1985 in Bonn 
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Dietrich Schulze -Marmeling: 

Militärpolitische und strategische Aspekte 
des· westdeutschen Nuklaervorbehalts 

-ZusommeMcu1un9 de$ /'<.ol?ferenrloeilra~­

Dietrich ·Schulze-Marmeling ( S-M ) stel­
lte zu ·Beginn seines Beitrages als Voraus­
setzung des "nuklearen Dilemmtl8" der 
BRD klar, daß weder "W{lShington, Lon­
don noch Paris bereit sein werden, ihre 
nationale Existenz zwecks Wahrung von 
BRD-Interessen zur Disposition zu stel­
len. .. Dies macht die sogenannte Glaub­
würdigkeitskrise der US-Nukleargarantie 
aus", für eine nukleare Drohung gegen­
über der SU wäre die BRD immer auf 
die · Zustimmung der übrigen NATO­
Staaten angewiesen. 
Schulze-Manneling untersuchte dann aus 
militärpolitischer Sicht zwei Modelle, 
von bundesrepublikanischen Politikern 
gehandelt, die integrierte europäische 
nuklearstreitmacht und ein BRD-eigenes 
ArsenalnuklearstrategischerWaffen, "die 
sich ergänzen bzw. aufeinander aufbau­
en." Erste Variante der"Addition nukle­
arer Potentiale" wird kompliziert "wenn 
es um die Kollektivierung des Einsatzbe­
fehles über diesen Nuklearpool geht. " 
SoU dieser tatsächlich "zur Stärkung der 
Abschreckung in Buropa beitragen, muß 
er ein gemeinsames Kommando haben, " 
denn je zentralistischer die Kommander 
struktur organisiert ist, desto glaubwür­
diger die Abschreckungsdrohung. 
"Die Etablierung eines 'nuklearen Ver­
teidigungsrates, in dem Abordnungen 

der verschiedenen europäischen NATO­
Staaten über 'den Einsatz entscheiden 
Tiiuft jedoch dieser Erkenntnis zuwie­
der". Da die BRD bislang hauptsäch­
lich einen zu zögerlichen anstatt zu 
schnellen Atomwaffeneinsatz befürchtet, 
gilt aus ihrer Sicht: "Je mehr Leute mit­
entscheiden, desto unwahrscheinlicher 
der Einsatz ... Voraussetzungfüreine (aus 
BRD-Sicht) militärisch sinnvolle euro­
päische Nuklearstreitmacht ist daher die 
zeitlich · vorgeschaltete politische 'Eini­
gung Westeuropt18 und die Installierung 
einer 'westeuropäischen supranationalen 
~entralgewalt ... " unter Einschluß der 
Anerkennung der "deutschen Wiederver­
einigung. " Da jedoch eine europäische 
Einigung dieser Qualität nicht in Aus· 
sicht steht", kommt S-M zu der Schluß­
fo~erung, daß "das Projekt· e.iner euro­
päischen Nuklearstreitmacht heute eher 
eine symbolische und politische Funk­
tion zu erfüllen hat: Es gilt ... das Tabu 
zu brechen, daß der BRD aufgrund his­
torischer Erfahrungen wie ihrer geo­
strategisch brisanten Lage kein Finger 
am Abzug gebührt'~ 
"Die europäische Nuklearstreitmacht 
wäre so ... lediglich Zwischenschritt ... 
(zur) nationalen Verrugungsgewalt über 
eigene Atomwaffen." 
Das Ziel einer solchen nationalen Atom-

streUmacht ist für s-M dabei nicht der 
Aufbau einer völlig unabhängigen, aus 
der militärischen Integration der NATO 
ausgeklinkten Streitmacht, denn diese 
"würde Ober keine zusätzlichen Abschr­
eckungskapazitäten und :optionen ... ver· 
vügen. .. Es geht den Bejürwortem einer 
nationalen nuklearen Option um den 
Aufbau einer kleineren Nuklears.treit­
macht (klein im Verhältnis zu den Arse­
nalen der SU und USA)- eventuell ein· 
fach aus der U,nterordnung der in der 
BRD dislozierten .Cruise Missilu und 
Pershing U unter westdeutsche Kom­
mandogewalt bestehend .: die quasi 
automatisch im Falle einer -Krise die 
anderen - z. T. erheblich größeren west­
lichen Nukleararsenale ankoppelt". 
Kalkül einer solchen Atomstreitmacht 
sieht S-M darin, daß die BRD Moskau 
schon mit Androhung des Einsatzes nu­
klearstrategischer Waffen im Wissen um 
den Ankopplungseffekt gefügig machen 

~ kann. 

Eine zentrale Aufgabe der Friedensbe­
wegung liegt f\ir S-M daher in der Auf­
klärungsarbeit Uber die nationale nukl­
are Option, denn "diese. ist aus der Sicht 
der etablierten Sicherheitspolitik der ei­
gentliche Inhalt der Europäisierungsde­
batte und den Bemühungen um eine 
deutsch-franzöniche Achse". 
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sit Eisenhowers .,atoms for peace" 
1953 ist das Märchen vom friedlichen 
Atom in cler Welt he.n.tmgegangen, ein 
Märchen, woran viele noch heute glau­
ben. Die Tatsachen aber sehen ganz 
anders aus. Bis jetzt sind rund 4011Je 
vol\ allem bisher gebrauchten Uran 
(no.ooo Tonnen) für militärische 
Zwecke eingesetzt worden, sei es für 
Atombomben, atomar bt:triebene 
U-Boote oder andere militärische 
Zwecke. Bei der Urananreicherung ist 
noch viel deutlicher, daß die militäri­
sche Nutzung w.lchtiger ist als die soge­
nannte friedliche Nutzung. 

Bis jetzt sind in der westlichen Welt 
mehr als 4SO Millionen UTA (Uran­
Trenn-Arbeit) produziert worden. Für 
Energiereaktoren ~ind 125 Millionen 
UT A angew$ndt, für milit.ärisc.he 
Zwecke dagegen 250 Millionen UT A, 
also zweimal soviel. 

Die BRD hat schon eine alte Tradi­
tion bei der · Urananreicherung. Im 
Zweiten Weltkrieg wurde hier mit pri­
mitiven Zentrifugen das erste angerei­
cherte Uran produziert. Nach dem 
Krieg hatten die Deutsoben Steenbeck 
uild Zippe die Zentrifugen in Suchuni 
(UdSSR) weitetentwickelt und später 
in den Westen gebrac;bt. Dfeser 
Zentrifugen-Typ Ist die Basis aller heu­
tigen Zentrifugen, auch der Urenco­
Zentrifugen im niederländischen Al­
melo. Deutsche Wissenschaftler waren 
auch die Ersten, die die TrenndOsen­
Methode für Urananreicherung erfun­
den haben. 

Eine militäris~he Nutzung von Uran­
arueicherung findet schon direkt vor 
der HJUSlUr statt. Urenco-Partn.er 
Großbritannien wendet die Urenco­
Zentrifugen von Almelo in einer spe· 
ziellen, vom Verteidigungsministerium 

bezahlten Anlage an: Für die Produk­
tion von hochangereichertem Uran für 
die englischen U-Boote. Das ist im 
Almelo-Vertrag im Ubrigen auch ge­
stattet. 

Ein anderer Zusammenhang ist der 
Koml>(nsationsvertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den 
USA. (1976-1981). Die Bundesrepubü,k 
kaufte- 2,7 Millionen UTAr als Kom­
peosat.ion füt die .Kosten <!er USA­
Armee in der BRQ (Nuclear Fuel, 
3l.l0.1977). Unter anderem deshalb 
hat die Bundesrepul;!lik ein Vorratsla­
ger von S, 7 Millionen UT A (Stand An­
fang •983 lt. Atomwirtschaft, Juni 
1984). 

Weltweit gibt es Vorräte angerei­
cherten Urans, die 60 bis 7S Millionen 
UT A entsprechen, genUgend fOr fast 
vier Jahre Weltverbrauch an UTA. Die 
Internationale Atomenergie-Agentur 
(lAEA) kontrolliert nur einen kleinen 
Teil dieser Vorräte. In den Kernwa,f-

um geeignet. Man kann mit diesem 
Verfahren in einem Schritt aus verun­
reinigtem Reaktorplutonium superrei­
nes Waffenplutonium herstellen. Dar­
überhinaus ist die Laser-Anreicherung 
für mehrfache Verwendung des in ei­
ner W AA abgetrennten Urans und 
Plutoniums absolut notwendig. Denn 
ohne dieses Verfahren .kann das aufQe. 
reitele Uran und Plutonium wegen der 
Anhäufung unerwünschter Isotopen 
nur ein einziges Mal rezykUert werden 
(BMFT-5eminar, 14.10.1981). Eine 
nur einmalige Uranrezykli.erung bringt 
aber nur eine Uranersparnis von maxi­
mal lS"lo, was die Mehrkosten der 
W AA bei weitem nicht wettmacht. Die 
Extrakosten der Wiedeniufarbeitung 
betragen .mindestens 100 Millionen 
DM pro Jahr pro 1000-Mega-Watt­
Reaktor (WISE, 1.2.1985). Ohne 
Laser-Anreicherung ist die W AA 
Wackersdorf also .völlig unwirtschaft· 
lich. 

Jöop Boer (Groningen): 

Uran aus Almelo fiir 
britische Kriegsführung 

Zentrifugen-kaskaden zur Anrelcherll"lg 



G ·elder aus Westdeutschland bzw. 
· Nazi-Fluchtkapital finanzie,rten 1948 

maßgeblich den siegreichen Wahl­
kampf der bur'lschen Nationalen Partei 
in Südafrika gegen das vorherrschende 
britische Kapital. Damit standen dort 
eine gleichgesinnte Herrschaftsgruppe 
und .Uran den in West-
deutschland/Bundesrepublik weiter 
he.rrschenden Kräften für die seit 1939 
versuchte Herstellung von Atombom­
ben zur Verfügung. Auch mit den 1954 
unterzeichneten Verträgen von Brüssel 
und Paris wurden Herstellung und La­
gerung und Entwicklung. von ABC­
Waffen außerh;alb bundesdeutschen 
Territoriums, also z.B . . in Südafrika, 
nicht verboten. Erst der Atomwaffen­
spetrvertrag, dessen ln~rafttreten von 
den Bundesregie.rungen bis 1975 verzö­
gert wurde, untersa:gte das. 

Nazi-A-Bomben-Aktivlsten wie Dr. 
H. Verleger und Prof. R. Haul sowie 
die Atomwissenschaftler Prof. W .E. 
Frahn aus Aachen, Dr. H.G. Denk­
haus aus Karlsruhe, B. Eisinger, W. 
Lutsch stehen für Hunderte von Perso­
nen aus der BRD, die in Südafrika 
(S.A.) z.T. seit 1949 die SchriHe zur 
A-Bombe ebneten. Zuarbeit leisteten 
in der BRD z.B. Prof. Wilke, 
Clausthal-Zellerfeld, Prof. Erikson, 
Bonn, Prof. Appel, Karlsruhe, Wis­
senschaftler der KFA JUHch, des KFZ 
Karlsruhe, des Hahrt-Meintner-lnsti­
tuts, Berlin, der Universitäten Mar­
burg, Frankfurt usw.. Anfänglich 
waren die bundesdeutsch-sUdafrikani­
schen Aktivitäten auf die Erzeugunn 
von Plutonium mit Hilfe des offiziell 
von Allis Chalmer, USA gebauten und 
international kontrollierten Reaktors 
Safari I und des offiziell von SUdafrika 
alleine gebauten Reaktors Safari II , 
der keiner Kontrolle unterliegt, gerich­
tet. ln Wirklichkeit sind Safari I von 
der heutigen Siemens-Tochter Allis 
Chalmer, GHH und Hochtief sowie 
Safari 11 von Siemens, OHH und 
Hochtief gebaut worden. Von folgen­
den Firmen sind in diesem Zusammen­
hang stehende Lieferungen für atoma­
re Aktivitäten in S.A. bekannt: Oegus­
sil, Ffm, Höchst, Ffm, Delbag, Berlin, 
Freudenberg, Weinheim, Gedore, 
Remscheid, Lederte, Freiburg, Brandt 
& Kritzler, Wenden, Mannesmann, 
Madrid, Demag, Duisburg, August­
Thyssen-HUtte, Ddf, Klöckner, Duis­
burg, Emil Adolff, Reutlingen, 
}\eräus-Vötsch, H'anau, Vacuumsch­
melze, Hanau. 

Ab <;a. 1968 war neuer Schwerpunkt 
die Gewinnung von hochangereicher­
tem Uran mit Hilfe des für die Bundes­
regierung (über ihre 90prozentige Teil­
habe an der GfK Karlsruhe) patentier­
ten Trenndüsenverfahrens. (S. z.B. 
"Erwiderung, Antwort auf ein De­
menti der Bundesregierung zur militä­
risch-nuklearen Zusammenarbeit Bun­
desrepublik Deutschland-Südafrika" , 
AAB, Bonn 1979). Die Anlage wurde 
von Steag, Essen, GfK Karstruhe und 
Linde, HöUriegelskreutz entworfen. 
Die entscheidenden Trennelemente 
wurden von Siemens geliefert, Spezial­
kompressoren von GHH, lsotopen­
meß- und Überwachungssysteme von 
Varian MAT, Bremen, Spt"zialventile 
von Leybold Heräus, Köln, Gastren­
nungsgeräte von Linde, die Nickel­
Galvanisierung besorgte Langbein­
Pfannhäuser-Werk, Neuß, der TÜV 
Rheinland versuchte die Funktionsfä-

higkeit der Lieferungen zu garantieren. 
SUdafrikanische Nukleartechniker ka­
men dafür ins KFZ Karlsruhe und zu 
Steag. Sieag-Techniker arbeiteten, 
nachdem das Bundesamt für Verfas­
sungsschutz sie auf ihre Loyalität ge­
genüber der sUdafrikanischen Regie­
rung überprüft hatte, in der hochgehei­
men Anlage Valindaba in SUdafrika. 
Und zumindest die Liefer1,1ngen der 
Firma MAN/GHH wurden mit 
NA TO-Kodifizierungsnummern durch 
das Materialamt der.Bundeswehr in St. 
Augustin versehen. Nach Absprache 
mit Bundesverteidigungsminister Le­
ber kontrollierte der Beauftragte der 
Bundesregierung bei der NATO, Gene­
ral Rall, im Herbst 1974 heimlich und 
unter falschem Namen reisend, die An­
lage. 

Die Urananreicherungsa.nlage kann 
nur für militärische Z~ecke vorgese­
hen sein, da die kontrollierten Reakto­
ren 5afari 1 und.Koeberg nur Brennele­
mente aus kontrollierten Anlagen be· 
nutzen dürfen und Safari 11 nur mini­
mal angereichertes Uran benötigt. 

Am 22. September 1979 explodierte 
über den sUdafrikanischen Prince­
Edward-lnseln ein nuklearer Spreng­
satz. Technische Daten uhd das Fehlen 

Anlagen zur Produktion von Atom­
bombenspaltstoff, Trägersystem und 
Schutzvorrichtungen kommen also aus 
der Bundesrepublik Deutschland. An­
zeigen von Mitgliedern der Anti­
Apartheid-Bewegung .zwangen die 
Staatsanwaltschaften in .z.B. München 
und Köln sowie Ermittlungen der 
UNO die Staatsanwaltschaft in DUssel­
dorf zu offiziellen Ermittlungen gegen 
Siemens, Leybold Heräus, Rheinme­
tall. Trotz eindeutiger Beweislage hat 
es aber z.B. die Staatsanwaltschaft in 
München seit fast neuen Jahren und 
die Staatsanwaltsch.aft in DUsseldorf 
seit fast acht Jahren gescharrt, eine Be­
strafung der Verbrecher bei Rheinme­
tall und Siemens zu verhindern, ob­
wohl die Lieferungen völkerrechtswi­
drig und damit verfassungswidrig sind. 
Das rrerwundert nicht so sehr, wenn 
man weiß, daß auch der ehemalige 
Bundesanwalt Bul>ack freundschaftli­
chen Umgang mit dem Vermittler <Ser 
Atombombenaktivitäten, Rassisten­
Botschafter D.B. Sole pflegte. 

Finanziert wurden und werden die 
Bombenaktivitäten durch Kredite der 
Deutschen Bank (Abs, Christians), 
Dresdner Bank (Ponto, Häusgen), 
Commerzbank (Lichtenberg). Die 
staatliche Kreditanstalt für Wiederauf-

Wolf Geissler 

Die bundesdeutsche Bombe 
- made in Südafrika 

von Hinweisen auf Flugzeuge oder Ra­
keten sprechen dafür, daß er mit einer 
155-mm-Artilleriegranate transportiert 
wurde. Die Anlage zum Füllen derarti­
ger Granaten wurde. von der Firma 
Rhefnmetall unter Beteiligung von Ot­
to Junker, Larnersdorf, SUddeutsche 
Eisen- un'd Baubeschläge, München, 
und Wasag, Sythen errichtet. 

Die Firma Kärcher, Winnenden hat 
ABC-Dekontaminationsantagen an die 
s!ldafrikanischen Militärs geliefert. Da 
die Nachbarstaaten über keine ABC­
Waffen verfUgen, können sie nur zum 
Schutz vor durch die sUdafrikanischen 
Militärs verursachten und wohl auch 
geplanten ABC-Auswirkungen ge­
dacht sein. 

bau finanzierte unkontrollierte Uran­
gewinnung für die BRD in SUdafrikas 
Palabora-Bergwerk sowie die Elektrizi­
tätsversorgung der geplanten Uranan­
reicherungsanlage mit Hilfe des Stroms 
aus Cabora Bassa, Mosambik. Haup­
takteure wie Siemens erhalten so große 
Forschuftgsgelder, daß sie seit Jahren 
weniger Steuern zahlten als sie an Su'b­
ventionen erhielten! 

Alle bisherigen Buntiesregierungen 
haben die militärisch orientierten ato­
maren Entwicklungen und Produktio­
nen in SUdafrika gefördert. Besonders 
aktiv waren Strauß, Lücke, Stollen­
berg, Schmidt, Genscher, Dohnanyi, 
Lambsdorff sowie Staatssekretär 
Haunschild. 

Urananrei~henmgsa1tlage Peli11daba (Genera/ansicht) 
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Mit Hilfe des 1963 abgeschlossenen 

Kulturabkommens wird der Austausch 
von Wissenschaftlern orriziell geför­
dert. Nur die Bundesrepubl.ik Deutsch­
land unterhält ein derartiges Abkoni­
men mit der Apartheid-Regierung. Auf 
Grund des Doppelbesteuerungsvermei­
dungsabkommens werden die Steuer­
zahlungen bundesdeutscher Firmen in 
Sudafrika an die sUdafrikanische Re­
gierung auf die Steuerschuld gegenüber 
der Bundesregierung angerechnet. Die­
ses Abkommen wurde 1975 in Kraft 

gesetzt und zwar rUckwirkend für zehn 
Jahre. Damit schenkte die Bundesre­
gierung den in Südafrika tätigen bun­
desdeutschen Unternehmen Milliarden 
an DM. Auch die RUckdatierung des 
Wirkungsbeginns über zehn Jahre ist 
einmalig. 

Mit Lügen. und Verleumdungen ha­
ben die bisherigen Bundesregierungen 
auf die Tatsachen ihrer nuklearen Zu: 
sammenarbeit mit Pretoria reagiert. 
Der African National Congress hat mil 
den Veröffentlichungen .,NucJear 

SPD - HIIIHr Ata•etrtebe wlclltlter 
111 Ellflhr- IId Verlrlllltullßtip flr ll•lbii-Urll 

Als am 26. September 1985 Im Bundestag Ober ein Einfuhr- und Verarbeitungsstopp 
von Nambla-Uran abgestimmt wurde, zeigte steh erneut, daß die Anti-Apartheid Poli­
tik der SPD nur soweit geht, wie BR[).(Atom)-lnteresaen nicht ernsthaft berOhrt wer­
den. Bel 2 Enthaltungen von $PD-Abgeordneten stimmte ansonsten die gesamte 
SPD-Bundeatagfraktlon plus Regierungapartelen gegen folgenden Antrag: 
Oie lunclnrwglerung wird aufgefordert: 
1. die weitere Auüeutung von U,.n.durch Firmen mH Bundesbetetilgung ln dem von 
SOdahtb beMtnn Namibia einzustellen. 
2. Jegliche Einfuhr und Jegliche Nutzung von Kernbrennstoffen namlblllnlachen Ur· 
aprungaln die lu~lk Deutschilind nach f3, Aba.2, Atomgesetz zu verbieten. 
Begrondung: 
Oie Erkundung, der Abbau, die Verarbeitung und der Verbrauch von Uran aus Namibia 
atnd laut Beschluß der UN-Generalveraammlung vom 13. Dezember 197.4 solange ver­
boten, wie die Regierung der Republik SOdafrlka das Territorium von Namibia Illegal 

. besetzt hl.lt. (vgbDekret Nr. 1 zum Schutz der nalOrllchen Ressourcen Namibias•) 
Entgegen der Entschließung der Vereinten Natlone(l werden derzeit ca. 30 o/o des ln 
bundesdeutschen Atomreaktoren verwendeten Urans aus Namibia elngefOhrt. Entge­
gen der Entschließung der Vereinten Nationen werden Kernbrennstoffe namlblanl­
schen Ursprungs von Tochtergttsellschaften der Hanauer Atomfirma NUKEM (Trans­
nuklear und Reaktorbrennelemente-Unlon, RBU) transportiert uod verarbeitet. 
Entgegen der Entschließung der Vereinten Nationen sind auch bundesdeutsche und 
von der Bundesregierung kontrollierte Unternehmen, wie die •Urangeaellschaft•, an 
der Ausbeutung der ROaslng·Mine ln Namibia direkt beteiligt. 
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VOtkerrechtswldrlg und entgegen dem Willen der WeltOffentllchkelt und der namlbl­
schen Befreiungsbewegung SWAPO trlgt die Bundearepublik somit zur Aufrechter· 
haltung des blutigen Apartheld·Reglmea ln Pretorla bei. Es Ist heute notwendiger 
d.enn Je, daß die Bund.esreglerung die Ihr nach§ 3, AbJ. 2 gegelfene MOgllchkelt nutzt 
und Jegliche weitere Einfuhr von Kernbrennstoffen namlblanlschen Ursprungs verble. 
tet. 

Conspiracy" 1975 und "Nuclear Con­
spiracy Continued" 1977 diese Zusam­
menarbeit aufgedeckt. Er wird sie si­
cherlich auch beendigen. 

Die Dokumente der Konferenz· 
beltrlge elnd der Zeitung Arbel· 
terk•mpf Nr. 282 entnommen 

namibia 
Hearing der Grünen in Sonn 
Entgegen UN-Resolotionen wird in Na· 
mibia bis heute mit illegaler südafrikani· 
scher Zustimmung Uran abgebaut. Mit 
dabei über die Rio-Tinto-Zink und die 
Urangesellschaft/Frankfurt, die BRD. 
In den Niederlanden wurde jetzt der er­
ste Musterprozeß gegen den Unrandieb­
stahl eigeleitet, er richtet sich gegen die 
deutsch-niederländisch-britische Uran­
anreicherungsgesellschaft Urenco, die 
namibisches Uran u. a. f'ur die VEBA an­
reichert. 
Bei ihrem Namibia-Hearingam 16./17. 9. 
in Bonn wiesen die Grünen darauf hin, 
daß über 30 Mio. aus Mitteln des Bundes­
ministeriums für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit für Projekte in Namibia zur 
Verfügeung gestellt werden, in erster 
Linie über Stütungen wie die CDU-nahe 
Konrad-Adenauer.Stütung oder die FDP 
Friednch-Naumann..Stiftung. Ziel die­
ser 'Hilfe' ist die politische und finazi­
elle Stärkung der von Südafrika einge­
setzten Obergangsregierung. SWAPO­
Präsident Sam Nujoma kritisierte in 
Bonn, daß die Bundesregierung ihre Un­
terstützung für die Anwendung der 
UNO-Sicherheitsresolution 435 (Waf­
fenstillstand, freie Wahlen) erklärt hat, 
doch "unter den EG-Staaten sind es 
Großbritannien und die Bundesrepublik, 
die nichts dafür unternehmen, den Ent­
kolonlalisierungspüzn der UNO durchzu­
setzen." Als Heuchler bezeichnete Nujo­
ma jene 140 Bundestagsmitglieder, die 
die Bundesregierung aufforderten, Na­
mibia vor Erreichung der Unabhängig­
keit wirtschaftliche Hilfe zu gewähren. 
"Die SWAPO weist alle Hilfe zurück, die 
der Vielparteien-Konferenz (Vbergangs­
regi(!Ung) gewährt wird, denn diese hUft 
der südafrikanischen Kriegsmuchinerie, 
du namibtsche Volk zu unterdrücken. 
( ... )Die SWAPO fordert den Abzug aller 
ausländischen Gesellschaften, die nami· 
bische Bodenschätze ausbeuten. " Nu­
joma fordert die Bundesregierung auf, 
keine Schußwaffen und als Militärla­
ster zu nutzende Unimogs an Südafrika 
zu liefern.(taz, 18. 9. 85) 
Das folgende, leicht gekürzte, Dokument 
wurde von Wolff Geissler (Informations­
stelle Südliches Afrika) auf dem Hearing 
der Grünen vorgelegt: 



Die Bodenschätze in der ehemals deutschen Kolonie dürften 
Industriellen und Regierungsbeamten des Deutschen Reiches 
bekannt gewesen sein. Von 1945 bis 194'7 war Mark Turner 
Hoher Komissar (Control Officer) der britischen Regierung in 
der britisch besetzten Zone Deutschlands. Als er 1966 Vor· 
standsvorsitzender von Rio Tinto Zinc wurde, begannen die Er­
kundungsarbeiten an der Rössing-Uranfundstelle. Vorher hat­
te RTZ bereits mit Geldem der Bundesregierung (KfW-Kredite, 
die es eigentlich fUr Projekte im 'lndustrielan:d' Südafrika nicht 
·geben durfte) die Mineral-Vorkommen von Pala~ra in Sildafri­
ka erschlossc;n zusammen mit Klöckner und Bayer. Dort wut­
den Urtngewinnungstechriiken, die spiter den Abbau in Rös­
sing erst ermöglichten und völlig neu waren, entwickelt. Und 
R:TZ beteiligte sich .gemeinsam' mit der späteren Partnerfirma 
in Rössi.ng, Metall-Gesellschaft, sowie RWE und Henkel an 
derNukem. 
Von Anfang an waren RTZ und bundesdeutsche Konzerne, die 
dan.n die UraJ)gesellschaft(UG) bildeten, _gemeinsam und mit 
gleichem Einsatz in Rössing (R) tätig. ( ... ) 
Wirtschaftlich läßt sich die Anlage des Bergwerkes (Rössing­
Mine) nicht begrllnden. Der Urangehalt des R-Gesteins wird 
mit durchschnittlich ca. 0, 04% angegeben. Zum Vergleich: 
die Vorkommen in Menzenschwand im Schwarzwald haben ei­
nen durchsChnittlichen Gehalt von ca. 1 %, also sind mehr als 
20 mal stärker uranhaltig. Die Vorkommen in R sind, 'da ihr 
Gehalt nicht genau b~kannt ist und wegen der Schwierigkeit, 
an Hand von Bergwerksgröße und Abraumhalden bei dem ge­
ringgradigen Gehalt die Fördermenge zu berechnen, zur Ge­
wionuna lfO~ Menaen von Uran unbemerkt ~on intenatio­
nalet X.QntroUe bestens ,eeignet, Denn a,nders als die anderen 
relevanten Förd.erländer Australien, Kanada, Niger, Gabun hat 
die Besatzungsmacht Sildafrika als Nichtunterzeichnerstaat des 
Nichtverbreitungsvertrages· nicht die Verpflichtung, den Ex­
port von Uranoxyd der lnternationale.n Atomenergie-Behörde 
in Wien zu melden.( ... ) 
In R wurde und wird fast aUes geheimgehaltenrDie Urangesell­
schaft, die zu 66% den staatlich kontrollierten (bundesdeut­
schen) Firm.an Steag und V.eba gehört, log von 1972 bis 1980, 
sie habe keine Beteiligung an R. Seit der Anhörung in den Ver­
einten Nationen 1980, wo ihre Beteiligung mit 25,6% aufge­
zeigt wurde, nennt sie eine Beteiligung von 5%. 
Als Vorbereitung für R, nämlich zur VerfllgungsteUung des 
elektrischen Stroms, bauten bundesdeutsche F~rmen, haupt· 
sächlich Siemens, das Kraftwerk von Calueque-Kunene in der 
damaligen protugiesi.schen Kolonie Angola. (Genauso wurde 
im 'Entwicklungsland Portugal' = Mozambique mit BMZ-Gel­
dem der Cabora Bassa Staudamm gebaut litt die Versorgung 
der geplanten bundesdeutschen Urananreichenrung in Südaf­
rika.) Und als größter Waffenlieferant fUr Portugals Kolonial­
krieg versuchten die Bundesregierungen biS zuletzt, die politi· 
schen Verhältnisse für ihr Projekt zu bewahren. Diese Politik 
setzte die Bundesregierung dann in Namibia mit Spal~gsver­
suchen der SWAPO fort.( ... ) 
Kein Staat hatte solange ein Konsulat in Namibia und erkannte 
damit eine Rechtmäßigkeit der rassistischen Besetzung an, wie 
die Bundesrepublik. K~in Land hat soviel Projekte i,n Nam1bia 
uild festigt damit die rassistische Besetzung, wie die Bundesre-
pubUJc.( ... ) . 
Die UG hat laut eigenen Angaben eine Option auf 40% der R· 
Produktion.( ... ) 
Bundesdeutsche Banken stellten RTZ 1979 bis 1983 25 Mio. 
US-Dollar zur Verfllgung und die von der Deutschen Bank-ge­
führte European American Banking Corpo1ation gab 1975 an 
südafrikanische Regierungsfirmen wie JDC und ESCOM 48 Mio. 
US.Dollar. Beide Kredite sollen nach Ansicl\t von ·Beobachtern 
für R angelegt w.orden sein. Ober K.rerd.ite, kreditierte Lieferun­
gen läßt sich eine Beteiligung an R mch außen unsichtbar be­
werkstelligen. 
Obwohl die Uraneinfuhren in die BUJ).desrepublik vom Bundes­
amt fUr Gewerbliche Wirtschaft registriert werden .müssen, be­
hauptet die Bundesregierung&) Umfang und H~rkunft nicht zu 
kennen, b) gibt sie auf parlamentarische Anfragen keine genau­
en Mengen, sondern nur Prozentzahlen und kontraktierte An­
teile iiber unterschiedliche Zeiträume an. So koMte sie die Öf· 
fentlichkeit darllber'tiuschen, daß die großen Namibia-Uran­
mengen teurer sind al.$ anderes Uran, daß in der. Bundesrepublik 
bereits Uranmengen litt mehr als 8Jahre hetumliegen. 

Uranimporte aus 

Namibia in die BRD 

Weitere bundesdeutsche Aktivitäten für Rössing 

Daimler Benz erwarb 1977 die US-Firma 'Euclid. Nachdem die­
se 25 Fahrzeuge, die je .}7.0 t Erz transportieren können (Mar 
torenmit 1600, so stark wie die des Leopard ll), an R verkau{t 
hatte, verkaufte Daimler Benz 1984 die Firma wieder mit 30 • 
40 Mio. US.Dollar Verlust. 
DieUS-Siemeu-Tochter Allis Chalmer lieferte G'esteinszertrüm­
merungsanlagen. Davy Powergas, (lie Kötner 'Tochter des briti­
schen Konzerns lieferte eine Säurerllckgewinnungsanlage. Eim­
co-Eindicker und Filter s6wie Krebs-Zyklotrone stammen aus 
der B.undesrepublik. Und auch die Schaufelbagger z"'m Stilck­
preis von je 2 Mio. US.Dollar stammen aus der BRD.( ... ) 
Es läßt sich berechnen, daß in ~Jährlich 10 000 T Uranoxyd 
produziert wenten, insgesamt sihd sicher schon 90 000 t er­
zeugt worden. Davop gehöreil ca. 22 500 t Firmen bzw. Regie­
rung der BundesrepubUJc. Wahrscheinlich lagert nur ein Teil in 
derBRD. 

Der Weg des Urans in die BRD 

Das Uran aus R, das in die SRD gelangt, also der auch in.terna­
tionaler (Euratom) Einfuhrkontrollen unterliegende Teil, wird 
heimlich auf BRD.Schiffen der Deutschen Afrika Linien, 
Hamburg, transportiert. Eingeschaltet ist die Nukem-Tochter 
T.ransnuklear. Hexafluoridierung ·in Frankreich und Großbritan­
nien und Kanada. Anreicherung in GB, F, UdSSR, USA, NL. 
Möglicherweise zunehmend Anreiclierun.g' in Ureneo Anlagen 
in GB, NL'Und in Bälde auch ifi Gronau, BRD. Anreicherung 
in Sildafrika scheint nicht in geplantem Umfang möglich zu 
sein. Einsatz, teilweise erst geplant, in AKW Neckarwestheim, 
St~de, Unterweser, Wiirg.assen, Grohnde, Brokdorf, Bjblis B, 
Grafenrheinfeld, Grundremrningen. 

15.9.85 Wolff Geisler 



Thesenpapier zu Atomexporte - Bedeutung für das BAD·Atomprogramm und Auswlr· 
kungen für die "3. Welt", (AG 5), das auf der Alternativkonferenz zum Atomwaffensperr· 
vertrag vom 8.·8. September ln Bonn von der Bamberger Initiative gegen Atomanlagen 
(BIGA) vorgelegt wurde. ln dem Papier wird vor allem gefordert, von der Fragestellung 
"zlvll·mllltlrlsch?" wegzukommen, die Ihnen zu eng gestellt erscheint. Wir drucken die 
Thesen ab, ln der Hoffnung, eine rege Diskussion damit anzuregen. 

1. 
Die bundesdeutsche Atomindustrie Ist aus wlrtschaft/1· 
chen Granden auf den Absatz Ihrer Produkte angewiesen. 
Wenn der Export ln westl. orientierte kapitalistische Staa­
ten erfolgen soll (wie belspielsweise die atomaren Exporte 
nach ArgentinJen u. Republik SOdafrlka zeigen}, spielt er­
fahrungsgemiiB der damit mtJgllche Zugang zum Bau von 
atomaren Waffen nur eine untergeordnete Rolle. Im Vor­
dergrund stehen eindeutig die Profitinteressen der bun­
desdeutschen Atomlndustrle, allen voran die KWU (Sie­
mens}. 

2. 
Verbale Beteuerungen seitens der jetzigen Bundesregle­

Ihrer Vorallr.tael•lnJ. 

betonen, dienen nur propagandistischen Zwecken und 
len die (jffentllchkelt tlluschen. 
3. 
Der Export jeglichen nuklearen Materlais Ist abzulehnen. 
FDr uns Ist die Frage "Gibt es eine sensitive atomare Tech­
nologie und wie IIIBt sich diese abgrenzen oder Ist die zlvl· 
/e Nutzung von der mll/tllrlschen Oberhaupt zu trennen?" 
falsch gestellt, da sie sich allein auf den mllltllrlschen 
Aspekt bezieht. Jeder der Exporte diente bisher aus­
schileBlieh Herrschaltsinteressen und nutzte in keiner 
Welse dem Volk, sondern Im Gegenteil, sondern schadete 
Ihr in grtJBtem MaBe (was sich am Belspiel Bresll/en gut 
aufzeigen /IlSt}. Der sogenannte Weltfriede wird nicht erst 
dur,ch den Bau bzw. Besitz von Atomwaffen bedroht. 
Wir meinen, daB jedes AKW, da8 verkauft wird und dann 
vielleicht fertiggestellt wird und in Betrieb geht, ttJtet: ne­
ben den unmittelbaren tJkologischen und gesundheltll· 
chen Auswirkungen w,srden durch die. einseitige Ver­
schwendung des Volkseinkommens breiteste BevtJike­
rungsschlchten dem Elend preisgegeben. 

4. 
Aufgrund zunehmender Schwierigkelten im lnlandsge­
schllft wird der Export zum Strohhalm fOr die bundesdeut­
sche Atomlndustr/e. 
Die KWU entfaltet z.Z. hektische Aktlvltllten, Ihre Anlagen 
buchstilblich zu verscherbeln (siehe das "8111/gstangebot" 
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an die TOrkel mit heruntergesetzten "Sicherhe/ts"anforde­
rungen}. 
Die Produktlonskapazltllt Ist ohne den Export nur zu ca. 
20% ausgelastet. Und es dOrlte angeslchts der tJkologi-

Folnewvlrll.~um'Jen der der 

zunennrJen1aen se,,s/t)/1/~tfenuna der BellrtJikitrUt,a 
Problematik ("wohin mit dem AtommDII?"; Gefahren, die 
durch Atomtransporte ausgehen ... } Immer schwieriger 
werden, solche Anlagen hier durchzusetzen. Mit ein 
Grund, Projekte, die hier wegen d•s Widerstands und der 
dadurch bedingten Auflagen nicht mehr durchsetzbar 
sind, ln der "Dritten Welt" loszuwerden. (Ob das auch auf 
so brisante Anlagen wie die geplante Wlederaufarbelt· 
ungsanlag• in Weckersdorf zutrifft, Ist fraglich} 

5. 
Es Ist fDr die BRD-Wirtschaft (und den Staat} essentiell, 
daB sie sich auch Im Nuklearbereich das notwendige 
Know-How verschafft und der technologischen Entwick­
lung nicht etwa hinterher hinkt, um sich somit auch zu­
kDnftlg als Atomexportland profilieren zu ktJnnen. 

8. 
Der Atomwirtschaft muB hier verstllrkt der Kampf ange­
sagt werden. Denn wenn die Atomanlagen hier Im Lande 
auch als "SchaufensterstDcke" (Jens Scheer} fDr poten­
tielle aus/lind/sehe Kunden anzusehen sind, dann Ist bei· 
spielsweise das erfolgreiche Verhindem einer "kommer­
ziellen" groBtechnischen WAA mit ein Beitrag, daB zukOnf· 
tlg keine Exporte mehr erfolgen. 
Schlagen wir diese Schaufenster ein! 

Bamberger Initiative gegen Atomanlaoen (BIGA), 
September 1985 

Diskutiert die Thesen! Kritik Ist erwonschtl Eure BIGAs 

Alle Informationen zum Thema Atomexporte sollen gesammelt 
und verbreitet werden. Der nächste Schr.ltt soll ein Arbeitstreffen 
speziell zu diesem Thema sein, um weitere Aktivitäten zu ent· 
wickeln. Interessenten können sich wenden an: 
Bamberger Initiative gegen Atomanlagen (BIGA) 
c/o Christlan Mose 
Pestalozzlstr. 5, 8600 Bamberg 



Al tlUllt 

Vor 30 Jahren wurde die Bundeswehr gegründet. Im Oktober, November und Dezember dieses 
Jahres veranstaltet die Bundeswehr eine Vielzahl größerer und kleJnerer Veranstaltungen anläß. 
lieh dieses Jubiläums. An Anlaß auch für uns, dieses Thema in der atom aufzugreifen. Wir sehen 
uns allerdings nicht in der Lage, eine grundsätzliche und ausführliche Auseinandersetzung mit 
der Bundeswehr in dieser Zeitung zu leisten. Das kann · und wird hoffentlich · Im Rahmen von Ge­
genveranstaltungenund Aktionen der Friedens· und Anti·Krlegsbewegung geschehen. Auf den 
nächsten Selten findet Ihr einen Einleitungsartikel, sowie eine Auflistung aller bekannten Propa· 
gandaveranstaltungen der Bundeswehr in den· nächsten Monaten. Zur intensiven Auseinander· 
setzung möchten wir euch diedie Broschüre ,,30 Jahre Bundeswehr((, die zum Preis v.on 4.· DM 
über den Göttinger AK gegen Atomenergie bezogen werden kann,empfehlen. 

30 J e B deswelu: 
"Ein Heer für den Angriff' 
Nach dem 40.Jabrestaa der Kapitulation und 
des Kriegsendes, dem Weltwirtschaftsgipfel in 
Borin, der die inzwischen wieder gewonnene 
weltpolitische Bedeutuna der Donner Republik 
unterstreichen sollte UDd dem von der F~ 
densbewegung weitgehend verschlafenen 
40.Jahrestaa des Atombombenabwurfs auf 
Hiroshima UDd Nagasakl, steht im Herbst di~ 
ses Jähres eine: weitere Festlithlr.eit auf dem 
Programm: 30 Jahre Bundeswehr. "Bine der 
bestenArmeendefwestlichen Welt" (WOmer) • 

genauer: die zweitbeste oach der US-:Anny 
-"erzogen zur Hirte und kriepnab ausgebil­
det" (ders.), soll sich der Öffentlichkeit in die-
sen Tagen feierlich präsentieren. . 
Nur 10 Jahre nach Ende des zweiten\Veltlcrib­
ges, an dessen Ende .inuperhin beschlossen 
wurde, Deutschland endgültig zu entmilitari­
'sieren, wurde auf aemeinsames. Betreiben der 
westlichen Alliierten und der Herrschenden in 
Westdeutschland eine Armee aufgebaut, deren 
Doktrin von Anbe&inn so offensiv, d.b. ost· 
wlrts ausgerichtet war, wie es der zum Rang ei­
ner Staatsdoktrin erhobene Revanchismus der 
frisch gegrtlndeten BRD erforderte. 
Dabei leistete die Politik der Sowjetunion mit 
der Berlin-Kiise und vor allem mit der blutigen 
Niederschlaiunl des Volksaufstandes l9S3 tri 
der1>DR willkommene Schützenhilfe. Der AJi. 
tikommunismus als der wesentliche Grundp­
feiler der neuen Aufrtlstunppolitik und end­
gültiJeri Westorientieruna konnte sieb gegen 
Neutralitatsmodelle und entmilitarisierter ZO: 
oe durchsetzen. · 
Geradezu logisch war es daher auch ; da.6 sieb 
Aufbau und.Entwicklung der Bundeswehrvon 
Anbe&inn an in der NATO vollzogen. War 
Westdeutschland in de.r US-PtaDung als wich­
tigstes Aufmarsch&ebiet an der Grenze zum 
Ostbloclc unverzichtbar, so war andererseits 
die USA für die BRD der Bondnispartner, oh­
ne den der Traum von. der in den letzten Mona­
ten verdlcbtig oft beschworenen "Wiederver­
einigung in Freiheit" von Anfang an ein Hirn· 
gespinst geblieben ware. Die gemeinsamen In­
teressen - der gleiche Feind lind der gemeinsa­
me Wunsch nach dessen weltpolitischer 
Schwllchuna oder AusschaltuBa • waren das 
dominierende Element dieses Bündnisses, in 
dem sieb die BRD und die Bundeswehr vom 

kleinen Alliierten zum frechen, selbstbewußten 
und aggressiven JUniorpartner und Kompa­
nion &emausert haben. 
Dieses Selbstbewußtsein - zu der als TOpfel­
eben auf dem I im Grunde. nur noch der Besitz 
und die VerfQgungsaewalt ober At()~ 
geb6ren - und der dahinter stehende Wunsch 
nach endgtl!}iger Revidieruna der Kriegs­
ergebnisse (Ostpreussen wird unser!) werden 
mehr oder weniaer offen im Mittelpunkt der 
Bundtswehrfeierlicbkeiten stehen. "Wir" sind 
w.ieder wer, "wir" haben wieder was zu sagen 
in der Welt, und mit "unserer Bundeswehr" • 

und der NATO-Mitgl.ieclscbaft natorlicb • ha­
ben "wir" auch die Mittel, unseren Forderun­
gen und Ansplileben ein weni& Nachdruck zu 
verleihen. 
Ohne diese militlriscben Potenzen der Bundes­
republik Im Hintergrund ware das offensive 
Auftreten der Revanchistenverbande einfach 
undenkbar. Umso verwunderlicher iJt es im 
Grunde, daß Kritik und Auseinandersetzung 
mit der Bundeswehr in der Friedensbewegung 
eher ein Tabu war, sieht man von der Kritik 
einzelner Erscheinungsfonneo der Bundeswehr 
(etwa Gelöbnisse, Tage der offenen TOr, Lan­
draub etc.) ein'mal ab. :Auch Menschen und 
Gruppen, die der Friedensbewegul)g ansonsten 
die absolute und totale Gewaltfreiheit pred.i· 
gen, tun sieb ungeheuer schwer, konsequenter­
weisedann auch der Bundeswehr uod der NA­
TO die Existenzberechtigung abzusprechen. 
Die maritaberste Zuspitzuns in dieser Riebluna 
war bislang iweifellos die Zustimmuna des Ex­
Generals und Ex-Grünen Gert Bastian zur An· 
schaffung von Panzer"abwehr"hubschrau­
bern for die Bundeswehr. Daß ein grilner Kol­
lege einen US-General mit ein biSchen Blut ~ 
kleckert hat, brachte natOrlich das schiere Ent· 
setzen und entsprechende Distanzierunaen her­
vor. 
Wir hoffen, da.6 das Bundeswehrjubil.aum An· 
la8 gibt, diesen "inneren Frieden", den viele 
mit der Existenz der J!undeswehr abgeschlos­
sen haben, aufzukllndigen und sieb intensiver 
und k.rltischet mit " dein Feind fm eigenen Lan· 
de" zu bescbaftigen. Wesentliche Punkte einer 
solchen Auseimfudenetzung könnten sein: Die 
Bundeswehr als staatstragende Institution, als 
Schule der Nation,. durch die ein großer Teil 
der mannliehen Generation zum ersten Mal di­
rekt Bekanntschaft mit der Allmacht des Staa­
tes macht, zum offenen oder stillschweigenden 
Gehorsam erzogen wird, als Persönlichkeit im 
Sinne der staatstragende Ideologien geformt 
oder aber gebrochen wird, oder aber sieb bei 
der Kriegsdienstverweigerung bzw. beim Zivil­
dienst dem Gesinnungsstriptease gegenüber 
den Staatsorganen unterziehen muß. Nicht zu. 
Ietzt wird wlbrend der Wehrpflicht auch und 
gerade der Einsatz gegen den vermeintlieben 
innCren Feind, der Einsatz Im BO(Jerk.rleg ge­
Obt und verinnerlicht. 
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Altarlq 

Gelöbnisse 

2Q.09.: LOthjensee 
29.10.: Geesthacht 
30.10.: Geesthacht (Sportplatz) 
15.11.: Harnburg (Sportplatz SC Condor) 
29.11.: Bad Segeberg 

6.12.: Kassedorf (Ostholsteln) 

31.10.: St. Andreasberg 
7.11.: Stade (Pferdemarkt) 
8.11.: Schwaneweda (Kaserne) 
9.11.: Deimanhorst (Kaserne) 

12.11.: Ungen (Kaserne) 
13.11.: Wildeshausen (Kaserne) 
14.11.: Bremerhaven (~arlneschule) 
14.11.: Northei.m 
14.11.: Hann. MOnden 
15.11.: Holzmlnden (Kaserne) 
15.11.: Buxtehude (Kaserne) 
16.11.: Munster (TruppenObpltz.) 
22.11.: Varel (Kaserne) 

6.09.: Essen (Ruhrlandkaserne) 
8.11.: Wuppertal 
8.11.: Emmerich (Kaserne) 
9.11.:· Berg. Gladbach (Kaserne) 

12.11.: Borken (Markt) 
12.11.: Dosseidorf (Kaserne) 
12 .. 11.: ErntabrOck mit Wömerl 
12:11 .: Ahlen 
13.11.: Hamm (KasEtrne) 
14.11.: Aachen 
14.11 .: Lippstadt (Kurpark) 
19.11.: Coesfeld (Kaserne) 
10.12.: Wesel, Stadt 
13.12.; Essen (Kaserne) 

19.09.: Daun 
24.09.: Wolfhagen (Rathausplatz) 
31.10.: ZweibrOcken 

Q.11.: Germersheim 
8.11.: Kastellaun (Kaserne) 
9'.11.: Koblenz (Stadt) 
9.11.: Kassel (WIIhelmahöhe) 

11.11.: Wetzlar 
12.11 .: Hornberg (Markt) 
12.11.: Kusel (Markt) 
1'4.11.: Hermeskell 
15.11.: Arolsen (Kaserne) 
15.11.: ldar·Oberstein (Festplatz) 
15.11 .:· Speyer (Festplatz) 
15.11.: Fritzlar (Markt) 

8.11 .: Engstingen (Kaserne) 
9.11 .-: Bad Mergentheim (Schloßhof) 

12.11.: Ellwangen (Markt) 
12.11.: Immendingen 
12.11.: Weingarten (Kaserne) 
15.11.: Mengen (Sportplatz 
19.11.: Hardheim (Sportplatz) 
19.11.: BOblingen (Sportplatz) 
27,11.: WalldOren (Schloßplatz) 

20.09.! Regen 
24.10.: Dilllogen 
31 .1<).: Pfreimd (Markt) 

7.11.: Neuburg/Donau 
7.11.: Brannenburg/Nußdorf 
8.11.: Freyung (Stadtplatz) 
8.11.: NOrnberg 
9.11.: Landsl;lerg 
9 .11 :: Roth (Festplatz) 

11 .11.: Feldkrrchen 

82 

Man soll die Feste 

11 .11.: Hemau 
13.11.: Nalla 
13.11.: Leiphelm 
14.11.: WOrzburg (Kaserne) 
14.11.: Iogoistadt (Innenstadt) 
15.11.: Klrchham/Egglfing 
15.11.: Regensburg 
16.11.: WlldfleckQn 
18.11.: Passau (Domplatz) 
19.11.: Oberviechtach 
28.11.: Mellrichstadt (Sportplatz) 
??.11.: Kempten (Stadion) 

ZapfenstrelchNereldlgung 

20.09.: Flansburg (MS Murwlk) 
7.11.: Rotenburg (Kaserne) 

8.11 J15.11.: Brake (Stadtkaje) 
8.11.: Kassel (WIIhelmshOhe) 

13.11.: Cham (Markt) 
14.11.: Saarlouis 
25.09.: Neuhausen (Homburghalle) 
13.11 .: Bruchaal (Schloß) 
15.11.: Calw (Stadt) 



Antikrieg 

stören, wie sie fallen! 
. .~··~~~-

Tag der offenen Tür 

1.09.: Oldenburg 
8.09.: Pinneberg 

28.09.: Pinneberg 
12.10.: Seeth 
8.11.: Kiel 

6.09.: Walsrode 
9.11.: Delmenhorst 

11.-12.11.: Cuxhaven (am Liegeplatz) 
OpeA-Ship Veranstaltung 

12.11.: Hannover 
15.-16.11.: Oldenburg 

15.09.: Staelen 
21.09.: Burbach 

9.11.: Siegburg (Kompanietag) 
9.11.: Bergisch Gladbac~ 

1'3.·15.09.: Bad Bergzabern 
12.10.: Stetten a.(j.M. 
9.11.: Westerburg 
9 • .:11.: Kassel 
9.11.: Koblenz 

12.11.: Laupheim 
16.11.: Fritzlar 
16.11.: Mengen 

22.09.: Regen 
12.10.: FOrstenfeldbruck 
8.11.: NOrnberg 
9.11.: Landsberg 
9.1.1.: Roth 

12.11.: Dlllingen 
12.11.: Memmingerberg 

Veranstaltungen mit Appell 

14.11.: Husum 

11.11.: Faßberg 
12.·16.11.: Cuxhaven 
12.11.: Barnstorf 
12.11.: Wangerrand 
12.11.: Nienburg/Neustadt 
12.11.: Bremen (Kaserne) 
13.11.: Celle (Flugplatz) mit Hasselmann 
17.11.: Cuxhaven (Truppenübungsplatz) 
??.11.: Leer 

21.09.: Burbach 
26.10.: Hann. MOnden (Übgspl.) 
12.11.: Andernach (Markt) 
12.11.: Herborn-Seelbach (Kaserne) 
12.11.: Montabaur 
12.11.: MOhnesee 
12.11.: HOchster 
13.11.: Gellenkirchen (Markt) 
13.11,: Kaikar (Markt) 
13.11.: Birkenfeld (Kaserne) 
14.11.: Trier (Kaserne) 

8.11.: MeBstetten (Kaserne) 
9.11.: MOnsingen (kaserne) 

11.11.: Pfullendorf (Stadion) 
12.11.: Karlsruhe (SchloBplatt) 
12.11.: .Phlllipsburg (Kaserne) 
12.11.: Mannheim 
13.11.: Dornstadt (Kaserne) 
13.11.: Nlederstetten (Kaserne) 

8.t1.: GOnzburg (Kaserne) 
8.11.: Memmingerberg (Kaserne) 
9.11.: Amberg (TruppenObpl.) 
9.11.: Rottenburg/Laaber (Kaserne) 

11.11.: Hammelburg (Markt) 
11.11.: Rottenburg (Kaserne) 
11.11.-16.11. (?): Garmisch-Patenkirchen 

mit Ansprache von FJSl 
12.11.: Altenstadt 
12.11.: Augsburg (Kaserne) 
12.11.: Heidenheim (Kaserne) 
12.11.: Altenstadt (Kaserne) 
12.11.: Feuchtwangen (Kaserne) 
12.11.: Burglengenfeld (Markt) 
12.11.: KOtzimg (Kaserne) 
13.11.: Bayreuth (Kaserne) 
14.11.: Erding 
??.11.: Lechfeld 

Konzerte, "Kultur", u.ä. 

8.11.: Hannover, Wehrbereichsball 
8.11.: Delmenhorst, Standortball 
9.11.: Buxtehude., Ball (Kaserne) 
9.11.: VisselhOvede, Ball· (Kaserne) 
9.11.: Oldenburg, Ball (Weser-Ems·Halle) 

12.11.: Wllhelmshaven, Festveranstaltung 
Stadtgebiet 

12.11.: Oldenburg, Festakt (Landtag) 
12.11.: Barnstorf, Konzert (Mipkt.-Schule) 

30.10.: Reckllnghausen, Benefiz-Kon~ert 
(Saal bau) 

12.11.: Monster, Platzkonzert 
12.11.: Borken, Platzkonzert (Markt) 
15.11.: Köln, Konzert (GOrzenich) 
15.11.: Mönchengladbach, Feierstunde 

7.11.: Koblenz, Konzert (Rhein-Mosei-H.) 
8.11.: Landau, Festakt (Hochschule) 
8.11.: Diez, Konzert (Stadthalle) 
8.11.: Wiesbaden, Konzert (Kurhaus) 
9.11.: Wolfhagen, Ball (Stadthalle) 

12.11.: Andernach, Konzert (Markt) 
12.11.: Koblenz, Intern. Mllit. Konzert 
12.11.: Gießen, Konzert (Kongr.-Halle) 
29.11.: Neustadt, Konzert (Saalbau) 

18.10.: Oberviechtach, Baii~Kaserne) 
24.10.: Ebern, Konzert 
25.10.: Amberg, Ball (Josefshaus) 
30.10.: Stuttgart, Serenade 

8.11.: Tauberbischofsheim, Serenade 
8.11.: Erding, Festakt (Landratsamt) 

12.11.: Sonthofen, Festakt (Kaserne) 
12.11.: Roding, Konzert (Kaserne) 
12.11.: Freiburg, Feier (Kaisersaal) 
15.11.: Kötzing, Ball 
19.11.: Ludwigsburg, Konzert 
22.11.: Schwäb. GmOnd, Konzert 

(Stadt garten) 

Verschiedenes 

12.11.: Kiel, Briefmarkenausstellung 
. (Eingangshalle WBV 1) 
12.11.: Marinefliegerhorst Schleswig, 

Geschwadermusterung 
27.11.: Wenntorf (Kaserne) 

Jägerabend 'fOr 300 geladene Gäste 
??.11.: Heide, Ausstellung "30 Jahre BW" 

26.·27.10.: GOttingen, Truppenschau 
(Kaserne Hann. MOnden) 

5.11.: Loneburg, "Dynamische Waf· 
fen schau", (Übungsplatz) 
7.-8.11.: Celle, Tag der Schulen 
??.11.: Bremerhaven, Ausstellung 

"50 Jahre .Marinestandort" 

18.10.: Höchster, Veranstaltung mit 
GästeschieBen 

26.10.: MOnden, "KOhner Wassersprung" 
(Pionier-Übungsplatz) 

10.11.: Koblenz, Waffenschau. (Stadtber.) 
10.11.: Kassel, Geräteschau (iierenberg) 
11.-15.11.: lserlohn, Begegnungsve­
ran staltung Soldaten/Gymnasiasten 
11.-15.11.: Homberg, Waffen- und Geräte-

schau, Tag der BW, PokalschieBen 
19.11.: Bad Mergentheim, Truppenparade, 

Konzert (Schloß) 

25.10.: MOnchen, zentrale Veranstaltung 
der Sanitätsakademie (1000 Gäste) 

8.11.: Heuberg, Feldparade (Übpl.) 
11.11.: Karlsruhe, Empfang der Stadt 

(Rathaus) · 

ln 43 Städten soll daroberhinaus die Aus­
stellung "Unser Heer", bzw. "Unsere Mari­
ne", "Unsere Luftwaffe" gezeigt werden. 

Großveranstaltungen 

11.11.: Flensburg, Ansprache des Land­
tagspräsidenten u. d. Befehlshabers der 
Flotte, MS Murwiek 
12.11.: Neumonster, Zapfenstreich u Rede 
des Ministerpräsidenten von Schleswig· 
Holstein (Holstenhalle) 
13.11.: LObeck, Zapfenstreich mit BOrger­
meister u. Befehlshaber d. Territorialkom­
mandos (Rathausmarkt) 
16.11.: Munster, Gelöbnis mit Ministerprä­
sident Albrecht (Truppenobungsplz.) 
11.12.: Hamburg, Empfang des 1. BOrgar­
meisters im Rathaus 

9.11.: Kassel, Zapfenstreich mit Rede v. 
Börner (Wilhelmshöhe) 
12.11.: ErntebrOck, Gelöbnis mit Rede von 
Manfred Wörner (Innenstadt) 
12.11.: Mainz, Ministerpräsident und Lan­
desregierung v. Rheinland-Pfalz treffen 
sich m. Soldaten 
(Hambacher Schloß) 
22.11.: Bonn, Konzert for Diplomatisches 
Corps u. Öffentlichkt. (Beethovenh.) 

26.10.: Monchen, Internationales Militär­
konzert (Oiympiahalle) 
??.10.: MOnchen, Dies academicus an der 
Bundeswehrhochschule mit FJS 
12.11.: Monchen, Empfang d, bayerlachen 
Ministerpräsidenten u. Staatsregier. for 
Soldaten (Odeons- o. Königsplz.) 
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Unter dem Mantel der Europilsehen Einigung 

Teil II Westeuropäische 
Tell1 dieses Artikels greift die Frage auf, welche lnterettsen die BRD mit 
der unter harmlos klingenden Floskeln wie .gemeinsame Slcherheltspo­
lltlk•, •Europllslerung Europaa• vorangetriebenen europllachen lnt• 
gratlon verfolgt. ln diesem Tell werden •Europaa Interessen• ln der Welt 
und die realen Chancen dieses. Elnlgungaprozeaaea beleuchtet. 

Europas Interessen in der Welt 

,,Europa muß stark sein, damit es 
seine wohlverstandenen Interessen liber· 
all wahrnehmen kann und .damit die Ge­
meinschaft der freien Demokraten in Eu­
ropa diesen Beitrag flir die Welt leisten 
kann" (H. Kohl, 2.7.83) 

Zur Wahru.ng seiner Intetessen geht 
Westeuropa heute zwei nicht mehr 
scharf voneinander zu trennende Wege. 
Zum einen den des ,,Handelsimperialis· 
mus", dh. der neokolonialistischen Sich­
erung ökonomischer Einflußspähren 
durch Wirtschaftsabkommen. Diese Ab· 
kommen wie z.B. das Lome' -Abkom­
men, von dem 65 Staaten Afrikas, der 
Karibik und des Pazifiks betroffen sind, 
zwingen die betreffenden Länder zu ei­
ner Umstrukturierung ihrer Wirtschaft 
von der Selbstve(S<)rgung zur Orientie· 
rung an dea Bedürfnissen des EG-Mark­
tes. Der EG ist dafür ein sicherer Absatz-

marlet zu günstigen Bedingungen ebenso 
garantiert wie dielangfristige Versorgung 
ihrer Industrie mit Rohsteffen und billi· 
gen Halbfertigwaren. 

Diese Sicherung von Einflußfeldern 
durch wirtschaftliche Abhängigkeit soll 
in Zukunft von der EG verstärkt milltä· 
risch. abgestützt werden können. ,,SO ist 

die Verhängung von Sanktionen in den 
Konfliktfällen Iran, Falklsnd-lnseln und 
Polen durch die ZusammenaFbeit der 
Zehn erfolgreich koordiniert, worden, 
wobei di8s durch begleitende Mal!nah­
men der EG unterstrichen wurde •.• Es 
gehört inzwischen zur Routine der Eu· 
ropäischen Politischen Zusammenarbeit 
(EPZ), AktiofiiJ() von Einzelstaaten bei 
Konflikten in der 3. Welt zu unterstüt­
zen. Prpminente BeilfJiele sind die Un­
terstützung der britischen Reaktion auf 
die af1J8ntinische Invasion der FalklaTKi 
ln•ln, die Ermutigung der Teilnahme 

von vier europäischen Staaten an den in­
ternationalen Friedenstruppen im Sinai 
und im Libanon, sowie die Riickenmr­
kung, die den drei europäischen Mitglie­
dern der .Natnibis-Kontaktgruppe ge­
währt wurde. lfJ$(/8${lmt kann davon aus­
gegangen werden, daß die Europäer ei· 
ne gewisse eigene Kspazitit zur Reaktion 
auf Dritt-Welt-Konflikte ~tzef.1" (1) 

PolitiSch abgesichert ist die Möglich­
keit militärischer Interventionen im 
Rahmen der Westeuropäischen Union 
(wEU). In ihrer Empfehlung Nr. 396 
v. 29.11.83 regt die WEU-Versamm­
l\lllg z.B. an, daß jene WEU-Mitglieder, 
,,die iber die entsprechenden militiri­
schen Fähigkeiten verfügen", bei Ent-

wicklungen außerhalb des Nato-Gebie­
tes, die die "lebenswichtigen ln'tereiiSen" 
~er WEU-Staaten berühren, ,,Streitkrif· 
te in diese Krisenregionen verlegen soll· 
ten". Anders als der Nato-Vertrag. ent· 
hält der WEU-Vertrag keine geographi­
sche Begrenzung des Aufgabengebietes. 
Artikel Vlll des Vertrages sieht sogar 
Beratungen bei einer .,Bedrohung des 
Friedens, gleichwohl in welchem Gebiet" 
vor. Bei der Wahrung ,,ihrer Interessen" 
trifft Westeuropa zunehmend auf die 
USA. 

Das widersprüchliche Verhältnis 
zu den USA 

Westeuropa, Japan und die USA 
sind heute die schärfsten Konkurren· 
ten auf dem Weltmarkt. Beispielhaftes 
und bereits heute gut sichtbares Kon­
fliktfeld ist der Nahe Osten. Dazu Richie 
Weizäcker~,Eswireeine Illusion zu glau­
ben, daß Nahostkrieg u,P 0/krise Euro­
pa nur wirtschaftlich berührt hätten. E· 
nergiepolitik und Sicherheitspolitiksind 
auch in Europa nicht vonemsTKier zu 
trennen. Die Nahosterklärung der EG ist 
nichz dss erste, aber dss lfJektBkulirste 
Glied in der KBtte untauglicher europä­
ischer Versuche, sich aus überregionalen 
Konflikten, an denen die USA beteiligt 
sind, herauszuhalten. Der Nahostkrieg ... 
hat überdeutlich gezeigt~ daß den Eu­
ropi!m der nenn1Jf1SW(Jrte politische 
Emfluß fehlt .. Europa Ist überall mit llli· 
nen Ausfuhren prisent. Es wird deshalb 
such von den Ereign/$SINI an allen Orten 
seines Engagements betroffen" (3) Karl 
Kaiser vom rechten Flügel der SPD sagt 
im EG-Magaz.in deutlicher, wohin die 
Reise gehen soll: "Während die EG auf 
atlantischer Ebene lediqlich politisch­
konzeptionell in Erscheinung traten, die 
operative Olmendion (Was ist denn d8S? 
d.S.) aber im ... Natt?_-Rahmen belassen 
sollte, stellen sich vollig andere FrtJgen 
in puncto außereuropäischer Sicherheit. 
ln der Praxis geht es um den Nahen uTKi 
Mittleren Osten. ln dieser Region kön­
nen ... Konflikte, innere Umwälzungen 
... zu unmittBibaren Bedrohungen der 
Sicherheit Westeuropas werden. Einer­
seits ist hierfür keine Institution, insbe­
sondere nicht die NATO zuniTKiig, an­
dererseits kann ,Europa nicht zulassen, 
daß diese Entwic)clu"P!", die europäi­
sche lnter88Sen unmittelbar berühren, 
IIUSSIChließlich von den beiden Weltmäch­
ten behandelt oder geregelt WBrden. 
Schon heute spielt die EG hier eine be­
achtliche Rolle ••. (die) bei der Wahrung 
der Sicherheit Europas in diesem Raum 
gestirkt werden (kann) ... - durch di­
plomatische Interventionen, Wirtschaft· 
liche Hilfen und eine aktive Friedens· 
wahrung, die $0f18r Zl! militirischen Maß­
nahmen führen kann: durch Entaenduna 
von EG-Friedensttuppen ... oder von 
Einpeüverbinden, bei denen es um ae­
meblaame Interessen der Europier ·aeht 
..... (4) 



Atomstreitmacht? 
Die USA unterstützen die europäi­

sche Integration soweit sie als ,,europäi­
scher Pfeiler" der Nato stattfindet und 
ihre eigenen militärischen Spielräume 
im Rahmen einer weltweiten Arbeits­
und Lastenteilung erhöht. Von ameri­
kanischer Seite wird darauf gedrängt, 
daß die Westeuropäer sich verstärkt an 
der .für "Airland Battle" nötigen kon­
ventionellen Aufrüstung beteiligen und 
den USA damit militärische und finan­
zielle Kapazitäten für weitere Projekte 
(~DI) freisetzen. Gleichzeitig fordert 
d1e USA von Westeuropa die verstärkte 
Beteiligung an US-Interventionen in 
der 3. Welt zur Freisetzung eigener Trup­
pen z.B. für Einsätze im pazifischen 
Raum. In diese Arbeitsteilung ist die 
BRD bereits heute mit einbezogen. 1980 
wurde z.B. das Operationsgebiet der 
Bundesmarine ins Nordmeer ausgedehnt, 
um dort operierende US-Einheiten für 
Einsätze im Indischen Ozean und im 
Persis«hen Golf freizusetzen. Diese Ent­
wicklung erlaubt den USA bzw. der Nato 
letzlieh einen verschärften Kriegskurs 
gegenüber der Sowjetunion. Grenze die­
ser "Selbstbehauptung Europas" ist für 
die USA die Bedrohung ihrer politischen 
und militärischen Hegemonie, die befes­
tigt wird durch die atomare Überlegen­
heit. Die europäischen Nato-Länder 
sind im Rahmen der Nuklearen Planungs­
gruppe an der Einsatzplanung der US­
Atomwaffen beteiligt, die BRD zusätz­
lich über den bundesdeutschen General 
Mack, der im Sept. 84 als Stellvertreter 
von Nato-Oberbefehlshaber Rogers auf­
rückte und dem die Verantwortung für 
die Ziel- und Bedarfsplaung in Buropa 
stationierter Atomwaffen obliegt. Dies 
wird von der BRD jedoch als ,.pnbefrie­
digende Obergangslösung" betrachtet, 
"wie die Voraussetzung dafür nicht ge­
geben ist, daß die BRD den (von ihr ei­
gentlich erstrebten) Posten ••. des Chefs 
des Stabes im europäischen Hauptquar­
tier'' nicht besetzen kann, dieser ist so­
wohl für Anforderung wie Freigabe von 
ATomwaffen zuständig. (FAZ v. 19.2. 
8S) Doch zur Abgabe dieses Postens in 
europäische Hände sind die USA nicht 
bereit. 

Angesichts der für eigene Großmacht­
politik zu geringen atomaren Kapazitä­
ten in Westeuropa bleibt "Vorausetzung 
für das Einwirken Europas auf das welt­
politische Geschehen" (5) das Bündnis 
mit den USA. Nächstes Ziel einer west­
europäischen "Sicherheits"politik kann 
daher nur die "'Oberwindung des Un­
gleichgewichtes innerhalb der Nato zwi­
schen USA und europäischen Pfeiler 
sein" (5) Sowohl die von Kissinger im 
März 1984 wieder auf die Tagesordnung 
gesetzte Diskussion um einen Abzug der 
USA aus Westeuropa (das aus Bequem­
lichkeit 8eine Verteidigung an die USA 
deligiert habe) als auch die im Zusam­
menhang mit SDI von Teller, Ikle u.a. 
ins GesJ>räch gebrachte "Abkopplung" 
(6) (FAZ v. 9.4. und 1.7.85) wurde ge­
nutzt, für den Ruf nach ,,stärkerer Ei-

genständigkeit Europas in der Nato" 
(H. Schmidt). 

Diese Forderung wird in der BRD 
von einer Koalition der etablierten 
Parteien erhoben, die von F.J. Strauß 
reicht, für den Voraussetzung einer 
gleichwertigen Säule in der Nato "die 
Aufstellung einer gemeinsamen Ver­
teidigungsmacht ist", bis zu H.' Wie­
czorek-Zeul (SPD), die fordert Euro­
pa,, zu einer Kraft auszubauen, die in 
der Lage sei, sich zwischen den Groß· 
mächten durchzusetzen. Die EG müsse 
eine eigenständige Außen- und Sicher­
heitspolitik betreiben". Garniert wird 
dies auf SPD-Seite niit Floskeln wie 
"Sicherheitspartnerschaft". "Zusam­
menarbeit statt Konfrontation mit dem 
Osten" (7), doch wenn gleichzeitig der 
"Ausbau der konventionellen Rüstung 
in Europa" (W. Brandt 16.2.84) gefor­
dert wird, der amerikanische "Atom­
schirm" als unverzichtbar bezeichnet 
und die Nato als "Wertegemeinschaft" 
gelobt wird, dann ist dies nichts als lee­
res WortgeklingeL 

Im Rahmen der EG ist die Verknüp­
fung mit der Nato längst aufgenommen 
worden. Bereits im Dez. 7 5 nahm das 
Buropaparlament (EP) eine Entschlies­
sung an, "daß die Mitg/eidsstaaten (der 

EGJ das Nordatlantische Bündnis stär­
ken müssen, indem sie ihre eignenen 
spezifisch europäischen Anstrengungen 
ausweiten ... eine Rationalisierung der 
Waffenproduktion als auch der Logis· 
tik und Infrastruktur ... erzielen (um} ei­
nen angemessenen Beitrag zur gemeinsa­
men Verteidigung zu leisten." Im April 
1984 nahm das EP den "Klepsch-Be­
richt" an, der fordert im Nato-Rat 
"mit einer Stimme.. zu sprechen, für 
wirksame Konsultationen zwischen ... 
USA und EPZ'' zu sorgen und die Frie­
denssicherung der UN "dadurch zu stär­
ken, daß weiterhin Kontingente ... in 
Spannungsgebiete entsandt werden ... 
(die) die. Zehn ... offiziell als Ganzes re­
präsentieren, auch wenn sie sich nicht 
aus allen Mitgliedsstaaten rekrutieren." 
(8) Eintrittskarte für Spanien in die EG 
war die Zusicherung des Nato-Beitritts. 
Ausgeschlossen wird .eine in Zukunft 
mögliche "zunehmende Interessendif­
ferenz" zwischen Amerika und Westeu­
ropa z.B. von der Bundesregierung 
nicht. "Wird die weitere Entwicklung 
der WEU ... als zweiter Pfeiler der 
NATO verlaufen" so wäre "bei einem 
eventuellen Auseinanderbrechen der 
NATO ... in der WEU der Kern für eine 
europäische Verteidigungsunion vor­
handen. "(6) 
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Die SPD betltlgt slc.h Im Proze8 der euro­
pilachen Integration trotz der damit von 
der Bundesregierung verfolgten mllltlrl· 
achen Stlrkung als Vorantrelber. ln ein· 
em Antrag vom Aprll1985 spricht sich dl't 
SPD for eine •zOglge Beratung des Ver· 
tragsentwurfes ... tor eine Europllache 
Union aua und fordert die Bundesregl• 
rung auf, ... mit NaChdruck auf die Stlr· 
kung der politischen Zusammenarbeit Im 
Rahmen der (EPZ) hinzuwirken und (Ihre) 
Zuatlndlgkelt auf neue Gebiete -der Zu· 
samrnenarbelt, InsbeSondere Im Bereich 
der Sicherheits-, AbrOstunga- und Vertel· 
dlgungapolltlk auszuweiten.• 
Schon unter SPD-Reglerungaz:elten war 
Frankreich traditioneller BOndniepartner 
bel der Aufwelchuno der BRD Im Rahmen 
der WEU auferlegten Beschrlnkungen; 
ala Stlct)wort seien hier genannt die Zu· 
stlmmung Frankreiche zur Aufhebung der 
Roatungabeschrtnkungen, Broterkoope. 
ratlon. Frankreich will aelne NukJear· 
atreltmacht aufrosten und weltweit als er· 
atea Land Neutronenwaffen stationieren, 
atehf hierbei aber vor finanziellen Probl• 
men. Helmut Schmldt war ea, der forder· 
te, •von franzoalscher Seite die Nuklear· 
macht und von deutscher Seite die 
Kapital· und Flnanzkraft~ einzubringen. 
Er verband dl.- mit der Forderung nach 
angemessener atomarer MltwJrkung und 
appellierte an Mlttetand, auf daa Gebiet 
der BRD auszudehnen und Ihr nukleares 
Mitspracherecht Insoweit einzurturnen 
•ala deutachee Territorium ala Abachu&­
oder ZJelgeblet ln Frage kAme.• (11) 
Jede elgenatlndlge Atomstreitmacht ~ 
nOtlgt einen Beobachtungasatelllten. 
Egon Babr erganzte Schmldt mit der For· 
derung nach einem europllachen Beob­
achtungaaatelllten Im Weltraum und 
drlngte die Bundesregierung zur Betelll· 
gung am geplanten franzOslachen Satelll· 
ten (12), rnlt dem die BRD Zugang zur Eln­
.. tzplanung erlangen worde. 
Die SPD atreltet offiziell Ambitionen einer 
MltverfOgung von Atomwaffen Ober die 
•Europllalerung• ab, doch sowohl die 

Forclerung einer •Europllachen Union• 
mit gemeinsamer Au&en· und $1c~elt· 
spolltlk, ala au9h elher -deutsch· 
franzoalachen Ach ... laufen zumindest 
langfristig auf eine Mitvertagung hinaus. 

Die Chancen .der europäischen Ei­
nigung 

Ob sich die o.A. lnteressen Westeuropa's 
und der BRD im ~ahmen einer Europä­
ischen Union (EU) realisieren lassen, ist 
derzeit offen. In Artilcel68 des Entwur· 
fes für eine EU ist vorgeseh~n. daß der 
"Bereich der Z~Uammenarbeit inlbeson· 
dere auch auf F~en der Ribtung, des 
Verkaufs JIOn Waffen an Drlttllinder, der 
Verteidigungspolitik und der Abribtung 
ausgedehnt" werden kann. Anfänge die· 
ser Politik bestehen \Inter den EG·Län· 
deJ"'llängst. 
In der Folge der Ölkrise '73 wurde die 
••Europäische Politische Zusammenar· 
beit" (EPZ) gegründet, laut Karl Kaiser 
"nichts anderes all die Anfänge einer 
koordinierten Sicherheittpolitik ".( 4) 
- 1975 stellte der Tindemanns- Bericht 
fest, daß die EU solange unvollständig 
bleibt, wie sie keine gemeinsame Vertei­
digungspolitik besitzt . 
- Im Juli '76 stellt das EP im Rahmen 
eines A~tionsprogramms fest,"chzß der 
Ab111tz JIOn Militärflugzeugen eine unab­
dingbare Voraussetzung ftJr die Zukunft 
der europäuchen Luftfahrtindustrie ut 
{und) eine ZuiJZmmenarbeit in einer (ge­
meinsamen' Agentur zum Ventändni.r 
der Notwendigkeit einer späteren Ver­
teidigunglpolitUchen Zwammena:rbeit 
im Rahmen der EU beitragen k6nnte". 
- Im Juni '76 fordtrt das EP ein "Akti· 
onsprogramm flir die Herstellung kon· 
ventioneller Rüstungsgüter und stellt 
fest "daß die ZiJIÜe und milttärilche Sei'­
te bestimmter Schlillselinduitrien ... 
bei der Planung der weiteren Entwick· 
lu~g nicht getrennt werden können" 
(hier erledigt sich weitere Diskussion 
ilber die zivile oder militärische Nutzung 
von EUREKA). 
- '81 stellte das EP f.est, "daß der unge· 
hinderte Verkehr auf den Ozeanen so­
wohl ftJr die Wirtschaft der EG.Staaten 
... Jlon lebenswichtiger Bedeutung i.Jt" 
und fordert die Mitgliedsstaaten, die 
über eine Flotte vertilgen, auf "ihre 
Vberwachungtmiulonen außerhalb der 
durch (die NATO) abgesicherten Zone 
zu koordinieren und ihre Anstrengun· 
gen auf dem Gebiet des Schiffbauet zu 
Perstärken" - zweiter Weltpolizist EG ? 

Im November letzten Jahres gründete 
das EP den Unterausschuß fllr Sicher· 
heitspolitik und Abrüstung. Doch ~n 
dieser fortgeschrittenen Militarisierung 
scheiden sich die Geister in der EG. 
Dänemark, Griechenland und Irland 
wollen die EG als reine Wirtschaftsge­
meinschaft bel~n, GB befürchtet mit 
der EU zu starke Eingriffe in seine Wäh­
rungs- und Wirtschaftsautonomie. 
Die BRD und Frankreich wollen ihre 
mit der EU verknüpften Interessen "not· 
falls unter lnkau{nahme der Spaltung 
der EG bzw. der Nichtbeteiligung JIOn 
GB, Griechenland und Dlinemark" (9) 
durchsetzen. Beide Länder drängen 
auf das lnkrafttreten des Vertrages, so­
bald sechs Mitgliedsstaaten ihn unter· 
zeichnet haben. 
Obwohl der Mailänder EG~ipfel im 
Juni '85 am Rande des Bruchs stand, 

wurde die Einberufung einer neuen 
Konferenz durchgesetzt, die bis Ende 
Oktober eine Änderung der EG-Verträ· 
ge - (Erweiterung der Befugnisse des 
EP) - und einen Vertrag über die ge· 
meinsame Außen· und Sicherheitspoli­
tik vorlegen soll. Den neuen EG·Llln­
dern Portugal und Spanien fiel bei 
Durchsetzung dieses Beschlusses die tra· 
gende Rolle zu, sie verschoben das Kräf· 
teverhältnis von 9 zu 3. 
Da6 der '84 Im EP verabschiedete Entwurf 
Ober eiM Europllache Uninon blalang ln 
keinem EG-Staat abschlle&end dlkutlert 
wurde, zeigt, d.a die damit verbundenen 
Probleme haMW elngeechltzt werden, ala 
der daraus zu ziehende Nutzen. 
Eine wirkliche polltl8cM Einigung und 
nicht nur vertraglich formale, wlre Vor· 
raussetzung einer europllachen Gro&­
maoh,polltlk. Dieser politischen Einigung 
steht die kapitalletlache Konkurrenz (ma· 
nlfeatlert ln Auaelnandersetzungen Ober 
Getreldeprelae bla zur Rangelei Ober daa 
letzte WElJ..Projekt eJiger 90c) ebenao 
entgegen, wie die Angst kleinerer EG­
Staaten fOr eine von Ihnen nicht mltget,. 
gene GroBmachtpolitik von Frankreich, 
GB und der BRD mlBbraucht zu werden. 
Andererseite alnd auch Frankreich und 
GroBbrltannlen nicht bereit, Ihremit der 
atomaren Komponente verbundene Vor· 
machtatellung aufzugeben. 
Sollte ea Frankreich und der BRD gelln· 
gen, den Vertrag Ober eine Slcherheltapo­
lltlk durchzupeltachen, wlre ein wlchtl· 
gea Tellziel einer nach dem NPT featg• 
legten europllachen Elnlgung ertelcht, 
doch vorerst nur ala formaler Akt. 
Deutlich Iet jedoch, daß belde L.Ander dar· 
auf setzen, Im • Tandem• die alch aua dem 
Vertrag ergebenden MOgllchkelten zu nut· 
zen und durch die Macht geachaffener 
Fakten die Obrlgen EG-Staaten zum Mit· 
machen zu zwingen. 
Elne eigene GroBmachtpolitik Ist der BRD 
aua politischen Granden -noch • verwehrt. 
Ihre politische Stellung ln .der EG, erlangt 
durch die wirtschaftliche Macht, und die 
trotz dea Ihr gegenOber gehegten MIBtrau· 
ena ln der WEU erlangte RMouverlnlat. 
rung alnd Antriebtor die BRD, die europA­
Iache Integration voranzutreiben. Ziel Ist 
datiel, die alch aus der Krleganlederl~ 
ergebenden Beschrlnkungen restlos zu 
beaeltlgen und nicht nur wirtschaftliche, 
IOndem auch polltlache und mllltlrlache 
Macht zu werden. 
Die unter dem Mantel •friedliche Elnl· 
gung• vorangetrte~e europllache lnt• 
gratlon verdient ln Zukunft mehr Aufmerk· 
aamkelt. 

Anmertungen: 
(1) •Koordlnlerungabedarf ln der westli­
chen Ostpolltlkc, Dokument der Stiftung 
•Wlaaenachaft und Politik• 
(3) R.v.Welzsicker, Die deutsche 0. 
schlohte, Bertln 83 
(4) Karl Kalaer, EG-Magazln Nr.W83 
(5) A.Mert .. , 4.1.86 
(8) TAZ. 9.4. und 1.7. 86 
(7) TAZ, 8.7.86 
(8) EG-Berlcht 
(9) HAZ, 5.7.86 
(10) Zelt, 11.5.85 
(11) H. Schmldt, Bundestagsrede v. 
28.8.84 
(12) TAZ, 18.1.86 



hat nicht nur ein neues Gesicht, 
sondern auch viele gewohnte und neue Seiten. 

Alternative 
Bekanntmacllungen 

Das sind Mitteilungen außerschulischer Initiativen 
im Bildungsbereich wie Theateraruppen, Hexen­
schulen oder Bildungsläden. 

Autoren ms Klassenzimmer 

ln jedem Heft stellen sich ein oder zwei Autorinnen 
und Autoren vor, die in der Schule gern etwas vorle­
sen würden. 

päd.extra 's Preisratsei 

Unsere Hausaufgabe zwischen vielen Kreidestri­
chen. So nenneil wir auf zwei Seiten unseren bil­
-dungspolitischen Monatsspiegel. 

Praxismarkt 

Leser und Leserinnen schreiben. welche Unterrichts­
ideen sie verwirklicht haben. Keine Unterrichtsein­
heiten, sondern vier Seiten zum Raustrennen und 
Abheften. ,,,., 
Vier, fllnf, sechs Seiten prallvoll mit Terminen. An­
geboten und Gesuchen. Hinten im Heft, wo viele zu 
lesen beginnen. 

Außerdem in jedem Heft: 

Kommentare, Berichte und Hintergründiges zu Frei­
net, Computern, Öko-Pädagogik, Legasthenie, Ge­
walt in der Schule und, und, und ... 

Probeheft gefällig zum Neu-oder Wiederentdecken? 

pld.extra, Rotlintstr. 45 H, 6000 Frankfurt/Main 1, 

. Mari<"'"" fr;.drich. 

ß;ndbuch 
' 
.. , . u • 
alternat•v•l l•tik 
Ko••una po 1 

Ein Handbuch für Kommunal­
politiker und Kommunalpoliti­
kerinnen, für Bürgerinitiativen, 
für Studierende, Lehrer/innen, 
Journalisten/innen und alle, 
die ,einfach so' an kommunal­
politischen Themen inter­
essiert sind. 
Mit einführenden Texten zu 
insgesamt 36 Fachthemen, 
Stichwortverzeichnis, Material­
und Adressenlisten. 
352 Seiten, DM 34,-
zzgl. Versand (DM 1 ,40 
für 1 Expl.) 

***** 

Außerdem bringen wir alle 
2 Monate die ALTERNATIVE 
KOMMUNALPOLITIK - Fach­
zeitschrift für Grüne und Alter­
native Kommunalpolitik - her­
aus. Das Einzelheft kostet 
DM 7,- (zzgl. Versand), das 
Jahresabonnement (= 6 Hefte) 
DM 42,-. 
Das aktuelle AKP-Heft zum 
Kennenlernen versenden wir 
postwendend, wenn uns 
DM 7,- in Briefmarken 
zugehen! 

Hertorder Str. 92 
4800 Bielefeld 1 

Sabine Stamer (Hrsg.) 

Von der Machbarkeil 
des Unmöglichen 
Gespräche über grüne 

Praxis 
und grüne Perspektiven 

208 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-88506-140-6 

• War's das wirklich schon? Haben die 
Grünen ihre "historische Aufgabe" 
bereits erfüllt, indem sie die etablier­
ten Parteien mit der Nase in den 
. Umweltdreck gestoßen haben? 

• Was können die Grünen zur Realisie­
rung gesellschaftlicher Veränderungen 
leisten? 

• Welche Möglichkeiten bleiben den 
Grünen, ihre parlamentarische Existenz 
abzusichern? 

• Wie entwickelt sich das Verhältnis der 
Grünen zur SPD? 

Die Herausgeberio hat die form des poli­
tischen Gesprächs gewählt, um nachfra­
gen zu können, wenn grüne Politikerin­
nen und Politiker brisanten Problemen in 
manchmal schon staatsmännischer 
Manier ausweichen wollen. Sie hat so 
präzisere Antworten erhalten, und dort, 
wo solche noch nicht gefunden sind, 
werden in der direkten Konfrontation 
immerhin Widersprüche und Fragen her­
vorgehoben, die viele aus politischer und 
persönlicher Ängstlichkeit in einem eige­
nen Beitrag lieber gemieden hätten -
und bisher häufig gemieden haben. Die 
Gespräche reproduzieren keine ober­
flächlichen Positionsbestimmungen. Sie 
sind deshalb ausführlich, lassen Raum, 
Argumentationen zu entfalten und zu 
vertiefen. 
Die Frage nach der Machbarkeil des 
Unmöglichen, nach der Verwirklichung 
gesellschaftlicher Veränderungen richtet 
sich hier vornehmlich an Grüne, sucht 
ihre Antwort aber nicht allein im Rahmen 
der grünen Partei. 

Junius Verlag 
Von-Hutten-Str. 18, 2000 Harnburg 50 

Vertrieb: BücherPresse, 
Am Taubenfelde 30, 3000 Hannover 1 
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Wir machen weiter ! 
Nach langem Oberlegen haben wir uns auch dieses Jahr entschlossen, wieder 
einen Anti·AKW-Kalender herauszubringen - trotz Kalenderschwemme, trotz 
Kriminalisierung, trotzfinanzieller Unsicherheit. 
Wir haben den Kalender diesmal abgespeckt. Auf nunmehr 192 Selten gibt es ne­
bendem Kalendarium als festen Bestandtell die aktualisierte Adressenliste der 
Initiativen gegen Atomenergie - unverzlchtbar fOr den alltAgliehen Widerstand. 
Im Inhaltlichen Tell gibt es Kurzartikel zu folgenden Bereichen: 

- Schwandorf - Atommollversenkung 
- AKW.Standorte - Kaikar 
- SOdafrlka - Atomexporte 
- Anti·NATO-Kongre8 - Kriminalisierung Im Wendland 

Der Kalender erscheint Ende Oktober. Bitte schickt uns so schnell wie mOgllch 
eure Bestellungen, damit wir ungeflhr die nOtlge Auflage abschltzen kOnnen. 

Bestellungen an 
06Hinger Arbeltakrela gegen Atomenergie 

Poatfach 1845 
3400 Q6Hingen 

1986 
KALENDER 
1128elten 7,·DM 

FDr Wledarwrkluter 4,10 
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